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Die diesjährige, in m ancher Beziehung beachtensw erte A u s s t e l l u n g  
in B r ü s s e l  bietet w ieder einmal G elegenheit, einen Blick auf die Technik 
des A usstellungswesens zu werfen und die aus ihr hervorgehenden 
V orzüge und M ängel des einzelnen Unternehm ens kritisch zu beleuchten. 
D abei spielen selbstverständlich auch die Fragen der allgemeinen O rganisation 
eine wichtige Rolle, so daß wir an ihnen nicht achtlos vorübergehen können.

Man hat in Brüssel wie bei den meisten internationalen A usstellungen 
fü r das U nternehm en die Form  einer Aktiengesellschaft gew ählt, die unter dem 
Patronate des Königs der Belgier und unter dem Ehrenpräsidium  des Kronprinzen 
arbeitet. Die O rganisation der Aktiengesellschaft ist verständigerw eise 
ziemlich einfach. A ußer einem aus 17 Personen bestehenden V erw altungsrat 
ist ein ausführender Ausschuß mit 10 M itgliedern und zwei G eneraldirektoren 
nebst zwei Sekretären vorhanden; dazu kommen für die A usführung der Aus­
stellungsanlagen drei Architekten und ein Chefingenieur, ferner für den Betriebs­
dienst drei Ingenieure, für die U nterhaltung der G esam tanlagen ein aus 
d rei M itgliedern bestehender Ausschuß, für die K orrespondenz und das Rech­
nungsbureau je ein Bureauchef, endlich eine aus drei M itgliedern bestehende 
juristische A bteilung. H ierzu gehört selbstverständlich das nötige Hülfs- und 
U nterpersonal in allen Abteilungen. Alle A usstellungserfahrungen weisen darauf 
hin, daß es namentlich im Interesse der E inhaltung des Bau- und Betriebs­
haushaltes sow ie der E rhaltung der Übersicht über das G esam tunternehm en 
zw eckm äßig ist, die V erw altung nicht allzuweit zu dezentralisieren und nicht 
m ehr Sonderausschüsse einzusetzen, als unbedingt erforderlich ist. Das Verfahren 
d er großen amerikanischen Ausstellungen der letzten Jahrzehnte, aus der Ver­
w altung einen übergroßen und schwerfällig arbeitenden A pparat ohne Einheit­
lichkeit zu machen, hat sehr viel zu dem finanziell so ungünstigen Endergebnis 
beigetragen, ganz abgesehen davon, daß sich unter amerikanischen Verhältnissen
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die G elder m itunter verlaufen, ln Brüssel hat man deshalb einen einfachen V er­
w altungsapparat geschaffen, der, wenn man von der Form  der A ktiengesellschaft 
absieht, tatsächlich nicht viel von der bei g rößeren deutschen G ew erbeausstel­
lungen bew ährten V erw altung durch einen Ausschuß aus Industriellen und Kauf­
leuten an der H and eines von den Beteiligten aufgebrachten G arantiefonds 
abw eicht. Die letztere Art der O rganisation hat bei kleineren A usstellungsunter­
nehm ungen unbedingt ihre Vorzüge, da sie zur Stärkung des V erantw ortlich­
keitsgefühles der leitenden Persönlichkeiten wesentlich beiträg t; bei großen 
und insbesondere internationalen Ausstellungen dagegen wird die Form  
der Aktiengesellschaft aus mancherlei G ründen vorzuziehen sein. W enn die 
staatliche V erw altung des A usstellungslandes und die V erw altung der be­
treffenden H auptstadt an solcher A ktiengesellschaft finanziell beteilig t sind 
und die allgemeinen Interessen ohne fiskalische V oreingenom m enheit zur 
G eltung bringen, so kann dadurch der ordnungsm äßigen V erw altung und 
D urchführung des U nternehm ens nur gedient w erden; auch die unm ittelbare 
finanzielle Beteiligung g roßer K örperschaften und V erbände des A usstellungs­
landes erscheint von wesentlichem Vorteil.

Über die finanzielle G rundlage der Ausstellung in Brüssel sei das Folgende 
mitgeteilt. Die Ausstellung ist ein U nternehm en der am 18. April 1906 ge­
gründeten C o m p a g n i e  d e  l’ E x p o s i t i o n  d e  B r u x e l l e s  1910, A ktiengesell­
schaft, mit einem G rundkapitale von 2,7 Millionen Frs, eingeteilt in 2700 Stücke 
von 1000 Frs. Die H auptaktionäre gehören zu den belgischen G roßbanken 
und B ankiers; so hat z. B. die Société G enérale de Belgique eine Beteiligung 
von 200000 Frs und die Société G enérale A nonym e des T ram w ays Bruxelloises 
eine Beteiligung von 100000 Frs übernom m en. Sollte sich bei der Liquidation 
der Gesellschaft nach Rückzahlung des Aktienkapitales ein Überschuß er­
geben, so wird er satzungsgem äß zunächst zur Zahlung einer Dividende 
bis zur H öhe von 2 vH an diejenigen A ktionäre verw endet, die an den Ein­
zahlungen beteiligt sind. Ein etw aiger w eiterer Reingew inn, auf den übrigens 
kaum zu rechnen sein wird, soll für öffentliche Zwecke verw endet w erden. Die 
Einnahmen der A usstellungsgesellschaft bestehen in den E ingängen aus Ein­
trittsgeldern und A bonnem ents und aus den erteilten K onzessionen; z. B. sind 
Einnahm en von 1,5 Millionen Frs aus den R estaurants, 875000 Frs aus dem Ver­
gnügungspark und 100000 Frs aus dem Verkaufe von Postkarten  vorgesehen. 
Eine H aupteinnahm e w ird ferner aus der Lotterie erzielt, die auf 4 Millionen 
Frs Reingewinn veranschlagt und schon fast vollständig eingegangen ist. A ußer­
dem erhebt die A usstellungsgesellschaft von den einzelnen Ländern Platzm ieten. 
Der H aushalt der G esellschaft w ird, sow eit es sich bis jetzt übersehen läßt, über 
25 Millionen Frs hinausgehen. Der belgische Staat hat für etw a zu deckende 
Ausfälle bis zum Betrage von 1 Million Frs die B ürgschaft übernom m en, von 
der Stadt Brüssel dagegen wurden 500000 Frs ä fonds perdu gegeben. Obli­
gationen sind von der Gesellschaft nicht ausgegeben w orden. Die an die Aus­
stellung anstoßende „B rüsseler Kirmes“ , ein V ergnügungsplatz nach A ltbrüsseler 
Art, ist von einer reinen E rw erbsgesellschaft eingerichtet, an der sich die 
A usstellungsgesellschaft finanziell beteiligt hat.

Nach der in Belgien üblichen Art sind die leitenden Persönlichkeiten des 
A usstellungsunternehm ens aus der staatlichen und kom m unalen V erw altung 
sow ie aus dem Stande der Bank- und H andelsw elt en tnom m en; die technische
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Intelligenz, die gerade im Ausstellungswesen eine so überaus wichtige Rolle 
spielt, muß sich leider auch in Brüssel mit einer wenn auch innerhalb der 
einzelnen Fachgebiete selbständigen, immerhin aber doch den leitenden O rganen 
untergeordneten Stellung begnügen. Man ist also auch in Belgien immer noch 
nicht zu der Ü berzeugung gelangt, daß der m oderne Ingenieur, dessen technische 
Arbeit immer zugleich eine wirtschaftliche Leistung darstellt, ganz besonders 
zur V erwaltung großer technisch-wirtschaftlicher Unternehm ungen geeignet ist. 
W enn erst die gesam te Industrie größeren Einfluß auf das Ausstellungswesen 
gew onnen haben und eine internationale O rdnung dieser wichtigen und unent­
behrlichen wirtschaftlichen Einrichtung erreicht sein wird, dann darf die tech­
nische Intelligenz m it Sicherheit darauf rechnen, im eigensten Interesse der Aus­
steller und der gesam ten Industrie mit der obersten Leitung von großen Aus­
stellungsunternehm ungen betraut zu werden. W as am letzten Ende erreicht 
werden muß, das ist eine wesentliche E n t l a s t u n g  d e r  A u s s t e l l e r  von allen 
denjenigen Kosten, die nicht unm ittelbar mit ihren geschäftlichen Interessen Zu­
sam m enhängen, und die Abschätzung dieser Kosten im Zusam m enhänge m it der 
technischen Bedeutung und Leistung des Ausstellers sowie seiner Stellung dem 
ausländischen W ettbew erbe gegenüber kann nur dem Ingenieur zufallen. Darum 
hat, selbst abgesehen von der m ustergültigen Darstellung des technischen 
Fortschrittes auf großen, in angemessenen Zwischenräum en w iederkehrenden 
A usstellungen, die Industrie ein so starkes materielles Interesse an der m aß­
gebenden Leitung solcher U nternehm ungen durch wirtschaftlich gebildete In­
genieure. Bei dieser anzustrebenden O rdnung der Dinge ergibt sich dann von 
selbst für jeden I n d u s t r i e s t a a t  die Verpflichtung, die staatlichen Mittel 
für eine w ürdige äußere Repräsentation der gesam ten gew erblichen Tätigkeit 
zur V erfügung zu stellen, weil dam it dem Interesse der G esam theit des Industrie­
staates am meisten, und nicht zuletzt auch in handelspolitischer Beziehung, 
gedient wird.

Daß das Brüsseler Unternehm en ebensow enig eine W e l t a u s s t e l l u n g  
im eigentlichen Sinne des W ortes werden w ürde wie seine zahlreichen V or­
gänger, w ar für die Sachkenner nicht zweifelhaft. Die in den letzten drei Jahr­
zehnten in Belgien veranstalteten Ausstellungen hatten sich allerdings sämtlich 
unter diesem klangvollen Titel eingeführt, sie waren aber durchw eg nur von 
recht zweifelhaftem Erfolg und können keineswegs als Marksteine der in­
dustriellen Entwicklung auch nur des eigenen Landes angesehen werden. E rst 
Lüttich 1905 zeigte einen anerkennenswerten Fortschritt, der sich inzwischen 
noch w eiter entwickelt hat. Die Belgier haben seitdem im A usstellungswesen viel 
gelernt, und da außerdem  ihre äußerst rührigen Industriellen dem technischen 
Fortschritt ihr volle Aufmerksamkeit zuwenden, so ist das Brüsseler A usstellungs­
unternehm en, wenn auch nicht irgendwie w elterschütternd, so doch in mancher 
Beziehung bem erkensw ert und verdient die Beachtung insbesondere der benach­
barten Kulturländer. Vielleicht w ürde dieses Unternehm en im kleineren natio­
nalen Rahmen noch m ehr gew irkt haben als unter der internationalen Flagge, die 
trotz der nominellen Beteiligung von einigen zwanzig Staaten nicht recht ange­
bracht ist, weil der größte Teil der ausländischen G ruppen doch nur die Be­
deutung einer V isitenkarte hat. Belgien hat es sich indessen nicht versagen 
können, den weiten Kreis seiner ausländischen Beziehungen in Handel und In­
dustrie und den U nternehm ungsgeist seiner Kapitalisten neben der Bedeutung des

1*



452 ABHANDLUNGEN

kleinen Landes als Kolonialmacht w ieder einmal vorzuführen. Allem A nscheine 
nach wird sich m indestens die Absicht, recht viele A usländer zur Reise nach 
Brüssel zu veranlassen, erfüllen, w om it ja auch den Interessen der ausländischen 
A ussteller gedient ist. Man rechnet auf insgesam t m indestens sieben M illionen 
A usstellungsbesucher, so daß für die S tadt Brüssel und alle am Frem denverkehr 
interessierten Institute ein erheblicher w irtschaftlicher Nutzen in Aussicht steht. 
A ußerdem  läßt der bisherige Verlauf der Ausstellung erkennen, daß in m anchen 
G ruppen — nicht zum mindesten in der deutschen A bteilung — ein nicht un­
beträchtlicher Verkauf von Maschinen und G eräten stattfindet, der gerade bei 
g rößeren  internationalen A usstellungen bislang nur ganz ausnahm sw eise fest­
gestellt w erden konnte. Voraussichtlich wird deshalb der Erfolg unserer Betei­
ligung in Brüssel verhältnismäßig größer sein als in St. Louis.

Das A u s s t e l l u n g s g e l ä n d e  liegt in den G em arkungen der beiden Städte 
Brüssel und Ixelles, vom M ittelpunkte der unteren S tadt etw a 5 km entfernt. Das 
beliebte „Bois de la Cam bre“ mit seinem kräftigen Baumbestand und den 
schönen Prom enaden begrenzt das A usstellungsgelände nach W esten und Süden. 
Eine Fläche von 90 ha, die allerdings recht erhebliche H öhenunterschiede auf­
weist, m ußte hier in einen für Ausstellungszwecke geeigneten  Z ustand gebracht 
w erden. Besondere Schw ierigkeiten für die Pachtung des ganzen G eländes er­
gaben sich aus dem Umstande, daß 52 Parzellen-Eigentüm er beteiligt waren. 
Das G elände dehnt sich zu beiden Seiten der Avenue du Solbosch aus, es 
w ar vor der A usstellung voll angebaut, w ar zudem stark w ellig und lag strecken­
weise bis zu 9 m unter den vorbeiführenden S traßen, w ährend andererseits 
auch m ehrere M eter hohe H ügel vorhanden w aren. U nter diesen V erhält­
nissen bot der Entw urf der G esam tanlage nicht geringe Schw ierigkeiten, zumal 
erst mit dem Beginne des Jahres 1907 die ersten V orarbeiten in Angriff genom m en 
w erden konnten. Die das A usstellungsgelände von N ordw est nach Südost 
durchschneidende Avenue du Solbosch m ußte um baut und teilw eise überbaut 
w erden, dam it der V erkehr auf dem G esam tgelände nicht behindert w ürde. Man 
kann nicht leugnen, daß die allgem eine A nordnung der ganzen Anlage m it Ge­
schick und E rfolg durchgeführt w orden ist. Durch die fast zahllosen Einzelbauten, 
die nachträglich in die G esam tanlage eingefügt w urden, ist allerdings die Über­
sicht über das Ganze erschw ert w orden, auch die sachliche Zusam m engehörig­
keit hat unter der nachträglichen R aum verteilung gelitten. N ur an einer Stelle 
hat man eine T reppenanlage zu errichten brauchen, nämlich etw a in der Mitte 
des ganzen G eländes zur Ü berschreitung der Avenue du Solbosch bei dem 
Ü bertritte von der G em arkung Ixelles zur G em arkung Brüssel. Die Beschaffen­
heit des A usstellungsgeländes m achte sehr um fangreiche E rdarbeiten  no tw endig ; 
ungefähr 600 000 cbm Erdm asse m ußten zur A usgleichung der H öhenun ter­
schiede bew egt w erden. Diese A rbeiten begannen im D ezem ber 1907, so daß im 
Som m er 1908 die geebnete Fläche für die Errichtung der Hallen den ausführenden 
U nternehm ern zur Verfügung gestellt w erden konnte. Die Hallen der belgischen 
Abteilung, die den verhältnism äßig größ ten  Flächenraum  bedecken, sind in der 
Brüsseler G em arkung errichtet w orden, in der H aup tfron t parallel zum Bois 
de la Cam bre. Von der H auptterrasse steig t man zu beiden Seiten eines W asser­
falles herab zu um fangreichen G artenanlagen, die von dem in der Avenue 
Jeanne gelegenen H aupteingang aus auf breiten, ansteigenden W egen erreicht 
w erden. N ördlich von dem belgischen A usstellungspalast in der G em arkung
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^  Ixelles liegen im unm ittelbaren Anschluß die für das Ausland bestim mten
m Industriehallen, sodann die mit einer Galerie versehene große M aschinenhalle

und östlich hiervon die internationale Verkehrshalle. Die Leitung der Aus- 
Stellung hat für die verschiedenen Zwecke der A usstellung folgende Boden- 
flächen bebauen lassen: 

idia Industriehallen auf Brüsseler Gebiet . . 55 818 qm
it®. Industriehallen auf Ixeller Gebiet . . .  51 460 »
le ba Internationale M asch inenhalle .............  26 600 »
s feg. Internationale V e rk e h r s h a l le .............  9 660
Be& insgesam t 143 538 qm

Nach den amtlichen Angaben sollen mit Einschluß der von fremden Ländern 
und von Einzelausstellern errichteten G ebäude für die Zwecke der industriellen 
Schau etwa 220000 qm Bodenfläche überbaut worden sein. Die H erstellung der 
von der Ausstellungsleitung zu errichtenden G ebäude w urde unter Teilnahm e 
der ersten belgischen Konstruktionsfirmen in öffentlicher V erdingung vergeben. 
D er erste Zuschlag für die Errichtung der Maschinen- und Industriehallen in 
der G em arkung Ixelles w urde am 23. April 1908 erteilt; die A usführung dieser 
und der übrigen Hallen erfolgte dann in verhältnism äßig kurzer Zeit, so daß mit 
Beginn des Jahres 1910 alle Hallen zur V erfügung der Aussteller gestellt w erden 
konnten. Dem Anscheine nach sind die großen Eisenkonstruktionen der inter­
nationalen Maschinenhalle und der V erkehrshalle derart ausgeführt, daß sie ohne 
Schwierigkeit nach Schluß der Ausstellung dem ontiert und für andere Zwecke 
auch in veränderter A nwendung w ieder aufgebaut w erden können. Es kann 
also sehr wohl, wie es bei den letzten großen Ausstellungen mehrfach geschehen 
ist, ein Leihvertrag über diese Eisenbauten abgeschlossen sein. W ie verlautet, 

i  ä:-i soll nach Schluß der A usstellung keines der G ebäude stehen bleiben, es scheint
eks vielmehr die Anlage neuer Stadtteile auf dem Ausstellungsgelände beabsichtigt

mit 8a zu sein. Die Lage des Geländes in den beiden G em arkungen Brüssel und
Ixelles hat übrigens außer mancherlei formellen Schwierigkeiten eine eigen­
artige Folge insofern gehabt, als bei einem gegen Ende Juni auf dem Aus­
stellungsgelände entstandenem  Brande die Feuerw ehren von Brüssel und Ixelles 
in Streitigkeiten über ihre Zuständigkeit gerieten, was um so gefährlicher 
war, als die ohne feuersichere Zwischenbauten m iteinander verbundenen 
großen Hallen einem allgemeinen Brande leicht zugänglich sein würden.

Von technischem Interesse sind vielleicht einige Zahlen über die für die 
jesdufe- obenerw ähnten, von der Aussteilungsleitung ausgeführten G ebäude erforder­

lichen H ülfsarbeiten und die verw endeten M aterialien. An Fundam enten für 
die G ebäuden wurden 7800 cbm M auerwerk hergestellt, für die Entw ässerung 
w urden 9,91 km Rohrleitung in M auerwerk und Ton verlegt. F ü r die Eisen- 

jfjjjenäa bauten kamen 76681 Eisen zur Verwendung, der V erbrauch an Holz stellte
jjelgiicfcs sich auf 9052 cbm an Brettern und Bohlen und auf 275120 qm an Dachlatten,
.¡jd jjtu  für die Bedachung endlich wurden an Zinkplatten und Schieferplatten 118390 qm
^IliS und an Glasscheiben 63000 qm verwendet. Diese Zahlen geben einigerm aßen

ein Bild von der Leistung der Industrie und des H andw erkes für die Zwecke 
der Ausstellung. Die Entwürfe der Architekten w aren ausnahm slos auf monumen- 

' jjfäit tale W irkung und zugleich auf praktische V erw endbarkeit der Bauten gerichtet,
euaM die verfügbare Fläche ist durchw eg gut ausgenutzt w orden. Insbesondere m acht
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die 250 m lange, in Stuck ausgeführte V orderseite des belgischen H aup t­
gebäudes einen sehr gediegenen Eindruck. Eine bem erkensw erte architektonische 
Leistung stellt auch die g roße Festhalle dar, die fü r 3500 Z uschauer Raum bietet. 
Die meisten A usstellungshallen sind in Holz, G ips und Stuck ausgeführt, 
den Stirnseiten hat man eine ins G elbliche gehende F arbe gegeben, die zu dem 
G rün der G artenanlagen und der Bäume des G ehölzes besser stim m t als der 
übliche rein w eiße Anstrich.

Von besonderer Bedeutung für die rechtzeitige Fertigstellung und für den 
gesam ten Betrieb einer A usstellung sind die A n l a g e n  f ü r  d e n  V e r k e h r .  Was 
zunächst die Beförderung der A usstellungsgüter nach dem G elände betrifft, so 
sind m ehr als 6 km A nschlußgleis an die belgischen S taatsbahnen auf dem 
A usstellungsgelände hergestellt w orden. Aul diesen Gleisen sollen täglich bis 
zu 800 E isenbahnw agen zugefahren und entladen w erden können. Bis zum
1. O ktober 1909 waren bereits 3913 Eisenbahnw agen m it einer G esam tladung 
von 35245 t an Konstruktionsteilen für die Bauten nach dem G elände verbracht 
w orden. In den M aschinen- und V erkehrshallen sind überall Laufkrane 
mit elektrischem Antriebe für die M ontage eingebaut w o rd en ; indessen sei schon 
hier bem erkt, daß die in der deutschen Abteilung vorhandenen Krane ver­
schiedenster Art g rößere Fortschritte  im Bau und in der Leistung aufweisen 
als die Krane der internationalen Hallen.

Die Einrichtungen für den Personenverkehr sow ohl innerhalb des Aus­
stellungsgeländes als auch von der S tadt zur A usstellung sind in m ehr­
facher Beziehung m angelhaft. Auf dem A usstellungsgelände hat man 
in der Länge von über 5 km eine zw eigleisige Schm alspurbahn für 
den Betrieb mit Benzinwagen eingerichtet. Ist schon die L inienführung 
durch die streckenw eise ziemlich engen und staubigen W ege innerhalb großer 
M enschenm assen recht bedenklich, so bilden der w iderw ärtige G eruch der 
A bgase der Benzinm otoren und das tobende G eräusch der M otoren geradezu 
eine Belästigung des Publikums. Bei dieser E inrichtung ist auch der Fahr­
preis von 20 ctms. sehr reichlich bem essen. Schon auf der Lütticher Aus­
stellung von 1905 erregte eine derartige Benzinbahn den allgem einen Unwillen 
der Besucher; man hätte deshalb eine solche Anlage ohne durchgreifende 
V erbesserungen nicht w iederholen sollen. In einer g rößeren A usstellung ver­
lang t man mit Recht m ustergültige und den neuesten S tand der T echnik dar­
stellende V erkehrsanlagen und nicht E inrichtungen, die allenfalls zur Not 
dem rein praktischen V erkehrsbedürfnis genügen, aber dem M assenverkehr 
ohnehin nicht gew achsen sind. Den g röß ten  F ehler hat die Ausstellungs­
leitung dam it gem acht, daß sie keinerlei E inrichtung für den Schnellverkehr 
zwischen dem M ittelpunkte der S tadt Brüssel und dem A usstellungsgelände her­
stellte. Dem Anscheine nach hat man verm eiden w ollen, den verschiedenen 
Straßenbahngesellschaften einen w irksam en W ettbew erb zu bereiten. D ieser 
S tandpunkt ist indessen durchaus unberech tig t; die M ehreinnahm en von einigen 
M illionen, die der auf das Publikum  ausgeübte Zw ang zur Benutzung unzurei­
chender V erkehrsm ittel den Straßenbahngesellschaften einbringt, ist ganz unver­
dient. Der auf dem A usstellungsgelände eingerichtete Bahnhof der S traßenbahnen 
mit den stallartigen Abgrenzungen fü r d ie  H auptlinien kann den M assenverkehr 
nicht in der erforderlichen W eise regeln ; es machen sich deshalb fortgesetzt 
S tockungen bem erkbar. Völlig unberechtig t ist es außerdem , für das kurze
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Stückchen der Ein- und Ausfahrt in diesen Bahnhof einen besonderen Zuschlag 
von 5 ctms. zu erheben, zumal die verschiedenen Straßenbahngesellschaften keine 
gegenseitig geltenden Übergangsfahrscheine ausgeben und schon dadurch die 
F ah rt von der unteren Stadt nach dem Ausstellungsplatz erheblich verteuern. 
Die m angelhafte Bezeichnung der in Brüssel vorhandenen 57 Straßenbahnlinien 
ist für den Frem den ohnehin recht unbequem . Man hätte sich von vornherein 
sagen müssen, daß die drei in Betracht komm enden Straßenbahnlinien, nämlich 
die von der Avenue Louise kom m ende Linie, die von der Porte de N am ur 
durch die Avenue du Solbosch führende Linie und die zwischen Brüssel und 
W aterm ael längs der Nordseite der Ausstellung verkehrende Linie, nicht im­
stande sein würden, den sich auf w enige Tages- und A bendstunden zusam m en­
drängenden M assenverkehr bei einer täglichen Zahl von 60000 bis 100000 Be­
suchern zu bew ältigen. Dazu w ürde eine viel kürzere Zugfolge und eine be­
deutende V ergrößerung des W agenparkes gehören, wenn Straßenbahnlinien 
einem derartigen M assenverkehr überhaupt gew achsen wären. Das Publikum 
hat den Schaden von diesen unzureichenden V erkehrseinrichtungen; man g e­
braucht ungefähr eine Stunde, um von der unteren S tadt zur Ausstellung zu 
gelangen, wenn man nicht die fast unerschwinglichen Preise der Autom obil­
droschken bezahlen will. Da nun außerdem  mitten im Som m er die A usstellungs­
hallen schon um 6 U hr abends geschlossen werden, so bleibt bei zw eistündiger 
T ram bahnfahrt hin und her und der nötigen M ittagspause nur verhältnism äßig 
w enig Zeit für die eigentliche Besichtigung übrig.

Dazu komm t, d aß  bis in den Juli hinein noch kein Katalog für die. 
um fangreiche belgische A usstellung und ebensow enig für die französische 
A bteilung erschienen ist, so daß man sich das M aterial selbst zu­
sam m ensuchen muß. N ur der deutsche Katalog, der nach seinem sach­
lichen Inhalte sow ohl als auch nach der äußeren A usstattung dies­
mal m ustergiltig  erscheint, w ar bei der Eröffnung der A usstellung fertig ; 
längere Zeit nachher folgte der recht nüchtern gehaltene und ebenso ausgestattete 
englische Katalog in zwei Sprachen. Für die rasche O rientierung in dem weitaus 
g röß ten  Teil ist also b isher recht w enig geschehen; um so bedauerlicher 
ist der durch die unzureichenden V erkehrsm ittel herbeigeführte Zeitverlust. Der 
längere A ufenthalt in Brüssel aber muß bei den hohen W ohnungspreisen 
und dem kostspieligen U nterhalte teuer genug erkauft werden. Eine S c h n e l l ­
v e r k e h r s e i n r i c h t u n g  zwischen d er unteren S tadt und dem Ausstellungs­
platze w äre also sehr erw ünscht gew esen; sie hätte dem gesam ten Publikum 
erhebliche Dienste geleistet und w ürde auch am Schluß der Ausstellung für den 
auf dem  Gelände entstehenden neuen Stadtteil besondere W ichtigkeit gehabt 
haben. W ollte man nicht zu der kostspieligen Anlage einer zum Teil unter­
irdischen Schnellbahn greifen, so hätte es sich wohl erm öglichen lassen, un­
m ittelbar vom N ordbahnhof auf den Gleisen und den A nschlußgleisen der Staats­
bahn einen elektrischen Schnellbetrieb nach dem A usstellungsgelände ein­
zurichten. Die Rentabilität w ürde glänzend gew esen sein; allerdings w ürden 
zugleich die Brüsseler Straßenbahngesellschaften einen im öffentlichen Interesse 
nur durchaus erw ünschten W ettbew erb erhalten haben, den man offenbar 
fernhalten wollte.

W ie die D inge nun einmal liegen, wird man der Brüsseler Aus­
stellung den V orwurf nicht ersparen können, daß sie fü r die Lösung der
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V erkehrsfrage nicht den richtigen W eg beschritten hat. So ist es bisher bei 
fast allen A usstellungen gew esen. Keine einzige der g roßen U nternehm ungen 
der letzten Jahrzehnte hat der V erkehrsfrage eine genügende und von örtlichen 
V erhältnissen unabhängige A ufm erksam keit gew idm et; im kleineren Rahmen 
bildete allerdings N ürnberg 1906 eine bem erkensw erte Ausnahm e. Es ist aber im 
Interesse der vollen A usnutzung des volkswirtschaftlichen W ertes g ro ß e r A us­
stellungen von g roßer W ichtigkeit, daß die alten V erkehrsfehler nicht im m er 
w ieder aufs neue gem acht w erden. D ieses Ziel ist nur dann erreichbar, wenn 
der technischen Intelligenz auch im A usstellungsw esen eine freiere B etätigung 
als bisher zugestanden wird. Eine g roße A usstellung sollte nur dann die m ora­
lische und materielle U nterstü tzung des S taates und der G em einde finden, 
w enn auf G rund eines öffentlichen internationalen W ettbew erbes der Verkehrs­
techniker für den betreffenden Fall ein m ustergü ltiger V erkehrsplan erlangt 
und ausgeführt wird. D adurch w ürde auch die künftige B ebauung der Um­
gebung wesentlich gefördert w erden. Daß die Brüsseler A usstellungsleitung 
das V erkehrsw esen nicht richtig  angefaß t hat, g eh t auch aus dem w enig an­
sprechenden Z ustande d er W ege innerhalb des A usstellungsplatzes hervor. 
Das Bestreuen der nur ungenügend befestigten und m angelhaft entw ässerten 
Fußw ege m it Kohlenasche und der dadurch bew irkte Staub ist doch am aller­
w enigsten für ein Ausstellungspublikum  zu empfehlen.

N ächst der V erkehrsfrage bietet für g roße A usstellungen die B e s c h a f f u n g  
u n d  V e r t e i l u n g  d e r  E n e r g i e  ein sehr w ichtiges Problem , da man doch auch 
für diese Zwecke nur m ustergültige Anlagen schaffen sollte. In der Brüsseler 
Ausstellung wird die für Ausstellungszwecke nötige Energie nur zum Teile 
selbst erzeugt, ein g roßer Teil w ird in Form  von elektrischer Energie aus den 
Elektrizitätsw erken der S tadt Brüssel bezogen und um geform t. A ußer den zahl­
reich ausgestellten Dam pfm aschinen, D am pfturbinen und Lokom obilen, die aus 
einer eigenen K esselanlage versorgt w erden, sind die V erbrennungsm otoren  in 
seh r g roßer Zahl und Auswahl vertreten, nur die Sauggasanlagen tre ten  zurück. 
Das G egenstück zu dem in der deutschen Abteilung in m ehreren Exem plaren 
ausgestellten O r i g i n a l - D i e s e l m o t o r  von nur 5 PS bildet eine liegende G roß­
gasm aschine von 2400 PS, die ein S tahlw erksgebläse antreiben soll und in 
der Internationalen M aschinenhalle von der weltbekannten Fabrik in S e r a i n g  
ausgestellt ist. Diese G roßgasm aschine w ird indessen nur durch ein elektri­
sches Triebw erk in B ew egung gesetzt. Die Brüsseler A usstellung ist sonach 
in der K rafterzeugung einseitig und entbehrt des neuesten und w ichtigsten F o rt­
schrittes in der Energiegew innung aus den Abgasen der M ontanindustrie. Man 
hätte wohl annehm en dürfen, daß S e r a i n g  seine G roßgasm aschine etw a aus 
einer besonderen K oksofenanlage speisen und im wirklichen Betriebe vor­
führen w erde, zumal die G asm aschinen dieser Firm a seit der P ariser W eltaus­
stellung von 1900 durch deutsche K onstruktionen beträchtlich überho lt w orden 
sind und nun G elegenheit geboten  war, mit eigenen N euerungen hervorzutreten. 
Da dies nicht geschehen ist, bleibt man einerseits auf den äußeren Eindruck 
angewiesen, der entschieden auf deutsche V orbilder im G roßgasm aschinenbau 
hinweist, andererseits aber fehlt der A usstellung das m odernste System  der 
Energieerzeugung. A llerdings hat sich auf A nregung des V erfassers d er 
deutsche Reichskom m issar bem üht, für seine A bteilung eine G roßgasm aschine 
nebst K oksgasgenerator zu erhalten, um die bezeichnete Lücke in der E nergie-
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erzeugung auszufüllen; es konnte sich indessen w egen der hohen Kosten 
keine unserer ersten deutschen Firmen entschließen, sich mit diesem wichtigsten 
Erzeugnis des modernen M aschinenbaues an der Ausstellung zu beteiligen. 
Vielleicht hat man es jetzt, nachdem gerade der in Brüssel vertretene deutsche 
M aschinenbau so gu t abgeschnitten hat und auch Verkauferfolge erzielt, zu 
bedauern, daß man dem Rufe des Reichskom missars nicht gefolgt ist und 
finanzielle O pfer gescheut hat, die allerdings in einem derartigen w ichtigen 
Falle durch einen Reichszuschuß hätten verringert werden sollen. Es ist doch 
klar, daß das Reich als Industriestaat, sobald es sich amtlich an einer großen 
ausländischen Ausstellung beteiligt, auch die Verpflichtung hat, für eine ent­
sprechende Darstellung der neuesten Fortschritte der deutschen wissenschaft­
lichen Technik seinerseits Sorge zu tragen und nicht die Initiative und die 
Kosten einzelnen Firmen zu überlassen, die doch mit ihren finanziellen Opfern 
nicht über den Rahmen des eigentlichen geschäftlichen Interesses hinausgehen 
können. In dieser Beziehung sollte man aus der Brüsseler Ausstellung nun 
endlich die richtige Lehre ziehen und den Reichszuschuß auf mindestens das 
Dreifache der bisher üblichen Beträge erhöhen. Die Rentabilität d ieser Ausgabe 
in bezug auf das Ansehen deutscher Technik, auf die Förderung unserer Industrie 
und auf die H ebung der Steuerkraft steht außer allem Zweifel.

Die K e s s e l a n l a g e ,  die sich unm ittelbar an die internationale M aschinen­
halle anschließt, ist m it zehn W asserrohrkesseln der bekannten belgischen Firma 
d e  N a e y e r  besetzt; jeder Kessel hat 255 qm w asserberührte Heizfläche und 7 qm 
Rostfläche. Vier dieser Kessel sind mit Überhitzern von 75 qm Heizfläche aus­
gestattet, d er Dampf wird auf 325° C überhitzt, es bestehen also zwei ge­
trennte Rohrleitungen für nassen und für überhitzten Dampf. Es verdient bemerkt 
zu werden, daß die G e s e l l s c h a f t  f ü r  H o c h d r u c k - R o h r l e i t u n g e n  in 
B e r l i n  die gesam te D am pfleitungsanlage für die internationale Abteilung her­
gestellt hat, ebenso auch diejenige für die deutsche M aschinenhalle. Ein 
Greenscher Economiser von 1440 Rohren dient als Vorwärmer, sämtliche Kessel 
w erden durch eine stehende Kl e i ns c he  Verbund-Pum pe gespeist, die bei 
60 U m drehungen in der Minute stündlich 110 cbm W asser bei 12 at G egen­
druck leistet; in Reserve stehen einige kleinere Zentrifugal-Speisepumpen. Zu 
dem K esselhause gehört ein aus Eisenbetonklötzen aufgebauter mächtiger 
Kamin von 70 m H öhe und 3,5 m oberer W eite. Als Brennstoff dient eine 
halbfette Staubkohle, die selbsttätig  m ittels D am pfstrahles über die Rostfläche 
verteilt wird. Besonderes Interesse erregt die sehr gut arbeitende Anlage, 
Bauart S c h e n c k ,  zur mechanischen Zuführung der Staubkohle und zur Abfuhr 
der Asche unmittelbar in die Eisenbahnwagen. Die zweckmäßige Anordnung 
des Kesselhauses mit großer Zugänglichkeit, der solide Einbau der Kessel und 
die erw ähnten H ülfsanlagen bedeuten in ihrer G esam theit einen großen -Fort­
schritt gegenüber den Ausstellungen der letzten Jahre, und zwar nicht nur wegen 
der geringen Zahl der für die Kesselbedienung erforderlichen Arbeitskräfte, 
sondern auch w egen des sauberen und außerordentlich einfachen Betriebes der 
ganzen Anlage. In Belgien g ib t es sicherlich nicht viele Kesselhäuser von 
gleichem Eindrücke. Für eine genaue wissenschaftliche V erfolgung des Kessel­
betriebes ist allerdings nur teilweise gesorg t; hier sieht man den U nterschied 
gegenüber der nur aus zwei Kesseln bestehenden Dam pfanlage der deutschen 
Abteilung, bei der säm tliche Kontrollapparate für den Kessel- und M aschinen­
betrieb in einem besonderen Raum untergebracht sind.

2



458 ABHANDLUNGEN

Die beschriebene K esselanlage m it einer stündlichen Leistung von 50000 kg 
D am pf versorg t nun vor allem die in der vierschiffigen, 200 m langen M a ­
s c h i n e n h a l l e  von acht großen, m eist belgischen Firm en ausgestellten D am pf­
m aschinen und D am pfturbinen höherer Leistung. Die g roßen  K raft­
m aschinen dieser internationalen Halle arbeiten in Parellelschaltung auf dieselbe 
Schalttafel. Die ganze Installation ist nur zeitweise im vollen Betriebe, 
da w ährend der T agesstunden nur etw a 400 KW verbraucht w erden, w ährend 
die H öchstleistung bei der Beleuchtung in den A bendstunden fast auf 
das Vierfache steigt. A ußerdem  können in den A bendstunden m it Hülfe 
der in der M aschinenhalle eingerichteten U m form erstation noch w eitere 400 KW 
aus dem N etze der Brüsseler E lektrizitätsw erke entnom m en w erden. Die 
G esam tleistung des Kraftwerkes der Internationalen M aschinenhalle stellt sich 
auf 3200 KW. In der N ähe des H aupteinganges der A usstellung ist noch 
eine besondere U m form erstation mit 4 Sätzen eingerichtet w orden, die von 
den Brüsseler Elektrizitätswerken gespeist wird. Dem V ernehm en nach 
soll diese Station auch nach Schluß der A usstellung bestehen bleiben. Ins­
gesam t sind auf dem A usstellungsplatze für Beleuchtungszw ecke 1200 B ogen­
lam pen und 65000 G lühlam pen installiert; dazu kommt  in der deutschen 
A bteilung eine B eleuchtungsinstallation von 1000 KW neben einer K raft­
installation von 1800 KW für Betriebszwecke, und in der französischen Ab­
teilung eine Innenbeleuchtung m it einem Installationsw erte von 2000 KW. Die 
G esam tlänge der auf dem A usstellungsplatze verlegten Kabel be träg t etwa 
100 km. Diese K abelanlage w urde von dem  K a b e l w e r k e  R h e y d t  A.-G. be­
triebsfertig  gegen Leihgebühr hergestellt; sie hat sich im Betriebe durchaus 
bew ährt.

Es g eh t aus dieser Übersicht der Anlagen für die E rzeugung der Energie 
hervor, daß die Leitung der A usstellung keine einheitliche und zusam m enhän­
gende K raftanlage geschaffen, sondern durch allmähliches H inzufügen bestehen­
der Kraftquellen den A nforderungen des Betriebes entsprochen hat. Vom kauf­
m ännischen Standpunkte betrachtet m ag dieses V orgehen unter den gegebenen 
örtlichen V erhältnissen w irtschaftlich erscheinen, in technischer Beziehung aber 
is t die G esam tanlage m angelhaft und w enig übersichtlich; sie kann also nicht 
als so  m ustergiltig bezeichnet w erden, w ie es die Kraftzentrale einer großen 
A usstellung unserer Zeit sein sollte.

In besonderen Broschüren hat die A usstellungsleitung die von ihr erlassenen 
V orschriften zusam m engestellt, die sich auf das r e c h t l i c h e  V e r h ä l t n i s  
zwischen ihr und den Ausstellern beziehen. W enn alles nach dem W ortlaute 
gehandhab t w ürde, so ergäbe sich zweifellos m anche H ärte. Einige Bedin­
gungen für den Bezug von W asser, Gas, D am pf und elektrischer E nergie sind 
von allgem einem  Interesse für künftige A usstellungen. Das un ter A tm osphären­
druck stehende W asser für K ondensationszw ecke w ird kostenlos geliefert. 
D as un ter einem D rucke von 3,5 at s tehende W asser aus der städtischen W asser­
leitung von Brüssel kostet dagegen 22,5 ctm s./cbm ; das unter sonst gleichen 
V erhältnissen aus der W asserleitung von Ixelles entnom m ene W asser m uß in­
dessen mit 50 ctms. bezahlt w erden; die P reise sind also recht hoch. Diese 
W asserentnahm en durch die A ussteller erfolgen gem äß den kom m unalen V or­
schriften. Das erforderliche Gas w ird von der S tadt Brüssel, von der Kon­
tinentalen G esellschaft oder von der S tadt Ixelles je nach Lage des A usstellungs-
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gebäudes geliefert. Bei einem Minimaldrucke von 25 mm W assersäule beträgt 
der Preis für die Entnahm e zu Kraftzwecken 10 ctms. und für Beleuchtungs­
zwecke 13 bis 14 ctms./cbm. Den Betriebsdampf mit einer Spannung von etwa 
9 at liefert die A usstellungsleitung zum G rundpreise von 1,5 ctms./kg. Dieser 
Grundpreis wird auf 1 ctme. ermäßigt, wenn der Dampfverbrauch der aus­
gestellten M aschinen keinerlei gew innbringender G ütererzeugung dient und 
monatlich w ährend w enigstens 70 Stunden erfolgt. Für die Benutzung der 
Laufkrane von 20 bis 35 t T ragfähigkeit w ird eine G ebühr von 10 Frs für 
jede halbe Stunde erhoben. Bei allen vorbezeichneten Bezügen ist eine M indest­
gebühr vorher zu hinterlegen. Die elektrische Energie w ird allgemein zum 
G rundpreise von 50 ctms./KW-st abgegeben. D ieser Grundpreis ermäßigt 
sich indessen für Betriebszwecke der Aussteller auf 30 ctms. unter den­
selben Bedingungen, die soeben für den K raftgasbezug angegeben wurden. 
Besondere Vorschriften sind erlassen für die Installation der G eneratoren, 
M otoren, T ransform atoren, Akkumulatoren und der Schalttafeln. Im Kesselhause 
und in der M aschinenhalle hat der abgegebene G leichstrom  eine Spannung von 
2 >X .220V , inj den Industriehallen und G artenanlagen eine Spannung von 
2 X  110 V. Die V erw altung der deutschen Abteilung liefert den m it ihren eigenen 
Kraftmaschinen erzeugten Strom zum Preise von 25 Pfg für die Betriebszwecke 

i Ab- der Aussteller. Im allgem einen also hat man sich in Brüssel im G egensätze zu den
m eisten früheren A usstellungen davon ferngehalten, den Verkauf der elektrischen 
Energie zu einem besonders einträglichen Geschäfte zu machen. D er Strom preis 
von 30 ctms. ist aber immer noch viel zu hoch; er sollte unter den heutigen Ver­
hältnissen auf g roßen Ausstellungen keinesfalls m ehr als 10 Pfg betragen. N ur 
dann wird der Zweck erreicht, daß die Aussteller ihre säm tlichen Arbeitsm aschi­
nen und A pparate dauernd im Betriebe vorführen, w odurch nicht nur das Gesamt- 

jjjj bild viel interessanter und anziehender wird, sondern auch das unaufhaltsam e
ulg. Eindringen der elektrischen Betriebskraft in alle Zweige der Industrie und des

H andw erkes und dam it zugleich die soziale B edeutung der elektrischen Energie 
vor die Augen des großen Publikums tritt. W enn als die Losung unserer Zeit 
die Beschaffung billiger Energie zu gelten hat, so sollten insbesondere die 
A usstellungen größeren Stiles diesem G rundsatz in ihrem eigensten Interesse 
Rechnung tragen und die elektrische Energie zum Selbstkostenpreis an die Aus­
steller abgeben.

M it dem Systeme der Erzeugung und Verteilung der Energie steht auch die 
Frage der A n o r d n u n g  d e r  g e s a m t e n  A u s s t e l l u n g  nach internationalen 
Klassen oder nach der nationalen Z usam m engehörigkeit in einem gewissen 
Zusam m enhänge. Der Fortschritt der Technik hat auch auf diesem G ebiete 
die früheren A nschauungen einigerm aßen beeinflußt. Als vor zwanzig Jahren 
der D am pfbetrieb noch alles beherrschte, w ar es schon mit Rücksicht auf 
die Länge der damals noch recht m angelhaften Rohrleitungen unerläßlich, 
Kraft- und A rbeitsm aschinen mit dem Zwischengliede der Transm issionen m ög­
lichst nahe zusammen und nicht w eit vom Kesselhause zu installieren. Es 
galt schon als großer Fortschritt, als die Dampfleitungen unterirdisch verlegt 
w urden. Die gesam te M aschinengruppe w urde dem gem äß international an­
geordnet. Im Zeitalter des elektrischen Antriebes aber ist es nur noch nötig, 
die größeren Kraftmaschinen in einer internationalen Kraftzentrale gemeinsam 
anzuordnen, w ährend die V erteilung der Energie an die zahllosen, beliebig 
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angeordneten  Arbeitsm aschinen und A pparate nicht die geringste  Schw ierig­
keit bietet. Es ist also seh r w ohl möglich, außer der internationalen K raft­
zentrale alle übrigen G egenstände nach dem G rundsätze nationaler Zusam m en­
gehörigkeit anzuordnen, ohne die W irtschaftlichkeit des Betriebes der Aus­
stellung irgendw ie zu beeinträchtigen. D er verhältnism äßig g roße Erfolg, den 
die immerhin doch lückenhafte deutsche A bteilung in Brüssel zu verzeichnen hat, 
ist zweifellos zum guten  Teile der einheitlichen nationalen A nordnung zu ver­
danken. Er w urde noch verstärkt durch die pünktliche E röffnung der deutschen 
Abteilung, durch rechtzeitige Ausgabe eines ausführlichen K ataloges und anderer 
Druckschriften sow ie durch verständige V erw altungsm aßnahm en. W ohl man­
chem Besucher der Brüsseler A usstellung w ird der G edanke gekom m en sein, 
daß die A nordnung größerer Ausstellungen nach nationalen G esichtspunkten 
viel w irksam er sein w ürde als das System der rein sachlichen A nordnung in 28 
Gruppen mit 128 Klassen. In Brüssel hat ja ohnehin die große M ehrzahl der ins­
gesam t beteiligten 25 Nationen in eigenen Pavillons ausgestellt, allerdings fast durch­
w eg in sehr beschränktem  M aßstab und in nichts w eniger als m ustergültiger Weise. 
W ären Belgien, Frankreich, England und Italien mit ihrem um fangreichen Materiale 
dem selben G rundsätze der nationalen A nordnung gefolgt, so  w ürde jedes 
dieser Länder in gleicher W eise wie das D eutsche Reich einen entschieden 
einheitlicheren Eindruck seiner A usstellung hervorgerufen haben. Es ist mög­
lich, daß bei der letzteren A nordnung die Kosten der Baulichkeiten größer ge­
w orden w ären als bei dem internationalen System, aber diesen Nachteil, wenn 
er so genannt w erden kann, ha t ja auch D eutschland gern  in den Kauf ge­
nomm en und obendrein noch seine eigene K raftanlage errichtet. Es 
ist also wohl der M ühe wert, die F rage der system atischen A nordnung künftiger 
größerer A usstellungen im einzelnen Fall in ernste E rw ägung zu ziehen.

Von der A n o r d n u n g  u n d  d e m  I n h a l t e  d e r  d e u t s c h e n  A b t e i l u n g
soll hier das W ichtigste gesag t w erden. Es fällt dem  K enner sofort auf, 
daß der Reichskom m issar in G em einschaft m it dem V orsitzenden des deutschen 
Komitees eine sorgfältige Auswahl unter den angebotenen A usstellungsgegen­
ständen getroffen und die besondere Aufmerksamkeit auf die Q ualität des Ge­
botenen gerichtet hat. Die D urchführung dieses G rundsatzes w ar besonders 
wichtig und zugleich erschwert, nachdem  die M ehrheit der rheinisch-westfäli­
schen G roßindustrie aus wesentlich finanziellen G ründen die Beteiligung in 
Brüssel abgelehnt hatte. U nnötigen bunten Schmuck und jede aufdringliche 
D ekoration hat man in richtiger Einsicht verm ieden, w ie übrigens auch in den 
internationalen A bteilungen die einheitliche, ernste und gediegene D ekorierung 
der G ruppen dem bunten Flaggengew im m el vorgezogen w orden ist. Dadurch 
ist der sonst so m arktartige E indruck g ro ß er A usstellungen entschieden ge­
m ildert w orden. E r w ürde kaum noch hervorgetreten  sein, w enn man in der 
belgischen und italienischen G ruppe sow ie in einigen exotischen Pavillons 
keinerlei V erkaufstände m it M arktw aren zugelassen hätte.

Die G rundfläche der deutschen A bteilung beträg t etw a 30000 qm.
Eine derartige A ngabe kann indessen selbstverständlich nicht ohne w eiteres 
als M aßstab für den W ert des D argebotenen angesehen w erden. Von 
dieser Fläche entfallen auf das Kesselhaus und die N ebenanlagen 750 qm, 
auf die H auptm aschinenhalle 5700 qm, auf die K raftm aschinenhalle 260 
qm, auf die Halle für landw irtschaftliche M aschinen 1800 qm, auf
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die Halle für allgem eine Industrie 6500 qm, auf die in eigenartiger 
H olzkonstruktion ausgeführten E isenbahnhalle 2800 qm, auf die Halle 
für Ingenieurw esen 1800 qm usw. Das H auptgew icht der deutschen 
A usstellung liegt also im M aschinenwesen, für das sich die technische 
A bteilung des Reichskom missariates mit Erfolg eingesetzt hat. Das Kesselhaus 
enthält nur zwei Betriebskessel, und zw ar einen Doppelkessel von 500 qm und 
einen W asserrohrkessel von 300 qm Heizfläche. Z ur Reinigung des Speise­
w assers dient ein großer A pparat der Firma R e i s e r t ,  unter den Speisepumpen 
befinden sich auch Zentrifugalpum pen mit elektrischem Antrieb. Es ist selbst­
verständlich, daß es sich nicht lohnte, für das kleine Kesselhaus mechanische 
Einrichtungen aller Art aufzustellen. Die größte Leistung der in der Kraft­
maschinenhalle installierten Maschinen wird mit insgesamt 23000 PS angegeben; da­
bei ist jedoch zu berücksichtigen, daß die große Dampfturbine von 10000 PS nur 
für den Leerlauf installiert ist und eine Anzahl anderer Kraftmaschinen nur zeit­
weise und mit stark wechselnder Belastung arbeitet. In der Halle der landw irt­
schaftlichen Maschinen sind 7 kleinere Lokomobilen mit einer G esam tleistung von 
425 PS aufgestellt, w ährend die beiden in der Kraftmaschinenhalle zur Strom er­
zeugung verw endeten großen Lokomobilen von L a n z  und W o l f  Leistungen 
von 1350 und 700 PS aufweisen. In der V erkehrshalle finden w ir im 
ganzen 14 Lokomotiven für die verschiedensten Betriebszwecke; ihre G esam t­
leistung wird auf 23 500 PS angegeben. Bem erkenswert sind namentlich 
die H eißdam pf-G üterzug-Lokom otive mit G leichstrom -Ventilsteuerung, Bauart 
S tum pf, und die Schnellzug-Verbund-Lokomotive mit V entilsteuerung nach 
Bauart Lentz.

O hne jedes V orurteil kann festgestellt werden, daß der Inhalt der 
deutschen Verkehrshalle m it seiner Beschränkung auf die neuesten M a­
schinentypen den W ettbew erb m it der unnötigen Fülle der internationalen 
V erkehrsgruppe nach jeder Richtung hin glänzend besteht. Auch die allgemeine 
M aschinenhalle der deutschen Abteilung ist gu t besetzt und erregt namentlich 
durch die elektrischen Krane Aufsehen. Der Betrieb der W erkzeugmaschinen, 
der Textilm aschinen, der Druckereimaschinen usw. erfolgt ausschließlich durch 
elektrische M otoren. W enn in der Kraftmaschinenhalle zwei große, in ihrer 
K onstruktion und A usführung übrigens ganz vorzügliche Lokomobilen zur 
S trom erzeugung herangezogen worden sind, so ist dies wohl nur aus praktischen 
und w irtschaftlicher Erw ägungen für den vorliegenden Fall gesehen, ohne daß 
m an dam it eine M usteranlage beabsichtigte. Bemerkenswert ist noch in der 
Kraftmaschinenhalle eine Kontrollstation mit allen Einrichtungen und Apparaten 
fü r die fortlaufende Kontrolle des Betriebes. Sodann sei auf den zur Konden­
sationsanlage gehörigen Kühlturm für eine stündliche Leistung von 500 cbm 
W asser verwiesen.

W enn man berücksichtigt, daß aus dem viel zu geringen Reichs­
zuschuß von 1 Million M di¡e sämtlichen Baulichkeiten der deutschen Ab­
teilung erstellt, die Eisenbauten auf Leihvertrag beschafft w erden mußten, daß die 
Abteilungen für Raumkunst, Kunstgewerbe, Optik und Mechanik, U nterrichtsaus­
stellungen usw. entsprechend auszustatten waren, daß das Deutsche Haus be- 
frächtliche Kosten erfordert hat, so liegt klar zutage, daß die M aschinen­
ab te ilung  mit einem sehr niedrigen H aushalte zu wirtschaften hatte. Die 
erzielte G esam tleistung ist also um so höher anzuschlagen.
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Trotzdem  ist die F o r d e r u n g  e i n e s  b e d e u t e n d  e r h ö h t e n  R e i c h s z u ­
s c h u s s e s  für die amtliche Beteiligung des Reiches an künftigen A usstellungen 
nach den in Brüssel gem achten Erfahrungen mit um so größerem  N achdrucke zu 
erheben. Es kom m t nicht so seh r auf die äußere R epräsentation als auf 
eine verständige E n t l a s t u n g  d e r  A u s s t e l l e r  von allen nicht ihren unm ittel­
baren geschäftlichen Interessen dienenden A usgaben an. D eshalb m üssen auch 
beizeiten und mit G ründlichkeit die gesam ten V erhältnisse eines zu beschicken­
den A usstellungsunternehm ens studiert und den Interessenten bekannt gegeben 
werden, dam it die Aussteller sich eine genaue Rechnung über die aufzuw endenden 
U nkosten aufstellen können. Bisher ist es nam entlich bei ausländischen Aus­
stellungen im mer so gew esen, daß die A ussteller m it ihrem V oranschläge bei 
weitem nicht auskam en und nun m angels unm ittelbarer geschäftlicher Erfolge 
unzufrieden w urden. Einer der vielen G ründe für die angebliche A usstellungs­
m üdigkeit ist in diesen Verhältnissen zu suchen. Auf diesem G ebiete liegt noch 
eine wichtige Aufgabe der Ständigen A usstellungskom m ission für die deutsche 
Industrie.

Die A nstrengungen, die F r a n k r e i c h  und E n g l a n d  für  Brüssel gemacht 
haben und fü r T u r i n  fortsetzen, sollten auch unsere m aßgebenden Kreise zu 
neuen Erw ägungen und Taten anspornen. Frankreich w endet für Brüssel und 
T urin anschlaggem äß zwei M illionen Frs an staatlichem  Zuschuß auf. Der 
Betrag wird wahrscheinlich überschritten werden, w ährend England für Brüssel 
allein einen Staatszuschuß von 800000 M bestim m t hat. Beide Länder hatten 
außer der französischen Kolonialabteilung keine besonderen  G ebäude zu er­
richten; der Staatszuschuß kom m t also zum w eitaus größ ten  Teile den Aus­
stellern zugute, zumal die allgemeine D ekoration verständiger W eise in gediege­
nen, aber keineswegs luxuriösen Form en gehalten w orden ist. ln der Internatio­
nalen M aschinenhalle ist England m it 96 größtenteils hervorragenden Firmen 
vertreten, ein bedeutsam er und sehr bem erkensw erter Fortsch ritt gegenüber 
der bislang üblichen Beteiligung E nglands an internationalen Ausstellungen. 
Die U m kehr Englands in der gesam ten A uffassung des A usstellungsw esens ist 
für die dauernde N otw endigkeit der V eranstaltung g rö ß erer Ausstellungen 
ein schlagender Beweis. Die neu errichtete A bteilung des B oard of T rade für 
A usstellungswesen tritt in Brüssel zum ersten M ale vor die Öffentlichkeit. Man 
kann ihr das Zeugnis nicht verw eigern, daß sie schon jetzt mit verhältnismäßig 
großem  Erfolge gearbeitet hat und auf dem betretenen W ege sicher auch weitere 
Ergebnisse erzielen wird. N icht nur gu te  Plätze und reichlichen Raum hat 
man den englischen Ausstellern gesichert, sondern ihnen vor allem ungew öhn­
liche Erleichterung gew ährt in bezug auf die V erfrachtung der Ausstellungs­
güter, auf die Beschaffung und die A nordnung der Schaukästen, auf die Ab­
gaben für Betriebskraft und elektrisches Licht und auf die Installation der 
im Betriebe vorzuführenden M aschinen und A pparate. B esonderen W ert leg t die 
englische A usstellungskom m ission ferner auf die Förderung  des geschäftlichen 
V erkehres zwischen den Käufern und den Ausstellern sow ie deren A genten; Ka­
taloge in englischer und französischer Sprache sind vorhanden, auch stehen Dol­
m etscher zur V erfügung der Interessenten. Die künstlerische A usstattung des 
Ganzen ist zw ar einfach, aber im allgem einen doch gediegen. M an erkennt 
überall das Bestreben, den A usstellern bei der w ürdigen und ins A uge fallenden 
A nordnung ihrer G ruppen zu helfen und einen harm onischen und vornehm en
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Eindruck des G esam tbildes hervorzurufen. Auf Sammelausstellungen, wo sie 
angebracht sind, wird ebenfalls G ew icht gelegt.

Man geht in England im G egensätze zu der bisherigen Zurückhaltung 
jetzt kräftig  daran, auf den größeren A usstellungen die englische In­
dustrie als eine einheitliche W eltm acht vorzuführen, die sich von den 
M itbew erbern auf dem W eltm ärkte nicht aus dem Felde schlagen lassen 
will. Aber auch der erzieherische W ert g roßer A usstellungen und die 
M öglichkeit der A nnäherung der N ationen, die durch die Ausstellungen geboten 
wird, finden die besondere W ürdigung der englischen Kommission. Es unter­
liegt keinem Zweifel, daß unter dieser A nleitung und bei der sicheren Aus­
sicht auf sehr hohe staatliche Zuschüsse die englischen Industriellen bereit sein 
werden, künftighin in noch viel größerer Zahl als in Brüssel auszustellen, und 
daß auch die bislang noch zögernden G ruppen von Industriellen sich anschließen 
werden.

W as die T ätigkeit der f r a n z ö s i s c h e n  A u s s t e l l u n g s k o m m i s s i o n  
angeht, so braucht nur auf die prächtige A nordnung der Erzeugnisse der Kon­
fektionsindustrie hingew iesen zu werden, die m it Hülfe der elektrischen Beleuch­
tung einen im höchsten G rad anziehenden Eindruck macht.

Die d e u t s c h e  I n d u s t r i e  hat also diesen gew altigen A nstrengungen gegen­
über alle V eranlassung, nicht nachzulassen und  ihre E rfahrungen im Aus­
stellungsw esen nach jeder Richtung hin zu verw erten. Diese A ufgabe kann 
sie aber nur lösen bei einer reichlich bemessenen finanziellen M itwirkung des 
Reiches. Die öffentliche M einung muß unsere Regierung und den Reichstag 
im mer w ieder darauf hinweisen, daß der Industriestaat in seinem eigensten In­
teresse die V erpflichtung zu erfüllen hat, einerseits für eine einheitliche und 
eindrucksvolle D arstellung des Fortschrittes der technischen W issenschaften 
Sorge zu tragen und andererseits zur H ebung der gesam ten industriellen 
T ätigkeit den Ausstellern die entlastende H and zu bieten. Die bisherige Knau­
serei ist des großen Industriestaates und d er so gern betonten W eltm acht 
unw ürdig. W enn man für die nächstjährige Beteiligung der deutschen Industrie 
an der A usstellung in T u r i n  dem Vernehm en nach einen Reichszuschuß von 
100000 M in Aussicht genom m en hat, so kann dieses V orgehen nur als 
überaus kläglich und dem Ansehen des Reiches schädlich bezeichnet werden. 
W eiß man denn im B undesrat und im R eichstage nicht, daß unsere ganze 
Steuerkraft auf dem Gedeihen der Industrie beruht und daß eine mangels 
genügender G eldmittel unzureichende Beteiligung in Turin das G edeihen der 
Industrie stark beeinträchtigen m üßte? Sollen w ir dem zielbew ußten V orgehen 
Englands und Frankreichs gegenüber untätig  zurückstehen? Man hätte darüber 
streiten können, ob es notw endig war, unmittelbar nach Brüssel sich schon wieder 
in T urin  und zugleich auch an der A usstellung in Rom zu beteiligen. Nachdem 
aber diese amtliche Beteiligung des Reiches einmal ausgesprochen ist, kann 
man dort nicht m it der Portokasse des Reiches auftreten wollen. D er Reichs­
zuschuß m uß deshalb auf m indestens l '/s  bis 2 Millionen M festgesetzt werden. 
Das is t eine unabw eisbare nationale Forderung. Sie kann mit um so leichterem 
H erzen bew illigt werden, als man weiß, daß in Turin der auf der Tätigkeit 
der Ständigen Ausstellungskommission beruhende unmittelbare Einfluß der In­
dustrie auf die G estaltung der deutschen Abteilung noch wesentlich stärker sein 
wird als in Brüssel. Man hat nämlich für Turin von der E rnennung eines besonde­
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ren Reichskom missars A bstand genom m en und die Leitung der deutschen A btei­
lung dem dortigen G eneralkonsul in V erbindung m it dem deutschen K om itee 
überlassen. O hne der V erw altungstätigkeit und dem Bemühen der bisherigen 
Reichskom m issare irgendw ie zu nahe treten zu wollen, kann m an vom S tand­
punkte der Industrie und der Technik diesen Beginn einer neuen O rdnung der 
D inge nur begrüßen. Künftige Reichskom m issare m üssen aus den Kreisen der 
w irtschaftlich gebildeten Ingenieure berufen werden. Leuten dieser A rt kann 
man auch die form alen V erw altungsarbeiten und das R echnungsw esen ebenso 
g u t anvertrauen wie den V erw altungsbeam ten. Da die im Interesse der Industrie 
auf den A usstellungen zu leistende Arbeit ganz vorzugsw eise auf technischem  
und w irtschaftlichem  G ebiete liegt, so besteh t kein Zweifel darüber, daß der 
w irtschaftlich gebildete Ingenieur an die leitende Stelle gesetzt w erden muß. 
Aus denselben G ründen ist es erforderlich, daß die Ständige A usstellungs­
kom m ission m it technisch-w irtschaftlicher Intelligenz durchsetzt w ird. Bei 
einer derartigen Organisation w ird die Kommission die w eitestgehenden Anforde­
rungen zu erfüllen im stande sein und das Reich auch im A usstellungsw esen 
an die Spitze aller N ationen bringen. W ir müssen dahin komm en, daß die in 
nicht zu kurzen Zwischenräum en sich folgenden internationalen A usstellungen 
zugleich auch M arksteine der Technik w erden, indem man auf den A usstellungen 
eine technische P rüfungsanstalt m it allen entsprechenden H ülfsm itteln  ein­
richtet, um auf diese W eise den technischen Fortschritt aller W elt vor Augen 
zu führen. In dieser Beziehung hat Brüssel ebensow enig etw as aufzuw eisen 
wie alle früheren Ausstellungen. Das technische E lem ent m uß also bei künftigen 
G elegenheiten m ehr zur G eltung kommen.

An dem  Beispiele der deutschen A bteilung in Brüssel ist zu erkennen, 
daß die n a t i o n a l e  A b s o n d e r u n g  auf einer g rößeren  A usstellung trotz 
m ehrfacher Bedenken unleugbare V orteile bietet. Um nun diesen G edanken 
nicht gleich auf eine allgemeine internationale Ausstellung anzuw enden, 
w äre er vielleicht im engeren Rahmen zu verwirklichen. Ließe sich nicht 
vielleicht 1913 eine d e u t s c h - f r a n z ö s i s c h e  A u s s t e l l u n g  in B e r l i n  veran­
stalten oder, wenn man nicht so w eit gehen wollte, m indestens eine d e u t s c h ­
f r a n z ö s i s c h e  A u s f u h r -  u n d  K o l o n i a l a u s s t e l l u n g ?  Die bestehenden 
Komitees, die sich die A ufgabe stellen, die w irtschaftlichen Beziehungen der 
beiden großen N achbarländer zu pflegen, insbesondere aber die beider­
seitigen ständigen A usstellungskom m issionen könnten einen derartigen 
G edanken sehr wohl in E rw ägung ziehen und gegebenen  Falles zu 
seiner D urchführung wesentlich beitragen. W enn es sich bei einer größeren  A us­
stellung nur um die Beteiligung zw eier N ationen handelt, so darf m it Sicherheit 
erw artet w erden, daß von beiden Seiten nur V orzügliches geboten  w ird und 
daß alle Bedingungen für das gründliche V erständnis der beiderseitigen indu­
striellen und w irtschaftlichen V erhältnisse vorhanden sein w erden. Das Jahr 
1913 w ürde auch nicht zu kurz gew ählt sein, da der heutige Stand der Bau- 
und Ingenieurtechnik, wie ja auch das Beispiel von Brüssel lehrt, eine viel 
raschere Fertigstellung g rö ß erer A usstellungsanlagen erm öglicht als früher. 
W as in Brüssel bei der E röffnung der A usstellung nicht fertig  war, betraf 
nur zum kleinen Teile die wichtigen Bauten und technischen Anlagen, beruhte da­
gegen in der H auptsache auf der Lässigkeit solcher Aussteller, die recht wohl 
hätten fertig sein können, w enn sie nicht die leidige V orstellung hätten, daß
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man m it der rechtzeitigen Fertigstellung von Ausstellungen ohnehin nicht 
rechnen könne.

Auf A nregung des Verfassers hat das Reichskom missariat es übernom men, 
w ährend der D auer der Brüsseler Ausstellung eine Reihe von t e c h n i s c h e n  
A u s f l ü g e n  durch die belgische Industrie zu veranstalten, und zw ar ins­
besondere für deutsche Industrielle, für W erkm eister und Arbeiter sowie für H örer 
technischer Lehranstalten. Mit Ausflügen dieser Art wird die beste Ergänzung des 
auf der Ausstellung G ebotenen erreicht, es sollte also diese seltene Gelegenheit, 
in die alte und hochentwickelte belgische M ontanindustrie, in die G lasindustrie, 
in den w eitverzweigten M aschinenbau und andere w ichtige Zweige einen Ein­
blick an O rt und Stelle zu tun, eifrig ergriffen werden. Ein Vergleich der so­
zialen Einrichtungen in Deutschland und Belgien kann hierbei durch eigene 
A nschauung herbeigeführt werden. W er offenen Auges und ohne Vorurteil 
die D inge betrachtet, wird finden, daß n icht die lange Arbeitzeit, nicht niedrige 
Löhne und unzureichende soziale Fürsorge das Gedeihen der Industrie aus­
machen, sondern daß wir in D eutschland trotz einer w esentlichen Belastung 
durch sozialpolitische Einrichtungen in der Fortführung einer gesunden Sozial­
politik das Heil zu erblicken haben. Je m ehr w ir in der Q ualität unserer 
G ütererzeugung fortschreiten, um som ehr m acht sich die N otw endigkeit 
einer qualitativen Erziehung des A rbeiterstandes geltend. Dieses letztere aber 
setzt ausreichende Lebensbedingungen und eine gesicherte w irtschaftliche Lage 
voraus, ohne die auch der soziale Einfluß der m odernen Technik nicht zur 
vollen W irkung kommen kann.

MONATLICHE GEWINN- UND VERLUSTABRECHNUNGEN 
IN MASCHINENFABRIKEN.

Von Kgl. Baurat ®t.=5ng. E. BLÜH, Berlin-Wilmersdorf.

Die Erm ittlung der Selbstkosten im M aschinenbau beruht auf folgenden 
G rund lagen :

1) Zusam m enstellung des V erbrauches an Baustoffw erten abzüglich des Er­
löses für den Abfall und zuzüglich verlegter Frachten für die H eranschaf­
fung der Bauwerte,

2) Zusam m enstellung der auf die Arbeit geleisteten Löhne,
3) Zuschlag für M odellunkosten,
4) Zusam m enstellung der bei den Aufstellungsarbeiten aufgew endeten Löhne, 

Kosten für R üstungen, Reisen der R ichtm eister und Auslagen für die Über­
w achungstätigkeit,

5) Zuschläge für die mit der H erstellung und der Aufstellung verbundenen 
Fabrikations- und W erkzeugunkosten, sowie der mit dem Vertrieb und 
der Abrechnung verbundenen H andlungsunkosten.

U nter 1) fallen auch die zur E rgänzung der betreffenden Arbeit oder 
Anlage bezogenen W aren, M aschinen und M aschinenteile.

Die Zuschläge auf 5) w erden auf die A rbeitslöhne aufgelegt. Die H öhe 
dieser Zuschläge wird alljährlich aus den Erm ittlungen, die sich aus der Ab­
rechnung des abgelaufenen G eschäftsjahres ergeben, festgelegt. Die so fest-

3
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gestellten Zuschläge w erden bei der E rm ittlung der Selbstkosten den Löhnen, 
die auf die betreffende A rbeit geleistet sind, zugerechnet. Ebenso w ird auch 
bei der A brechnung der abgelieferten A rbeit dieser Zuschlag in die B erechnung 
der Selbstkosten eingeführt. H ierdurch ist man in der Lage, die erzielten 
G ew inne an den einzelnen Arbeiten laufend zu erm itteln und M onatsrechnungen 
aufzustellen, aus denen sich ein Bild der w irtschaftlichen A rbeit des U nter­
nehm ens ergibt. Selbstverständlich w ird das so erm ittelte E rgebnis sich 
ändern, je nachdem  ein g rößere r oder geringerer Um satz des U nternehm ens 
eine V erm inderung oder V erm ehrung der Z uschläge zu den Löhnen erfordert. 
Bei steigendem  Umsätze w ird sich das Jahresergebnis besser stellen, als aus 
der m onatlichen Zusam m enstellung hervorgeht. Bei V erm inderung des Um­
satzes wird man die monatlichen E rgebnisse auf G rund der durch den Minder­
umsatz w eniger ausgegebenen Löhne und daher w eniger gedeckten G eneral­
unkosten verringern m üssen. Die M onatsabrechnungen w erden un ter Berück­
sichtigung dieses V erhältnisses annähernd genau die V erdienst- oder V erlust­
zahlen ergeben. H ierbei m üssen auf die sich aus den Büchern ergebenden 
W erte für angefangene Arbeiten ebenfalls diejenigen Zuschläge gem acht wer­
den, welche auf die für diese Arbeiten ausgegebenen Löhne entfallen. Nun 
kom m t es aber im M aschinenbau leider nicht selten vor (undJgerade die jetzige 
w irtschaftliche Lage ha t solche V orkom m nisse aufzuw eisen), daß A rbeit herein­
geholt wird, m it w elcher die G eneralunkosten nu r teilweise gedeck t werden. 
Der Fortbetrieb  der Fabriken erfordert vielfach solche M aßnahm en, da der 
durch teilweisen V erzicht auf E rstattung von G eneralunkosten hervorgerufene 
Nachteil kleiner ist als der, w elcher durch S tillstand eines Teiles der 
Fabrik bedingt w ird. Es m üßte daher, um ein richtiges Bild von dem erzielten 
G ewinn oder V erluste zu schaffen, bei jeder einzelnen angefangenen und nicht 
abgerechneten A rbeit in den M onatsabrechnungen eine N achprüfung stattfinden, 
inw iew eit die Zuschläge auf die A rbeiten bei der M onatsabrechnung einer 
Änderung bedürfen. N ur so w ird ein richtiges Bild der G esam tlage gegeben 
w erden können.

Um wieviel einfacher gestalte t sich dagegen die Zusam m enstellung, wenn 
man sich entschließt, die angefangenen Arbeiten in der B estandaufnahm e ohne 
jeden Zuschlag aufzuführen. Ist das erst einmal eingeführt, so hat m an damit 
die Art der m onatlichen Gewinn- und V erlustaufstellung so vereinfacht, daß 
die Erm ittlung des Ergebnisses außerordentlich w enig  A rbeit erfordert. Es 
ist hierbei w ohl zu unterscheiden, daß  die oben beschriebene Art der nach­
träglichen G ew innabrechnung ebenso wie die V orerm ittlung der Selbstkosten 
nach wie vor erforderlich ist, um festzulegen, wie die einzelnen V erkaufpreise 
zu stellen sind oder w elcher G ew inn an den einzelnen A rbeiten erzielt ist. 
O hne eine solche laufende Vor- und N acherm ittlung der Selbstkosten für 
die einzelnen A rbeitsklassen und Arbeiten w ird keine M aschinenfabrik dauernd 
günstig  arbeiten können. N ur die ständige N achprüfung des auf den einzelnen 
Arbeiten ruhenden V erbrauches an Baustoffen, Löhnen und U nkosten wird 
dem nachprüfenden Fabrikanten zeigen, w o er den H ebel anzusetzen hat, 
um im W ettbew erbe nicht zurückzustehen. N eben dieser laufenden Selbst­
kostenberechnung w ird es aber für Erreichung einer ständigen Ü bersicht zweck­
m äßig sein, M onatsaufstellungen vorzunehm en, bei w elchen nu r die in dem 
betreffenden M onat abgelieferten A rbeiten abgerechnet w erden. Sofern bei



ihnen,
laiBj der letzten Jahresaufnahm e die Zuschläge auf angefangene Arbeiten in W eg-
chnic gekom m en sind und man darauf verzichtet, auch bei w eiteren Auf­

nahm en solche Zuschläge zu machen, sofern man also alle angefangenen 
Arbeiten ein für alle Mäl nur zu den Barauslagen für Baustoffe, Löhne, 
Frachten usw . aufnimm t, kann man bei den M onatsabrechnungen die ange- 

h® ä, fangenen Arbeiten vollständig vernachlässigen.
Man erhält dann lediglich durch einfache A brechnung der in dem M onat 

abgelieferten und berechneten Arbeiten ein getreues Bild des erzielten Er­
gebnisses. , N atürlich muß man sich dazu entschlossen haben, ein für alle 
Mal in der Jahresaufstellung an sich berechtigte Zuschläge auf angefangene 
Arbeiten w egzulassen. Das ergibt allerdings bei dem ersten Mal ein ver­
m indertes Jahresergebnis, aber in den nächsten Jahren gleicht sich das aus.
Will man den Schnitt nicht mit einem Male machen, so soll man versuchen, 
die Zuschläge von Jahr zu Jah r so allmählich zu verringern, daß man in 
einigen Jahren zum W egfalle der Zuschläge gelangt. Ist dieser Beharrungs­
zustand aber erst einmal herbeigeführt, so ist es ein Leichtes, sich in ein­
fachster W eise durch A brechnung des im M onat G elieferten Rechenschaft 
über das erzielte Ergebnis abzulegen.

Die A brechnung erfolgt auf nachstehender G rundlage:
Für jede in dem betreffenden M onat berechnete Arbeit wird festge­

stellt, welcher Verbrauch an Löhnen, Baustoffen und Frachten auf ihr ruht.DBL 2
D ieser Verbrauch wird von dem erzielten Rechnungsbetrag abgezogen, und es 
wird so für jeden einzelnen Posten festgestellt, welcher G esam tverdienst
an ihm geblieben ist. W ohl verstanden handelt es sich hier um den Roh­
verdienst, von dem dann die U nkosten in später zu erörternder W eise ab­
zusetzen sind. Beträgt z. B. die Rechnung für eine abgelieferte Maschine 
15000 M, w ährend die auf die A rbeit verw endeten Löhne, Baustoffe usw. 
10000 M Kosten erforderten, so ergibt sich für die betreffende Spalte der 
einzusetzende G esam tverdienst von 5000 M. Die auf diese W eise für die 
einzelnen abgerechneten Arbeiten erm ittelten V erdienste oder V erluste w erden 
zusam m engestellt. Aus der Zusam m enstellung für alle in dem betreffenden 
M onat abgerechneten Arbeiten ergibt sich das G esam tgew innergebnis. Um
hieraus das reine G ew innergebnis zu erm itteln, bedarf es der Einführung
der für den M onat geleisteten und aus den Büchern sich ergebenden Aus­
gaben an H andlungsunkosten, Betriebsunkosten, der anteiligen Abschreibun­
gen und einer Reihe sonstiger Posten, welche im nachstehenden genauer 
zusam m engestellt w erden. Z ieht man die Summe dieser monatlich sich er­
gebenden G egenposten von dem vorher erm ittelten G esam tgew inn ab, so 
erhält man einw andfrei das genaue Gewinn- oder V erlustergebnis des M o­
nates. Bei richtiger A brechnung w ird man Zahlen erhalten, die in ihrer

itoilito®- Zusam m enstellung für das ganze Jahr sich nur w enig von denen entfernen,
die sich aus der A ufnahm e d er Bestände und dem Abschluß der Bücher 

ilosto am Ende des Jahres ergeben. Die M onatsabrechnung in der vorstehend
aiseizeD angeführten W eise w ird daher jeden Fabrikanten befähigen, laufend fest­

zustellen, wie er gearbeitet hat. > Selbstverständlich wird sich mit wechseln- 
( ¡ i c i i t d e m  M onatsum satz das Bild verschieben. Kommen in einem M onat ver- 
die in d® hältnism äßig wenige Arbeiten zur A brechnung und bleibt für die nächsten
Sofern I» M onate ein g rößerer Bestand an Arbeit zu übertragen, so können leicht

3*

M O NA TLICH E SELBSTKOSTENBERECHNUNG 467



468 ABHANDLUNGEN

M onate m it V erlust zur A brechnung gelangen. Indes gleicht sich das im 
Laufe des Jahres vollständig aus, sodaß M onaten mit Verlusten im m er solche 
mit größerem  G ew innergebnis gegenüberstehen werden.

Diejenigen Posten, die für die A bschreibungen und Unkosten dem G ew inn­
ergebnis des M onats gegenüberzustellen sind, bestehen erstens aus s t ä n d i ­
g e n  U n k o s t e n ,  die fortlaufend annähernd dieselben bleiben und daher 
in ihrer G esam theit, wenn sie durch 12 geteilt w erden, auf den einzelnen 
M onat laufend abgeschrieben w erden können. H ierher gehören  die Ab­
schreibungen auf G rundstücke, G ebäude, M aschinen, W erkzeuge, G eräte, 
Mobilien, G leisanschlüsse usw . Da die Bestände der einzelnen Konten und 
die A bschreibungssätze bekannt sein müssen, so ist es ein Leichtes, am 
A nfänge des Jahres festzustellen, wieviel für das laufende Jahr abgeschrieben 
w erden m uß. D er B etrag w ird durch 12 geteilt, und der geteilte Betrag 
wird auf die einzelnen M onate überschrieben. W enn man auch auf die 
N euanschaffungen abschreibt, wie dies vielfach geschieht, so m uß man in 
jedem einzelnen M onat herausziehen, wieviel die N euanschaffungen betragen, 
und dann den betreffenden A bschreibungsbetrag ebenfalls auf die 12 M o­
nate verteilen.

Zu den ständigen Unkosten gehören ferner der V erbrauch an Feuerung, 
an W asser, an Gas, die Kosten für die U nterhaltung des Fuhrw esens und  solche 
Kosten, die laufend in gleichem  M aße w iederkehren, z. B. der Zuschuß 
zum Beam tenkasino, der Zuschuß zum Pensionsfond, die Kosten für die 
verschiedenen V ersicherungen (Berufsgenossenschaft, H aftpflichtgesellschaft, 
Feuerversicherungsgesellschaft, V ersicherung gegen Einbruchsdiebstahl, die 
K osten für Kranken- und Invalidenkassen). W eiterhin kom m en die Steuern, 
der Z insenaufw and, die G ebühren für T elephon und alle diejenigen Be­
träge in Betracht, welche laufend annähernd dieselben bleiben. A ußer diesen 
laufenden ständigen U nkosten sind diejenigen U nkosten abzusetzen, welche 
sich ohne w eiteres aus den Büchern fü r den betreffenden M onat, für den 
die A brechnung erfolgt, zusam m enfassen lassen. H ierher gehören  die G e­
hälter für kaufm ännische und technische Beamte und M eister, die Reise­
auslagen, die Instandsetzungen an G ebäuden, an W asser- und G asleitungen, 
an M aschinen, an W erkzeug und G eräten und an M obilien. S elbstverständ­
lich m üssen derartige Instandsetzungen, sow eit sie in der eigenen W erk­
stätte  gem acht w erden, m onatlich abgerechnet w erden. W eiterhin ist der 
Verbrauch an M odellen monatlich abzusetzen, w enn m an diese, w ie es vielfach 
der Fall zu sein pflegt, als Unkosten behandelt, ebenso die Instandsetzung an 
den M odellen; ferner der Verbrauch an Öl, Riemen, Putzlappen usw., die Kosten 
für Verpackung, sow eit sie nicht auf Kommission berechnet w erden, w eiter die 
Kosten für verdorbene Arbeit, die Abzüge, welche an Zahlungen gem acht w erden, 
Verluste, die man im Laufe des M onats erlitten ha t, überhaupt alles das­
jenige, w as sich aus den monatlichen Buchungen als U nkosten ergibt. Hierin 
gehören auch die Kosten des Fuhrbetriebes, K osten des Laboratorium s, Kosten 
für Papier, Porto, Lichtpauserei, Drucksachen usw.

W enn auch die vorhergehende A ufzählung ziemlich langgedehnt ist, 
so m acht sich doch die A brechnung, wenn man erst einm al den G egenstand 
beherrscht, außerordentlich einfach. M an w eiß genau, w elche A usgaben für 
U nkosten und welchen V erbrauch an W erkzeugen, U m stellung von M aschinen
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usw. man in jedem  M onat abzurechnen hat. Man hat selbstverständlich zu 
den Unkosten auch die Ausgaben für Portier, N achtw ächter, M aschinisten, Auf­
sichtsbeam te usw . zu rechnen, ebenso den Verbrauch an Löhnen für M ann­
schaften, die nicht unmittelbar auf Kommission arbeiten, also beispielsweise 
Hofarbeiter.

Es stellt sich demnach zusam m engefaßt die A brechnung wie folgt:
Auf der einen Seite stehen die aus den einzelnen Lieferungen erzielten 

G ewinne, auf der anderen Seite stehen die Abschreibungen, die Beiträge für 
Invalidenkasse, Krankenkasse, Unfall usw ., die Agentenprovision, die Ab­
züge und Verluste, der Betrag an Steuern und Zinsen, der Aufwand für 
Fuhrbetriebe, die laufenden Unkosten, die G ehälter für Beamte und Meister, 
die Betriebsunkosten und die H andlungsunkosten. W enn danach in dem 
betreffenden Monat beispielsweise eine Million Mark abgeliefert ist, und es 
sind daran 300000 M Erträgnis erzielt w orden, so ist von diesen 300000 M 
der Betrag für die oben angeführten Unkosten abzusetzen. B eträgt dieser bei­
spielsweise 200000 M, so ergibt sich für den betreffenden M onat ein tat­
sächlich erzielter Gewinn von 100000 M.

M it solchen laufenden Zusam m enstellungen wird man stets rechtzeitig 
erkennen können, wie man in den betreffenden M onaten gearbeitet ha t; man 
wird aber auch, wenn man annähernd weiß, was man in den noch ausstehenden 
M onaten um setzen wird, und wenn man annähernd denjenigen Prozentsatz 
kennt, der m it den Arbeiten gedeckt zu w erden pflegt, wenn man ferner die 
laufenden Unkosten annähernd kennt, sich stets schätzungsweise ein Bild von 
dem Ergebnis der noch ausstehenden M onate machen können. Es ist für den 
Fabrikanten hiermit die H andhabe gegeben, laufend das Ergebnis des Jahres 
rechtzeitig zu übersehen und zu schätzen. Selbstverständlich sind von den 
so monatlich erm ittelten Ergebnissen diejenigen Beträge abzusetzen, welche 
sich aus den Abwicklungen der einzelnen Geschäfte ergeben. So z. B. kann 
eine Arbeit abgeliefert und abgerechnet sein; trotzdem  wird man aus der 
H aftung für die gelieferte A rbeit nachher noch in Anspruch genom m en werden. 
Man w ird unter U m ständen Änderungen machen müssen, die Geld kosten 
und die nicht bezahlt w erden. W enn solche Fälle eintreten, so muß der be­
treffende Betrag von dem bereits abgerechneten B etrag abgezogen werden. 
Alle N acharbeiten m üßen daher monatlich abgerechnet werden, ebenso alle 
U nkosten für Versuche und sonstige A usgaben, die das Ergebnis belasten 
können. M an kann das so gew issenhaft machen, daß das durch die m onat­
lichen Zusam m enstellungen festgestellte Ergebnis von dem am Jahresschluß 
durch die Aufnahme erzielten Ergebnis kaum oder unbeträchtlich abweicht. 
Ich w iederhole, daß diese Art der monatlichen G ewinnaufstellung, bei der 
die angefangenen Arbeiten vernachlässigt werden, nicht die regelm äßige E r­
m ittlung der Selbstkosten unter Anrechnung der Zuschläge entbehrlich 
macht. Die in obigem Sinne durchgeführte Art der Abrechnung bezweckt, 
eine Übersicht über die A rt des Arbeitens im laufenden Jahre zu schaffen, 
w ährend die regelm äßige Erm ittlung der Selbstkosten unter A nrechnung der 
Zuschläge ein Bild dafür schaffen muß, zu welchem Preise die einzelnen 
Arbeiten hergestellt und verkauft w erden können.
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DER KURSSTAND DER DEUTSCHEN REICHS- UND 
STAATSANLEIHEN.

Von OTTO SEIPP, Darmstadt.

Die Klagen über den ungünstigen K ursstand unserer deutschen A nleihen 
— ungünstig  im Vergleiche zu den Anleihen anderer K ulturstaaten, ja ungünstig  
sogar im V ergleiche zu anderen deutschen fest verzinslichen O bligationen 
(u. a. Pfandbriefen) — sind alt. Daß sie nicht verstum m en, sondern  im 
G egenteile gerade in letzter Z eit w ieder rech t eindringlich ertönen, bew eist, 
daß es bis jetzt nicht gelungen ist, an diesem unerfreulichen Z ustand  etw as 
zu ändern.

V or einigen Jahren beseitigte m an für die Reichs- und Staatsanleihen den 
U m s a t z -  ( S c h l u ß n o t e n - ) S t e m p e J ,  der 20 Pfg  für 1000 M betrug  und 
von den G eschäften in anderen Schuldverschreibungen jetzt noch erhoben 
wird. M an schuf m it dieser V ergünstigung für die A bschlüsse in den S taats­
fonds eine Erleichterung und erhoffte davon eine günstige W irkung auf 
den Kurs. Des w eiteren ging man dazu über, E inträge in das S t a a t s s c h u l d ­
b u c h  nach M öglichkeit zu fördern, dadurch, daß m an bei Neu-Emis- 
sionen denjenigen Zeichnern, die sich von vornherein verpflichteten, 
die gezeichneten B eträge in das Schuldbuch ein tragen  zu lassen, einen V or­
zugskurs (etwa 20 bis 25 P fg  unter dem fü r effektive Stücke bestim m ten 
Kurs) einräum te. Die G ebühren w urden gleichzeitig w iederholt herabgesetzt 
und sind heute n u r noch ganz gering. N euerdings suchen einzelne S taaten 
die Benutzung des Schuldbuches w eiter zu erleichtern, indem  sie — auf G rund 
offener Kredite — auch außerhalb d e r eigentlichen Em issionsperioden fo rt­
laufend B a r e i n z a h l u n g e n  zur E rw erbung von Schuldbuchforderungen ent­
gegennehm en. D e s  v o r g ä n g i g e n  A n k a u f e s  v o n  S t ü c k e n  b e d a r f  es 
h i e r b e i  n i c h t .  Sow eit das Reichs- und das preußische Staatsschuldbuch 
in Betracht kom m en, können nach den neuesten B ekanntm achungen die baren 
Einzahlungen an jedem  Postschalter erfolgen, w o die erforderlichen Form ulare 
vorrätig  gehalten  w erden. Auch bei allen N iederlassungen der Reichsbank 
können Einzahlungen kostenfrei ge leiste t w erden. D er A brechnung w ird einfach 
der letzte bekannte Börsenkurs zugrunde gelegt. D er E intrag  und die 
fortlaufende V erw altung geschehen k o s t e n f r e i .  Kosten (übrigens nur 
in H öhe von 75 P fg  für 1000 M) entstehen dem  K ontoinhaber erst 
dann, w enn er, w as jederzeit möglich, die A usreichung von Stücken 
verlangt. ln diesem  Fall erhält er solche Abschnitte, die zu der­
jenigen Anleihe gehören, deren Kurs bei d er E intragung berechnet w urde. 
Bei den 4 prozentigen Papieren ist das naturgem äß schon deshalb von W ichtig­
keit, weil die U nkündbarkeitsfrist der einzelnen Anleihen zu verschiedenen 
Zeitabschnitten abläuft und dam it — je nachdem  — die K onversionsm öglich­
keit früher oder später einsetzt.

Die V erm ögensverw altung w ird durch B enutzung des Schuldbuches er­
leichtert, die S icherheit erhöht. Die Zinsen kann der K ontoinhaber en t­
w eder an sich selbst m ittels Postanw eisung, Postscheck oder durch Reichsbank-
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Überweisung zahlen oder aber auch an eine beliebige andere Stelle (Bank­
haus, Sparkasse usw.) vergüten lassen. Auch Lom bardierungen von Schuld­
bucheinträgen sind neuerdings zugelassen, wie man überhaupt die ganze 
E inrichtung den Bedürfnissen des V erkehres nach M öglichkeit anzupassen sucht.

W enn die Finanzverwaltungen es sich angelegen sein lassen, gerade diese 
Schuldbucheintragungen, trotz der damit verbundenen erheblichen V erwaltungs­
kosten, nach M öglichkeit zu fördern, so kom m t darin die Erfahrung zum Aus­
drucke, daß der Kurs eines Papieres um so ungünstiger ist, je m ehr Material 
sich zum V erkauf an den M arkt herandrängt, oder daß er einen um so besseren 
Stand aufweist, je länger die einzelnen Beträge von den Besitzern f e s t g e -  
g e h a l t e n  w erden. Bei Schuldbucheintragungen kann aber der Regel nach 
angenom m en werden, daß es sich um wirkliche D a u e r a n l a g e n  handelt, die 
sich auf eine durchschnittlich recht lange Zeit vom M arkte fernhalten. Aus 
diesem  Grunde die Bemühungen um Schuldbucheintragungen, die bei Preußen 
dazu geführt haben, daß von der gesam ten etw a 9 Milliarden betragenden 
Staatsschuld rd. 2 Milliarden auf Schuldbucheintragungen entfallen! Das Äqui­
valent für den K ostenaufw and muß in der M öglichkeit erblickt werden, für 
N eu-Em issionen höhere Ü bernahm ekurse zu erzielen, da letztere sich, was 
ohne w eiteres einleuchtet, vor allerb nach dem jew eiligen Kursstände der 
f r ü h e r e n  Anleihen richten. A ußerdem  ist es jeder Staat seinem Ansehen 
schuldig, auf einen angem essenen K ursstand seiner Anleihen m it den ihm 
zugebote stehenden Mitteln hinzuarbeiten.

Ist nun m it der Beseitigung des Schlußnotenstem pels einerseits und der 
Förderung  des Schuldbuches andererseits das Ziel, welches man dam it im 
A uge hatte, erreicht w orden? Leider muß diese Frage verneint w erden. 
Der K ursstand unserer Anleihen ist ungünstig geblieben, und man wird 
sich höchstens mit dem G edanken trösten können, daß er ohne jene 
M aßnahm en noch niedriger sein dürfte. Auch der von der Seehandlung 
fü r preußische und Reichsanleihen regelm äßig ausgeübte K urs-Interventions­
dienst hat den Rückgang naturgem äß nicht aufhalten, sondern nur bewirken 
können, daß zu starke Kursschwankungen von einem Tage zum ändern vermieden 
w erden.

Suchen wir nach den U rsachen für den unbefriedigenden Kursstand, 
so  finden wir, daß auf der einen Seite eine angeblich verkehrte Em issions­
technik und zum ändern eine Überproduktion an neuen Anleihen für das 
Ü bel verantwortlich gemacht werden. Die Frankfurter Zeitung u. a., unser 
erstes deutsches H andelsblatt, hat w iederholt den V orw urf einer „zum Teil 
ganz  verfehlten Em issionspraxis“  erhoben, und auch aus der vielbeachteten 
H errenhausrede des H errn von G w inner klang die gleiche Anklage heraus. 
W enn man gerecht sein will, wird man zugeben müssen, daß es leichter ist, 
in r ü c k s c h a u e n d e r  B e t r a c h t u n g  den oder jenen Emissionstermin als un­
gee igne t zu bezeichnen, als die w irtschaftliche Entwicklung und dam it die 
künftige G estaltung der Verhältnisse auf dem G eldm ärkte m it einiger Sicher­
he it im  v o r a u s  abzuschätzen. Ein privates Unternehm en, das sich neues 
Kapital, sei es durch A usgabe von jungen Aktien, sei es durch Ausgabe von 
O bligationen, beschaffen will, wird, wie dies jedem Kaufmann nun einmal 
angeboren  ist, ja w ohl im mer geneigt sein, sich in bezug auf die W ahl des Zeit­
punktes ein w enig auf das Spekulieren zu verlegen, diesen Zeitpunkt also
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nicht Zufälligkeiten zu überlassen. G eben dann schließlich die V erhältnisse 
der Auffassung, welche man sich von der künftigen G estaltung des G eld­
m arktes geb ildet hatte, nicht recht, dann findet man sich eben dam it ab, 
daß die Spekulation mißlungen ist, und tröstet sich mit der Hoffnung, ein 
anderes Mal glücklicher zu sein. Eine staatliche Finanzverw altung, der öffent­
liche G elder anvertraut sind, w ird hingegen m ehr dem anderen S tandpunkte 
zuneigen, daß sie ihre Pflicht erfüllt hat, w enn sie erforderliche M ittel so 
günstig  beschafft, wie es nach Lage der V erhältnisse eben m öglich ist, und 
sich sagen, daß m it einem Aufschub — im V ertrauen auf bessere Zeiten — 
zw ar V orw ürfe seitens der Kritik, kaum  aber Lorbeeren zu holen sind. Zudem 
will es mir scheinen, daß die W ahl des Z eitpunktes, die zw ar fü r den zu 
erzielenden Ü bernahm ekurs von B edeutung ist, hinsichtlich des fortw irkenden 
Einflusses auf den dauernden K ursstand leicht überschätzt w ird. W erden die 
Zeiten nach der Emission wirklich günstiger, so ist nicht einzusehen, warum  
dies nicht auch dann noch dem  K ursstände der neuen und auch der alten An­
leihen zugute kom m en soll.

Also selbst w enn es einem F inanzkünstler gelänge, fü r neue Anleihen 
jew eils den allergünstigsten  Z eitpunkt aufzuspüren, dürfte dam it fü r den 
b l e i b e n d e n  K ursstand nicht allzuviel gew onnen sein, schon deshalb nicht, 
weil, w enn nun alle G eldnehm er — und  deren g ib t es bekanntlich nicht wenige 
— säm tlich zu eben diesem vorteilhaftesten Z eitpunkt an den G eldm arkt 
appellierten, die Ansprüche w ieder so groß w ürden, daß die erhoffte W irkung 
ausbleiben dürfte.

W as den erw ähnten anderen P unk t: die zu schnelle A ufeinanderfolge 
neuer Anleihen anbetrifft, so darf mit Bezug auf das Reich allerdings be­
hauptet w erden, daß  hier m it dem A nleihekredit nichts w eniger als m uster­
haft gew irtschaftet w orden ist. A nstatt fü r laufende A usgaben auch stetige 
Einnahm equellen zu schaffen, ha t man 20 Jahre hindurch das chronische 
Defizit aus A nleihem itteln gedeckt und dam it von Jah r zu Jah r die Finanzen 
nur verschlechtert. W ährend 1887 die Reichsschuld nur 486 M illionen M 
betrug, hatte sie 1893 schon 1740 Millionen M erreicht und ist von da ab von 
Jah r zu Jah r bis auf 4550 M illionen M gew achsen, abgesehen von den im 
Umlauf befindlichen 120 Millionen M Reichskassenscheinen.

Bei den B undesstaaten liegen glücklicherweise die V erhältnisse denn doch 
anders. Z w ar ist auch fü r sie eine g roße  S teigerung der Schuldenlast zu 
verzeichnen; indessen w urden hier mit den gew onnenen Anleihemitteln auch 
w erbende A ktivw erte geschaffen (erw ähnt seien nur die E isenbahnen), deren 
Rente den Steuerzahler m it dem A ufw ande für V erzinsung und T ilgung ver­
schont.

H ätten sich die Staaten aber bloß dem G eldmärkte zuliebe m ehr Zurück­
haltung auferlegt, so w äre sicher g ar m anche A ufgabe, die man für dringlich 
hielt, unerfüllt geblieben. D eshalb sollte man sich hüten, ganz allgemein 
den letzterw ähnten V orw urf zu erheben. Tatsache ist allerdings, daß in den 
letzten 20 Jahren an den G eldm arkt g a n z  r i e s i g e  A nforderungen gestellt 
w orden sind. Es ergibt sich dies ohne W eiteres aus den nachfolgenden Zahlen» 
die ich einer Zusam m enstellung von A l f r e d  L a n s b u r g h  entnehm e.



«SSt
ieW- 
t  ab,
8> ein 
ölten:- 
‘Pttfet 
i'ttl so 
B, «t 
e ita  -

Z a iij  
J a  j  

iitads 
xda öi 
I,»!®
aitenAi

Aniese 
ür e 

alb ist

je k b n t
e T ü i q

otefe
!%>*
2 ~2C'
ä  5ST: 

draks 
FjE - 

S a a l  
da e b  
«iss

je s ä a a  
ia i iä s U  
ida ffi
s ) ,  iß 
«mg »

T Zfflii' 
diisgSd

äUgeiiä 
J i n i s  
i j e s l i
i T M

D EU T SC H E  REICHS- UND STAATSANLEIHEN 473

Es gab an festverzinslichen Papieren u. a .:

1889 1908 Zunahme

rd. Mill. M rd. Mill. M rd. vH

Deutsche Staats- und Reichsanleihen . 9500 18 600 95
Deutsche S ta d ta n le ih e n .......................... 1300 5 300 305
Landschaftliche Pfandbriefe und ver­

wandte O b l ig a t io n e n ..................... 1900 3 300 75
Hypothekenbank-Obligationen . . . . 2700 9 700 260
Industrielle Obligationen (schätzungs­

weise) ..................................................... 1000 3 000 200

Es w aten eingezahlt:
bei den deutschen Sparkassen . . . 4900 14 000 185

» » Banken (ohne Reichsbank) . . 1600 7 700 380
» » Kreditgenossenschaften . . . 500 3 500 600

Darnach sind allein in die hier genannten Kanäle innerhalb von 20 Jahren 
über 40 Milliarden M, d. h. im Jahre durchschnittlich über 2 Milliarden M geflossen. 
Dazu treten noch die gew altigen Summen, die anderw eitig — ich nenne nur 
Aktien, A uslandanleihen, Lebensversicherungen ■— angelegt w orden sind, und 
dabei, trotz der Tatsache, daß die deutsche V olksw irtschaft es erm öglichte, 
diese Summen aufzubringen, im Vergleiche zu Frankreich und England höhere 
Zinssätze und dem entsprechend niedrigere Fondskurse! Man darf daraus den 
Schluß ziehen, daß bei uns in D eutschland der G eldbedarf so groß ist, daß 
dam it die N eubildung von Sparkapital, so bedeutend sie nach den angeführten 
Zahlen auch ist, nicht gleichen Schritt zu halten verm ag. Es drängen sich 
eben gar zu viele G eldhungrige an die g roße Schüssel, in der die Sparkapitalien 
der N ation zusam menfließen. Da es aber die gleichen Kreise sind, denen 
auf der anderen Seite in irgend einer Form auch w ieder die in dem hohen 
G eldbedarfe liegende günstige Erscheinung (lebhafte industrielle Tätigkeit, 
große Steuerkraft) zugute kommt, so m üßten wir, sollte man meinen, uns mit 
der Sachlage abfinden und beispielsweise Frankreich nicht um seinen niedrigen 
G eldstand beneiden, in dem nur zu deutlich, trotz seines w ohl größeren 
Reichtumes, sein Zurückbleiben auf dem Gebiete des H andels zum Ausdrucke 
kommt. G erade diese Seite der Frage scheint mir viel zu wenig beachtet zu 
werden.

Und dennoch muß uns von einem anderen G esichtspunkt aus die T a t­
sache betrüblich stimmen, daß, w ährend 3 prozentige französische Rente über 
98 v H x) steht, 3 prozentige Deutsche Reichsanleihe oder 3 prozentige P reußi­
sche Konsols nur einen Kursstand von 84,50 vH behaupten, also ein Untef-

x) S3/^prozentige italienische Rente etwa 105 vH, 2J/ 2prozentige englische 
Konsols etw a 82 vH.

4
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schied von etw a 13 vH . D ieser g roße U nterschied muß uns deshalb zu 
denken geben, weil er sich m it dem Satze, daß G eld international sei und 
daher die N eigung habe, dahin zu ström en, w o sich dafür bei der gleichen 
Sicherheit die höchste V erzinsung erzielen läßt, nicht vereinbaren läßt. U n s e r e  
A n l e i h e n  s t e h e n  — das w ird gew iß von keiner Seite bestritten — in  b e z u g  
a u f  i h r e  F u n d i e r u n g  k e i n e m  a n d e r e n  S t a a t s p a p i e r e  n a c h .  Folglich 
sollte sich eigentlich das französische Kapital in größeren  Beträgen unseren 
deutschen Anleihen zuw enden, was auf der einen Seite ein Sinken des französi­
schen und für uns ein Steigen des deutschen Papieres, im E nderfolge eine An­
näherung der Kurse zur Folge haben w ürde. W äre ein unseren einheimischen 
Fonds gleichw ertiges französisches P apier m ehr als 10 vH billiger zu er­
halten, dann w ürde sich in um gekehrter W eise, dessen darf man w ohl sicher 
sein, ein Kapitalausgleich vollziehen. Auf französischer Seite m üssen es also 
neben alter G ew ohnheit n a t i o n a l e  G ründe sein, die den G eldgeber sich mit 
einer geringeren Verzinsung begnügen lassen, w enn der darin  liegende V or­
teil seinem  eigenen Lande zugute kom m t. Nun sind ja auch von Frankreich 
riesenhafte Summ en an das Ausland geliehen w orden (R ußland soll allein rd. 
13 M illiarden Frs. schulden). A ber daß dabei der Kredit des eigenen Landes 
nicht zu kurz gekom m en ist, bew eist der erw ähnte K ursstand der französischen 
Rente. In D eutschland steh t es in dieser R ichtung anders. Die Kurse der 
russischen Anleihen beispielsw eise haben starke S teigerungen erfahren in 
gleichen Perioden, in denen unsere heim ischen Papiere ihren K ursstand nicht 
nur nicht halten konnten, sondern R ückgänge aufw iesen. Das kann nicht 
allein auf Rechnung M endelssohnscher Interventionen gesetzt w erden, sondern 
muß darauf zurückzuführen sein, daß die deutschen K apitalisten die genannten 
W erte, der höheren Verzinsung halber, in g rößeren  B eträgen kauften, un­
geachtet der undurchsichtigen russischen F inanzverhältnisse, die m it der g e ­
ordneten W irtschaft unseres eigenen Landes keinen V ergleich aushalten. Auch 
die Anleihen aller m öglichen kleineren frem den S taaten finden, m it einem 
reizvollen Zinsfuß ausgestattet, bei uns schlankes U nterkom m en. K onnte sich 
doch zuletzt sogar M arokko mit einem 5prozentigen Anlehen zu uns w a g e n 2)! 
H äufig genug  wird es der Fall sein, daß heim ische Papiere  abgestoßen 
werden, deren Erlös in diesen exotischen W erten höher verzinslich angelegt 
w ird, ln w elcher W eise unser Kurs von solchen U m tauschgeschäften beein­
flußt w ird, erg ib t sich von selbst. Solange in dieser R ichtung nicht ein 
Um schw ung eintritt, dürfte uns alles Jam m ern über den niedrigen K ursstand 
unserer Inlandanleihen nichts helfen. D am it soll nun nicht gesag t sein, daß 
unsere deutschen Finanzkreise sich dem K reditbegehren ausländischer 
S taaten einmal eine Zeit lang kurzerhand verschließen m üßten ; denn vielfach 
können nur H and in H and mit der Ü bernahm e von Anleihen wertvolle neue 
H andelsbeziehungen eingeleitet w erden. Auch im Sinne von K riegsreserven 
m ißt man unseren nach vielen Milliarden zählenden G uthaben im Ausland eine 
hohe B edeutung bei. N ur läßt sich nicht verkennen, daß unsere eigenen Papiere 
in dem M aße leiden, in dem deutsches Kapital nach ausw ärts abw andert.

2) Die Subskription hat mittlerweile sogar eine vielfache Ü berzeichnung ge­
zeitigt. D am it vergleiche man den M ißerfolg bei der letzten Bayernanleihe.
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Aber der W ettbew erb  der ausländischen Papiere ist nicht der einzige
U m stand, der auf den Kurs der heimischen Fonds drückt. Auch im I n l a n d e
w erden fortw ährend alle möglichen festverzinslichen O bligationen herausge­
bracht. Dai d e r Staat eine Art Sicherheitspolizei ausübt, hat er mit dazu 
beigetragen, sich diesen W ettbew erb großzuziehen. Ich nenne nur die vielen 
Pfandbriefe, deren günstige Beurteilung die Staatsverw altung mit ihrem Über­
w achungssystem  selbst fördert, sow ie ferner die zahlreichen Städtepapiere, 
deren Ausgabe ebenfalls der G enehm igung der Staatsregierungen unterliegt. 
Die Schulden der Städte sind allein in der Zeit von 1901 bis 1907 um 2300
Millionen M, d. i. um jährlich rd. 400 Millionen M, gew achsen. Die H ypo­
thekenbanken, Landschaftlichen Institute und kom m unalen Anstalten (Landes­
bank der Rheinprovinz usw.) bringen durchschnittlich noch höhere Beträge auf 
den Markt. Dann nenne ich die gerade seit vorigem H erbste zutage tretende 
Vorliebe für D ividendenpapiere, die sich in S teigerungen von 20, 30, 40 vH 
ausdrückt. W as ferner noch den W ettbew erb insbesondere der P f a n d b r i e f e  
für  die S taatspapiere empfindlich macht, ist die B egebungspraxis der H ypo­
thekenbanken. Sie geben ihren V ertriebstellen (Banken und Bankiers) soge­
nannte K o m m i s s i o n s l a g e r  und setzen sie dadurch in die Lage, den 
Kunden, der ein Papier kaufen will, sofort zu bedienen; das G eschäft kann 
sich also Z ug um Zug gegen A ushändigung des Barbetrages abwickeln, 
w orauf g ar mancher, der in Geldsachen besonders vorsichtig ist, W ert legt. 
Staatspapiere könnte sich der Bankier nur vorrätig halten, wenn er sich m it dem 
Kursrisiko (der Kurs kann zwischen An- und V erkauf zurückgehen) ab- 
finden w ollte. Das wird er aber im Hinblick auf die geringfügige V ergütung, 
die ihm für die Besorgung gew ährt wird, kaum tun. Er muß also gegebenen­
falls den Kunden 2 bis 3 T age auf die Lieferung der Stücke w arten lassen, was 
wie angedeutet dem einen oder anderen Kunden, der das Geld schon in der 
Tasche hat, nicht angenehm  ist. Falls daher nicht ausdrücklich ein Staats­
papier, sondern schlechthin nur ein „gu tes Papier“  verlangt wird, ist es 
vom Standpunkte des das Geschäft verm ittelnden Bankiers begreiflich, wenn
er im Interesse einer g latten Abwicklung Pfandbriefe empfiehlt, von denen er 
Stücke im Schrank hat, und w orauf ihm zudem seitens der betreffenden 
H ypothekenbank noch eine V erkaufvergütung gew ährt wird, die der Regel 
nach! d ie  Provision, welche er für die Besorgung unserer S taatspapiere 
rechnen kann, etw as übersteigt. G erade infolge der hier kurz geschilderten 
B egebungsart haben sich die Pfandbriefe einzelner H ypothekenbanken der­
maßen eingebürgert, daß deren Kurs zu Zeiten den unserer Staatspapiere 

¡icte hinter sich läßt.
An S t ä d t e p a p i e r e n  ist, wie die angeführten Zahlen beweisen, auch kein 

M angel. Eine S tadt löst die andere mit einer neuen Anleihe geradezu ab. 
D er Bankier, der bei der Übernahme beteiligt ist, stellt bis zum Ausverkauf bei 
seinen Em pfehlungen das Städtepapier in den V ordergrund, schon um nicht 
G efahr zu laufen, m it dem f e s t g e k a u f t e n  Betrage sitzen zu bleiben. Auch ein
gew isser Lokalpatriotism us träg t dazu bei, daß das Papier der H eim atstadt 
von den einheimischen Bürgern gern  gekauft wird. Die Sicherheit steht 
außer Zweifel — die Papiere sind sogar mündelsicher —, und so tragen auch die 
Städteobligationen reichlich dazu bei, dem Staatspapiere den Rang abzulaufen,

4*
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ungeachtet der Erfahrung, daß ein V erkauf g rößerer Posten m angels einer 
organisierten K ursregelung (Interventionsdienst) vielfach auf Schw ierigkeiten 
stößt.

Des w eiteren kom m en die O b l i g a t i o n e n  d e r  I n d u s t r i e g e s e l l s c h a f t e n  
in Betracht, die, was ihnen an S icherheit gegenüber den Pfandbriefen und den 
Städteobligationen fehlt, durch  höheren  Zinsfuß (vielfach 41/ 2 vH ) oder 
durch ein R ückzahlungsaufgeld ausgleichen und infolgedessen ebenfalls ihren 
M arkt finden.

Solange die hier kurz geschilderten U m stände Zusamm enwirken, w erden 
alle M ittel, eine B esserung der Kurse unserer Staatsanleihen herbeizuführen, 
nicht viel nützen. M an denkt schon seit längerem  daran, nicht nur die S p a r ­
k a s s e n ,  sondern auch die V e r s i c h e r u n g s g e s e l l s c h a f t e n  zu zw ingen, einen 
gew issen Teil der ihnen zufließenden G elder in S taatspapieren anzulegen. Die 
gesetzgebenden K örperschaften sind ja in der Lage, das zu beschließen. 
Ich m öchte indessen bezweifeln, ob dam it viel gew onnen wird. Die nächste 
Folge w äre m. E. die, daß die Gelder, welche darnach in Staatsobligationen 
angelegt w erden m üßten, auf dem H ypothekenm arkte3), der seither hauptsäch­
lich in Betracht gekomm en ist, fehlten, und die weitere Folge daß die An­
sprüche an die Bodenkreditinstitute nur noch größer w ürden. Um den erhöhten 
A nforderungen nachzukom m en, sähen sich die genannten Banken genötigt, 
g rößere Konzessionen in bezug auf den V erkaufkurs und die erw ähnte
A bsatzvergütung zu m achen. Die S taatspapiere dürften  un ter diesem  ver­
schärften W ettbew erbe w ahrscheinlich w ieder verlieren, w as sie infolge er­
zw ungener Käufe durch jene Anstalten gew innen.

M ehr W irkung im Sinn einer K urssteigerung hätte es zweifellos,
w enn unsere Kapitalisten nicht jede beliebige A uslandanleihe lediglich 
der höheren V erzinsung halber begünstigen w ollten; das käm e unseren
s ä m t l i c h e n  inländischen festverzinslichen O bligationen, d. h. nicht nur 
dem  Staatspapiere, sondern auch den S tädteobligationen, Pfandbriefen  
usw. zugute. Ferner w äre eine K urssteigerung dann zu erw arten,
w e n n  s i c h  d a s  a u s l ä n d i s c h e  K a p i t a l  m e h r  a l s  s e i t h e r  f ü r  u n s e r e  
in d e r  . Q u a l i t ä t  v o r z ü g l i c h e  A n l e i h e n  i n t e r e s s i e r e n  w o l l t e .  Das 
zu erreichen, w ird aber letzten Endes von unseren politischen Beziehungen zu 
den in Betracht kom m enden Staaten abhängen.

3) Sparkassen wie V ersicherungsgesellschaften legen nach ihren bis­
herigen G epflogenheiten ihre G elder zum w eitaus größten  Teil in H ypotheken 
an. Allein die Lebensversicherungsgesellschaft V iktoria in Berlin hat rd. 600 
Millionen auf H ypotheken ausgeliehen! Es läßt sich hiernach erm essen, w as 
es für den H ypothekenm arkt bedeuten w ürde, wenn diese Quelle für ihn zum 
Teile verstopft wird.



DER W IR T SCH A FTSB E TR IE B  DES ERDÖLES 477

DER WIRTSCHAFTSBETRIEB DES ERDÖLES.
Von Dr. F. W. MÖLLER, BERLIN.

(Schluß von S. 429)

Verteilung.
W ie das Leuchtöl von den in den vorangegangenen Abschnitten geschilderten 

U nternehm ungen über die Erde verteilt wird, kann hier nur sehr allgemein 
dargestellt werden.

Das a m e r i k a n i s c h e  Produkt findet sich mit Ausnahme Rußlands in 
der ganzen W elt. A lleinherrscher ist es in Nord- und Südamerika, in einigen 
G ebieten Mittel- und Südafrikas und in Skandinavien. In Skandinavien ist 
seine Stellung allerdings in neuester Zeit durch galizisches Öl stark erschüttert 
w orden. Von den europäischen A bsatzgebieten sind wohl gegenw ärtig  M ittel­
und N ordeuropa das H auptabsatzgebiet der S tandard Oil Co., w ährend 
sie im Süden und namentlich auf der Balkanhalbinsel und in der Türkei ihren 
M itbew erbern nachzugeben scheint. Es sind die auf der höchsten Kulturstufe 
stehenden Länder mit dem stärksten Lichtbedürfnis, deren M arkt sie sich 
Vorbehalten hat und den zu beherrschen eine Lebensbedingung für sie ist.

W as aber hier in Europa auf einigen M ärkten verloren geht, gew innt 
sie in anderen W eltteilen zurück, H and in H and mit einer ständig wachsenden 
Verm inderung der T ransportkosten, indem immer mehr, selbst auf dem größten 
außereuropäischen Absatzgebiete, in China, der T ankverkehr an die Stelle des 
teureren Kannen- und Fässerversandes tritt. Die meisten europäischen Länder 
erhalten ihre Raffinade fast ausschließlich durch T ankdam pfer; nach den ost­
asiatischen M ärkten, nach Australien, Afrika und Südamerika überw iegt noch 
der K istenverkehr. Insgesam t w urden aus Amerika über die H aupthäfen 
1908 22396676 B. >) ausgeführt, 1907 17946158 B., 1904 14840991 B.

Auch die r u s s i s c h e  Raffinade g eh t — ausgenom m en die Länder der am eri­
kanischen A lleinherrschaft, Japan und das Produktionsgebiet der Königlich 
N iederländischen Petroleum gesellschaft — immer noch nach allen G ebieten der 
Erde trotz des großen Rückganges der A usfuhr und des großen Abstandes 
in der Erzeugungsm enge, in dem es auf Amerika folgt (Vereinigte Staaten 
rd. 22,4 Millionen B. =  rd. 3360 Millionen kg, Rußland rd. 483,8 Millionen kg). 
Die gesam te Leuchtölausfuhr Rußlands betrug

1904 76 806 276 Pud *) =  rd. 1 259 600 t
1905 38 331 663 » =  » 628 600 »>
1906 25 307 097 » =  » 415 000 »
1907 29 369 303 * =  » 481 600 »
1908 29 536 078 » =  » 484 400 »

Es ist jedoch nicht zu übersehen, daß Rußland immer noch der größte 
L ieferer von Schmierölen ist; die A usfuhr aus Batum und Novorossisk, den 
beiden H aupthäfen, betrug 1908 138075 t und 53333 Fässer in Tankdam pfern.

i) 1 B. (barrel) =  42 glls (gallons) zu 3,7853 Itr =  158,58 ltr = 1 1 8  bis 142 kg 
(je nach dem spezifischen Gewicht). 1 Pud =  16,38 kg, 1 Faß =  150 kg ganz 
ungefähr in Amerika; in Rußland sehr verschieden wegen der Verschiedenheit 
des spezifischen Gewichtes.



(in
 

t)

478 A BHANDLUNGEN

JS
3

o
UJ

o o* T—■ o rf m CO O rf in O' CO 00 co CO o in o
000

CS O' vO O in ca 00 O' O' O vO O O sO CO O'
CO CO CO cs V-H rf in O sO CO CS 00 m 00 T-H 0"

n o> o 00 o 00 m 00 O' r f r f T-H o 0-1 T-H o
»—1 r f m vO rf o- CO o T-H 00 CO CO CO o sO

g in ca vO rf r-H rf T-H

E
03 O' vO m ca 00 r f cs CO T-H O' O T-H r - cs O r f
if) r f CO CO T—H o ca sO sO Cf CS O O O' CO CS O'
3
N

o- CO vO vO o T-H O' r f sO SO o O T-H T-H so sO m CO
O' O' vO o o m cs O r-H r f CO m m O' o H- O' T-H

00
rf

o*̂H
T-H
m

o
CO

O
t-h

CO m m CS 00 O'
T-H

00 cs
cs 5

CS
cs

O' m ca rf
00 00 m O' . ■ CO 1 1 m i i CS 1 1 i 1

3 o o cs o 1 1 1 1 o 1 i CO 1 1 1 1
O' CO o ca cs m cs

N t- h ca O T-H
T—1

75
o

cs O' O' O' r f m
if) 0- o o* o CJ0 • sO i • m 1 1 i 1
3 O CS 00 o 1 1 1 1 cs 1 1 in 1 rf 1 1 1 1cd O'

t-h
t—• vO

T-H
O'
O'

o

CO CO ca 00 rf m cs T-H 00 cs
c 00 O' 00 rj- o O' cs i T-H cs in i 1
« o vO rf ca 1 CO 1 1 1 1 o CO i 00 sO o 1 1
g O' (N o 00 CO CO (O' O' O

:cd r-< rf m T-H cs r— T-H

E
3

Ctf CS 00 ca r f SO 00 O' cs o sO
if)
j3

O * sO O' in 1 ^ sO 00 rf T-H T-H cs i 1
o in o o 00 1 1 1 1 r f O 1 O' O' m 1 1

cd 2 m t-h in sO o CS rf CO o
CH sO r-H CO T-H cs cs m

sO O rf 00 o o SO 00 CS sO O o 00 r f r f r f
CO CO o rf o in cs r f m O' sO o CO CO O' 00

-3 o in o T-H o o 1 m sO CS O' 00 r f O' m 1
3 O' t—1 O O CO ca O CO sO' 00 y—>O' O O' O'
o3 r _ l 00 T-H ca T-H 00 m CO

0 2
3

P í o rf CO o rf cs sO cs o © r f 00 00
(/) r f O ca 00 O O' sO m CS O' r f
3 o ca T-H CO 00 m I I 1 »—« r f O' O' 00 m 1
cd O'

T-H
r f
o
T—<

m o-
ca

■f
ca

CO
ca

1 1 1 CO
T-H

ri- r f
r f
T-H

00
m

CO
rf

1

3 ca O' CO o CO sO SO CO CO T-H r f , o_2¿ 00
o

o in 00 o O' ca o 00 r f CS 00 r f T—« m O'
cd o r t - o CO ca T-H cs r f © cs 5 - I r f CO m
cd O' CO CO ca o 00 r f O rf CO T-H cs 1 sO T-H oT—* T-H o CO CO CO O sO m cs O' sO

ri- T-H ri­ r f T-H CO T-H
T3 3

S 'S ) CO m ca r-H ca 00 r f CO rf O' O' o O' 00 SO rf
cd 'g [H. T-H vO rf 00 rf o CS O r —1 O' in O' O' cs O'

o O' o O* m m T-H O' r —i r f O' r f 1 T-H I T-H CO m CO
' S O' sO 00 CO r- m m CS o r — i 1 1 r —< o O' y— ,

<L> t—i m 00 o r-H CO m m CS m cs CS
>

CO CO CO r H T-H 5- cs

•
75
bß

_3 3

X!
u

~u,
O

CU

cd
bi)
3

cd
3 TD TD D TD

E
n

g
la

n
d

 
.

F
r

a
n

k
r

e
ic

h 3
cd

X
CJ
c/}H—>
3
<l>

Q H
o

ll
a

n
d

 
.

B
el

g
ie

n
 

.

N
o

r
w

e
g

e
n

S
c

h
w

e
d

e
n

D
ä

n
e

m
a

r
k

3
3

3'<v
*3
cd
Q .

c / ) M
a

lt
a

 
. 

.

I
ta

li
e

n
. 

. -3

'Ö J
U.
Ih
«Li-*H
if)
«Li

o O
r

ie
c

h
e

n
la

n

T
ü

r
k

e
i

E
g

y
p

te
n

 
.

In
d

ie
n

. 
.

C
h

in
a

 
. 

.

Ja
p

an
 

. 
.



DER W IR T SCH A FTSB E TR IE B  DES ERDÖLES 479

D azu kom m en noch die beträchtlichen M engen, die über das Kaspische Meer, die 
W olga aufw ärts und schließlich mit der Eisenbahn nach den großen ostasia­
tischen M ärkten befördert werden.

G egenüber der amerikanischen und der russischen A usfuhr kommen die 
Ausfuhren aus R u m ä n i e n  und G a l i z i e n  auf dem W eltm ärkte nur wenig 
in Betracht.

Die A usfuhr von Leuchtöl aus R u m ä n i e n  ist nicht den Erw artungen ent­
sprechend gestiegen, ja sie ist 1908 absolut geringer gew esen als 1907: 
262176 t gegen  262489 t. Die H auptm ärkte sind jetzt Ägypten, Frankreich 
und England. Die rumänische Petroleum industrie ist jedoch m ehr als jede 
andere auf die A usfuhr angew iesen. Im Juli 1908 nämlich hat der Staat, um dem 
vernichtenden W ettbew erbe der Romano-Americana (St. O. Co.) entgegenzu­
treten, ein Gesetz erlassen, in dem er den Preis der Raffinade auf 6,96 M für 
den Doppelzentner festsetzte und sich die alljährliche Verteilung der für den 
heimischen Bedarf nötigen M engen unter die Raffinerien vorbehielt. Der 
heimische M arkt ist jedoch, wie sich bald gezeigt hat, kaum im stande, mehr 
als 38000 t aufzunehm en. O bgleich nun unter der Führung der Steaua Romana 
eine besondere V erkaufgesellschaft für die V erteilung der Petroleum produkte zu­
stande kam, w aren die Erfolge auf dem heimischen Leuchtölmarkte w enig be­
friedigend, und es bleibt abzuw arten, ob dieser Ausfall in den nächsten Jahren 
ausgeglichen wird.

Im G egensätze zu Rumänien hat sich die A usfuhr galizischen Leuchtöles 
entsprechend d er P roduktionssteigerung in den letzten Jahren stark ent­
wickelt. Sie ist jedoch von geringerer Bedeutung für den W eltm arkt als 
namentlich für Europa und ganz besonders für Deutschland. D er M enge nach 
dem rumänischen Leuchtöl nachstehend (1908: 234160 t, 1907 141593 t), ist sie 
doch weit m ehr als dieses berufen, bei der gegenw ärtigen Lage ein G egengewicht 
für Amerikas und Rußlands Eindringen in den deutschen Petroleum handel ab­
zugeben, um so mehr, als die galizische Raffinade allein auf den in Deutschland 
üblichen Lampen dem amerikanischen Öl an G üte nahezu gleichkommt.

W er das in den Jahren 1907 und 1908 gew onnene Leuchtöl abnahm, ist für 
die w ichtigsten' Länder in der Zahlentafel auf S. 478 zusam m engestellt2).

Deutschland.
O r g a n i s a t i o n .

Seitdem sich Anfang 1907 die Europäische Petroleum -Union mit der 
St. O. Co. verständigt hat, stehen sich auf dem deutschen Petroleum m arkte nur 
noch zwei Bewerber gegenüber: die A m erikaner und die Österreicher. Die 
A usfuhrorganisation der Österreicher ist die oben erw ähnte A ktiengesellschaft 
für österreichische und ungarische M ineralölprodukte in W ien; die St. O.

2) Nach einer Zusam m enstellung im M oniteur du Pétrole Roumain 
1909 Nr. 11 S. 387 u. f. Diese Zahlentafel berücksichtigt offenbar nur die 
Einfuhr über die H a u p t h ä f e n .  Sie wird hier w iedergegeben, weil sie, nach 
einheitlichen G esichtspunkten aufgestellt, einen Vergleich unter den Ein- und 
Ausfuhrländern erm öglicht. Auf vollständige Erfassung s ä m t l i c h e r  M engen 
eingeführten Petroleum s m acht sie keinen Anspruch. G enaue Angaben für 
Deutschland auf Grund der amtlichen deutschen Statistik finden sich in Fig. 1 
und im Text S. 481 u. f.
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Co. w ird durch die deutsch-am erikanische Petroleum gesellschaft und eine 
Anzahl kleinerer G esellschaften vertreten.

Die D e u t s c h - A m e r i k a n i s c h e  P e t r o l e u m g - e s e l l s c h a f  t, 1890 mit 
einem Kapital von 9 M illionen M gegründet, arbeitet jetzt mit 30 M illionen M 
Kapital und ist eine rein amerikanische Gesellschaft gew orden. Sie hat eine 
glänzende Entw icklung hinter sich. Mit A usnahm e der Jahre 1904 bis 1906, 
w o der große Kampf mit den M itbew erbern das G eschäftsergebnis ungünstig 
beeinflußte, h a t's ie  von 1896 bis 1907 einen durchschnittlichen Reingew inn von 
w eit über 2 M illionen M erzielt. D abei standen die T ransportm itte l Jahr 
für Jahr mit durchschnittlich 10 Millionen M zu Buche, bei jährlichen Abschrei­
bungen von durchschnittlich m ehr als 1 Million M. D ie Reserve betrug  un­
verändert 3 Millionen M, die Sicherheitsrücklage, die für Fälle besonderer 
A nspannung bestim m t ist, 2 Millionen M.

Die Bilanz von 1908 bietet ein w eniger erfreuliches Bild als die von 1907; 
namentlich stehen die T ransportm ittel höher zu Buche, — alles Anzeichen 
des V ordringens der Galizier. Daß die T ransportm itte l so  viel höher zu 
Buche stehen, ha t seinen G rund in der neuesten Entw icklung des P etro leum ­
handels in Deutschland, wie sie von der D eutsch-Am erikanischen Petro leum ­
gesellschaft im Kampf um ihre U nabhängigkeit no tgedrungen  herbeigeführt 
w orden ist. Der G roßhandel ist beseitigt und abgefunden, dem K leinhändler 
w ird das Petroleum  in Kannen zu 20 ltr und w eniger geliefert oder aus dem 
S traßentankw agen in das S tandgeschäft im Laden abgefüllt, das die Deutsch- 
Amerikanische Petroleum gesellschaft do rt aufgestellt hat, und im m er weitere 
F ortschritte  macht! ’das V erteilverfahren, durch das auch der Klein­
händler beseitig t w ird : dem V erbraucher w ird das Petro leum  unm ittelbar 
von der D eutsch-Am erikanischen Petroleum gesellschaft ins H aus geliefert. 
Das erfordert g roße K apitalanlagen: K annengeschäfte w erden finanziert, und 
im m er neue Petroleum anlagen w erden im Innern des Reiches errichtet.

Die H auptniederlagen der D eutsch-Am erikanischen Petroleum gesellschaft 
befinden sich in Barmen, Berlin, Bochum, Bremen, Breslau, Kassel, Chemnitz, 
Dortm und, D resden, Düsseldorf, Erfurt, Essen, Frankfurt a. M., Frankfurt a. O., 
H am burg, H arburg, Leipzig, M agdeburg, Mannheim, N ordenham , P lauen, Posen, 
Riesa, Roßlau, Stettin, S traßburg und Stuttgart.

N eben der D eutsch-Am erikanischen Petroleum gesellschaft arbeiten fü r die 
St. O. Co. nam entlich die M a n n h e i m - B r e m e r  P e t r o l u m - A k t i e n g e s e l l -  
s c h a f t ,  die P e t r o l e u m - R a f f i n e r i e  v o r m.  Au g .  K o r f f  & C o ., die A m e ­
r i c a n  P e t r o l e u m  Co.  und die K ö n i g s b e r g e r  H a n d e l s k o m p a g n i e .  
Von diesen ist die w ichtigste die M annheim -Brem er Petroleum -A ktien­
gesellschaft. Sie besitzt 3 M illionen M A ktienkapital und arbeite t im 
ständigen Einvernehm en mit der American Petroleum  Co. auf dem  rechten 
Rheinufer, w ährend die American Petroleum  Co. von H olland her die links­
rheinischen G ebiete versorgt. Die American Petro leum  Co. in R otterdam  
w urde 1891 m it 13345000 M A ktienkapital geg ründet und besitzt ein deutsches 
U nternehm en, die A m e r i k a n i s c h e  P e t r o l e u m a n l a g e n  G . m.  b. H . in N euß 
am Rhein m it N iederlagen in St. Johann a. d. Saar, Metz, Mainz, Aachen, Trier, 
Bingen und M ayen. Das Betriebskapital dieser G esellschaft b e träg t nur 
200000 M.

Von den in D eutschland tätigen Petroleum gesellschaften, die nicht zur 
St. O. Co. gehören, ist vor allem die bereits besprochene D e u t s c h e
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P e t r o l e u m  V e r k a u f g e s e l l s c h a f t  in H am burg und Berlin zu nennen. 
Da sie aus der V ereinigung der D eutsch-Russischen N aphthaim portgesellschaft 
m it der Petroleum -Produkte-A ktiengesellschaft hervorgegangen ist, muß hier 
noch folgendes über diese beiden Gesellschaften gesag t werden.

W ährend die D e u t s c h - R u s s i s c h e  N a p h t h a i m p o r t g e s e l l s c h a f t  
D eutschland m it russischem Öl zu versorgen suchte, brachte die P e t r o l e u m -  
P r o d u k t e - A k t i e n g e s e l l s c h a f t  rum änische Raffinade ins Land, und zwar 
im w esentlichen nach N ordw estdeutschland und von Süden her über Regens­
burg . A ußerdem  aber mischte sie das schw ere Texasöl, das die Schiffe 
ihrer Gründerin, der Shell Transport and Trading Co., brachten, mit den 
Ölen der Pure Oil Co., die damals noch ziemlich unabhängig von der St. O. Co. 
war, und verkaufte diese M ischung als amerikanisches Petroleum . Auch 
rum änisches ö l w urde mit Texasöl gem ischt und fand E ingang namentlich 
in Bayern.

Im Jahre 1906 besaßen die Russen im Deutschen Reiche rd. 300 Ver­
kauforganisationen, die Petroleum -Produkte-Aktiengesellschaft etwa 120. Die 
Deutsch-Russische Naphthaim portgesellschaft saß in Berlin, Breslau, M ann­
heim und H am burg, also an Plätzen, an denen auch die Deutsch-Amerikanische 
Petroleum gesellschaft N iederlagen besitzt; die Anlagen der Petroleum -Produkte- 
A ktiengesellschaft befanden sich in H am burg, Mannheim, Regensburg, Ludw igs­
hafen, Aken a. E. und im Ausland in Antwerpen, Amsterdam, Rotterdam, 
in England und Dänem ark. Am 31. Dezem ber 1906 sind also diese Anlagen 
von der D eutschen Petroleum -V erkaufgesellschaft übernom m en worden.

V e r t e i l u n g .
Über die E infuhr von gereinigtem  Petroleum  nach Deutschland gibt Fig. 1 

A uskunft.
Die Einfuhr von Leuchtöl ist an »

W ert und Umfang w eitaus die bedeu­
tendste der verschiedenen Einfuhrgrup- 7 0 0 0  

pen von Petroleum produkten. Sie hat 3 g g  

sich jedoch in den verglichenen zwölf 
Jahren nicht wesentlich geändert: die g o o  

absolute Zunahm e beträgt noch nicht 
1500 t ,  und es hat den Anschein, w o

als ob das Jahr 1908 vorläufig 
einen Höhepunkt bezeichnen sollte. 6 0 0

In einem Lande wie Deutschland, wo 
seit Jahrzehnten durch die geschick­
testen Kaufleute das Erdöl als Licht- m

quelle Eingang gefunden hat und das 
Lichtbedürfnis, soweit es durch Petro- 3 0 0  

leum befriedigt w erden kann, seit lan­
gem  völlig befriedigt w ird, ist |auch 2 0 0  

nichts anderes als ein gew isses Stehen­
bleiben der Einfuhr zu erwarten, zumal 7 0 0

neben dem  Petroleum  in seiner eigen- 0

sten  Sphäre eine Anzahl M itbewerber « 
stehen , die im mer mehr Land ge­
winnen.
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Petroleum  nach Deutschland.
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Der relativen Stabilität der gesam ten Leuchtöleinfuhr stehen jedoch nicht 
unbedeutende Schw ankungen in den einzelnen G ruppen gegenüber, aus denen 
sich die E infuhr zusam m ensetzt.

Die E infuhr aus den V ereinigten Staaten steh t 1908 unter dem Stande 
von 1897; das bedeute t prozentuell eine A bnahm e des Anteiles an der g e ­
sam ten R affinadeeinfuhr von 13,72 vH . Am geringsten  w ar der Anteil an 
der E infuhr im Jahre 1902. Damals w ar die A bnahm e begründet in der S teige­
rung der R ohölproduktion Rußlands, die von 1898 bis 1901 die am erikanische 
P roduktion übertroffen hatte, und Rußland hatte dem entsprechend eine starke 
prozentuelle Zunahm e seine Zufuhr zu verzeichnen.

H eute ist Österreich an die Stelle Rußlands getreten , die Russen haben sich 
ebenso wie die Rumänen planm äßig vom deutschen M arkte zurückgezogen, und 
es ist zu erw arten, daß ebenso wie diese ihre steigende A usfuhr w eiter nach 
anderen Ländern richten w erden, falls nicht außerordentliche Änderungen in 
der Förderung  eintreten, die Ö sterreicher ihrerseits in D eutschland w eiter 
Fortschritte machen w erden. So scheint für die nächste Z eit der österreichische 
W ettbew erb der St. O. Co. gefährlicher zu w erden, als der der Russen 
je gew esen ist. Inzwischen hält sich Rußland für den Ausfall in der A usfuhr 
von Leuchtöl schadlos durch die ständig  steigenden Z ufuhren von Schmieröl 
(1908 885114 dz, Amerika 990529 dz).

Die H aupteingangspforten für Petroleum  sind seew ärts H am burg, Bremen, 
M annheim , die übrigen Rheinhäfen und die O stseehäfen. A ußerdem  gelangt 
ein Teil der gesam ten Zufuhr über die holländischen und belgischen H äfen nach 
Deutschland. Rumänisches Öl findet auf der Donau (R egensburg  und Passau) 
E ingang, galizisches auf dem Bahnweg oder auf der Elbe und der Oder, 
russisches teils auf dem W asserw ege vom Schwarzen M eer aus, teils durch 
die O stseehäfen, nachdem es auf dem Landwege das Russische Reich durch­
quert hat.

Die ehem aligen H aupthäfen, besonders Bremen und M annheim , haben 
viel von ihrer B edeutung verloren. Dies entspricht dem im m er enger ge­
w ordenen Zusam m enschluß im deutschen Petroleum handel. Im m er m ehr Zw eig­
niederlassungen und Behälteranlagen sind flußaufw ärts entstanden, im m er ge­
nauer können m it der w achsenden Einsicht in den Bedarf die V orräte abge­
messen w erden, und im m er zw eckm äßiger w erden die Stapelplätze angelegt. 
Dazu sind vielfach die Schiffahrtsverbindungen günstiger gew orden , wenn 
auch namentlich im W inter die B eförderung m it der Bahn nicht entbehrt 
w erden kann; dann zeigt sich w ieder, w ieviel zw eckm äßiger heute, w o eine 
geringere Zahl von D irektoren die A nordnungen trifft, die V erteilung vorge­
nom m en w erden kann als früher, w o häufiges Hin- und H ersenden und zweck­
loses Lagern die W are verteuerten. Die größere Ersparnis bedeu te t aber 
ohne Zweifel die heutige Technik der V erteilung im einzelnen, w ie sie bei der 
D arstellung der D eutsch-Am erikanischen Petro leum gesellschaft kurz geschildert 
w orden ist.

P r e i s e .
Eine Übersicht über die Petroleum preise der letzten 20 Jahre g ib t Fig. 2.
Bis in die 90er Jahre sind die Preise beständig  gesunken  in dem M aße, 

wie sich T ransport und O rganisation vervollkom m neten: 1866 kosteten  100 kg 
Standard W hite mit Faß unverzollt loco Bremen 59,80 M, 1875 22,20 M,
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1890 13,3 M. Mitte der 90er Jahre w ar die St. O. Co. dem M onopol 
am nächsten; trotzdem sanken die Preise im Jahre 1894 auf 9,70 M.

Von 1900 an fällt die Preiskurve in unregelm äßigen Absätzen bis 1905; 
dann setzt eine neue Steigerung ein, die sich über den W eltm arkt hinzieht: 
Rußland ist am Rande des V erderbens, die Preise stellen sich als natürlicher 
Damm der überm äßigen, d. h.in keinem V erhältnis zur W eltproduktion stehenden 
Ausdehnung des Bedarfes entgegen. Erst im Jahre 1909 erfolgt die U m kehr: 
im Januar 1909 kostete Standard W hite in Berlin (verzollt) noch 22,55 M für 
100 kg (gegen 23,40 M im Januar 1908), im Juli 1909 steht der Preis auf 
21,80 M (gegen 22,50 M im Juli 1908). Diese Preisrückgänge sind das Er­
gebnis des Kampfes gegen die Österreicher.

fe <8 »8 ?! ö  &
Fig. 2. Die Bewegung der Petroleum preise in Deutschland von 1887 bis 1908.
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Russisches Leuchtöl weicht entsprechend der A nnäherung der Lieferer im 
Preise w eniger vom amerikanischen ab; dagegen notieren die Galizier seit 
Februar 1909 beständig 20 bis 35 P fg  unter dem V erkaufpreis der Ameri­
kaner. Am 4. Septem ber zeigte der H am burger M arktbericht das charakte­
ristische Bild: amerikanisches Petroleum  spezifisches Gewicht 0,800 6,90 M, 
rum änisches Petroleum  spezifisches Gewicht 0,810 nicht am Markte, penn- 
sylvanisches 7,00 M, russisches Petroleum  nicht am Markte, galizisches Petro­
leum 6,70 M, rum änisches Petroleum  nicht am Markte.

Vergleicht man die deutschen G roßhandelspreise mit der Preiskurve der 
New  Y orker N otierung, so ergib t sich, wenn man nur die allgemeine Tendenz
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betrachtet, d. h. etw a das Jahresmittel nimmt, annähernd eine Parallelität 
der Schw ankungen. A llerdings erstreckt sich diese nicht bis auf die M onats­
mittelpreise.

Daß aber auch die Schw ankungen der M onatsm ittelpreise in den Jahren 
1906 bis 1908 nicht sehr bedeutend gew esen sind, zeigt Fig. 3.
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Fig. 3. G roßhandelspreise von Petroleum  in Berlin 
(verzollt mit Faß 20 vH Tara netto Kasse ab Lagerhof).

Diese Kurven können hier ebensow enig im einzelnen besprochen werden, 
wie die Bewegung der W eltm arktpreise. Bem erkenswert ist nur, wie sich 
im Jah re  1908 die Spannung zwischen Standard W hite und W ater W hite 
vergrößert h a t; dies entspricht nicht der Lage des W eltm arktes, indem die 
N ew  Y orker N otierung die Preise der beiden M arken einander genähert hat.

Von w eit g rößerer W ichtigkeit als der G roßhandelspreis für das G eschäfts­
gebaren der g roßen  Petroleum gesellschaften ist aber auch die G estaltung 
der D etailpreise; denn der G roßhandelspreis kann nach der geschilderten 
O rganisation des H andels nur eine un tergeordnete  Rolle spielen.

H ier ist nun den Amerikanern vielfach der V orw urf w illkürlicher Ände­
rungen des Literpreises gem acht w orden. Eine zuverlässige Statistik, um 
dies zu belegen, ist natürlich nicht vorhanden. D er Kleinverkauf ist zu 
zersplittert, und die Preise gehorchen hier so m annigfachen Einw irkungen, 
daß es sehr schwer, wenn nicht unmöglich ist, zu beurteilen, ob ein Preis im 
einzelnen berechtig t oder unberechtig t ist. Die G egner der St. O. Co. 
sind hier oft w eit über das Ziel hinausgeschossen und nachher durch Aufklärung 
des Z usam m enhanges ad absurdum  geführt w o rd en 4) ;  nach meinen E rfah­
rungen ist im G egenteil auch hier eine gew isse Stabilität zu erkennen, wie 
sie seit Jahren die Preispolitik der St. O. Co. nicht nur in Deutschland, 
sondern auch auf allen W eltm ärkten auszeichnet.

Kr i t i k .
Deutschland erhält gegenw ärtig  aus Amerika ein gu tes Leuchtöl zu einem 

angem essenen Preise. Die G roßhandelspreise zeichnen sich ebenso wie die

4) Ein Beispiel findet sich bei F r a n z  G e h r k e :  Die neuere Entwicklung des 
Petroleum handels in D eutschland, Tübingen 1906 S. 110.
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Detailpreise, verglichen etwa mit den Preisen anderer eingeführter M assen­
verbrauchgegenstände, durch eine g roße Festigkeit aus, und der Bedarf ist 
trotz vieler Schw ankungen der Produktionszahlen bisher im mer ohne Verzug 
gedeckt w orden. O b die Preise entsprechend der V erbilligung des gesam ten 
Petroleum geschäftes gesunken sind, ist hier allerdings ebensow enig festzustellen 
wie auf dem W eltm ärkte. Jedenfalls liefern die Ö sterreicher zu ihrem äußersten 
Preis, und dieser Preis muß no tgedrungen auch für die Preispolitik der 
St. O. Co. gelten.

Entsprechend der w eiteren A usdehnung des K annengeschäftes wird der 
Literpreis wahrscheinlich unter den Stand der Jahre 1907 und 1908 sinken, bis 
die W ettbew erbkäm pfe ihr' Ende gefunden haben werden. Denn es 
ist kein Zweifel, daß die österreichische A usfuhrorganisation früher oder 
später in den großen Ring einbezogen w erden wird. Dann w ird auch 
die deutsche Finanzgruppe, die am Petroleum handel interessiert ist, weitere 
Fortschritte gem acht haben, und die Europäische Petroleum -Union w ird als 
ebenbürtiger V erbündeter neben der St. O. Co. stehen.

Freilich w ird D eutschland noch auf lange Zeit für seine V ersorgung mit 
Leuchtöl von Amerika abhängig sein. Der deutsche M arkt darf auch für 
die St. O. Co. nicht verloren gehen; denn die großen M assen Raffinade, 
die im Entflammungspunkte den Anforderungen des Deutschen Reiches eben 
noch genügen, können in anderen A bsatzgebieten nicht untergebracht werden, 
da nahezu überall ein höherer Entflam m ungspunkt verlangt wird als in 
D eutschland.

W enn nun auch nach allem die Lage D eutschlands in bezug auf seine 
V ersorgung m it Leuchtöl keineswegs so ungünstig ist, wie sie oft dargestellt 
wird, mag es doch angebracht sein, auf 'zwei der w ichtigsten A bw ehrm aßregeln 
hinzuweisen, die man in der Besorgnis um die M onopolbestrebungen der 
St. O. Co. und in berechtigter W ahrung eigener Interessen häufig vorgeschlagen 
hat. Das sind das R e ic h s p e t r o l e u m - M o n o p o l  und die Unterstützung des 
W ettbew erbes des S p ir i tu s .

D er Gedanke, das Petroleum geschäft auf irgend eine Art in Staatsbetrieb 
zu nehm en, ist nicht neu und in G riechenland und Serbien schon seit Jahren ver­
wirklicht. In Deutschland dagegen  sind alle derartigen A nregungen ohne 
praktischen Erfolg geblieben, und in Österreich hat nach langen Verhandlungen 
eine Besprechung der Finanzm inister im M ärz 1910 zu dem Ergebnis geführt, 
daß die Verhältnisse viel zu schwierig seien, um einen staatlichen Eingriff 
zu rechtfertigen.

Das Deutsche Reich braucht heute rd. 1 Million t Raffinade jährlich. Ö ster­
reich-U ngarn kann jedoch bei dem gegenw ärtigen Stande der Produktion 
höchstens ein Sechstel dieser M enge aufbringen; und wenn man die jetzigen 
V erbündeten der St. O. Co. dazu rechnen will, so ist dam it D eutsch­
lands V ersorgung noch keinesw egs sicher gestellt. Denn die gegenw ärtigen 
Verhältnisse in Rußland machen eine gesicherte A usfuhr für die Zukunft 
unm öglich; es ist auch durchaus nicht anzunehm en, daß ein etw aiger Aus­
fuhrüberschuß D eutschland allein zugute käme, und Rumänien wird, wie oft 
festgestellt w orden ist, in absehbarer Zeit noch keine 100000 t Raffinade auf 
den deutschen M arkt bringen können. Das amerikanische Produkt wäre aber 
auch sonst nie zu en tbehren : rd. 40 vH  des G esam tbedarfes, d. h. rd.
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400000 t, m üßten im mer eingeführt w erden, um nichtamerikanisches Öl dadurch 
für die üblichen Lampen brauchbar zu m achen; und ob diese 4 0 0 0 0 0 t ohne 
H ülfe der St. O. Co. bezogen w erden könnten, ist sehr zweifelhaft.

Andere G estaltungen des M onopoles, die eher durchführbar w ären, lassen 
w ieder die Preisfrage unberücksichtigt, so daß die E innahm en des Staates 
nicht gesichert erscheinen, und vollends die E infuhr von R ohöl zur Raffination 
im Inlande scheint eine unsichere G rundlage fü r ein Reichsm onopol zu 
sein : w o sollten die N ebenprodukte un tergebrach t w erden, und wie soll der 
Frachtverlust eingebracht w erden? A ußerdem  zeigt das Beispiel Frankreichs, 
daß die Raffinerien über kurz oder lang doch in die H ände der g roßen Gesell­
schaften fallen.

W esentlich bessere A ussichten hat der W ettbew erb des S p i r i t u s  mit 
dem  Petroleum , allerdings nur der des Brennspiritus m it dem Leuchtöle. Denn 
w erder für Heiz- und Kochzwecke noch fü r den M otorenbetrieb  kann der W ett­
bew erb des Spiritus in Betracht kom m en. Im M otorenbetrieb  ist das
Petroleum  die w eit ergiebigere Kraftquelle, und besonders für den A utom obi­
lismus ist der „K onkurrent“  des Petroleum s nicht der Spiritus, sondern das 
B enzin5). Als Heizmaterial stellt sich Petroleum  ebenfalls billiger als Spiritus. 
1 kg Petroleum  liefert bei der V erbrennung 11000 Kalorien, eine entsprechende 
M enge Spiritus nu r 6000 Kalorien, w ährend die Preise ungefäh r im um ge­
kehrten  V erhältnisse stehen. Auch im H aus ist der alte Spirituskocher 
schon vielfach durch die neuen Petro leum kocher und D auerbrandöfen ver­
drängt w o rd en 6).

W enn man dagegen die Aussichten eines W ettbew erbes zwischen Brenn­
spiritus und Leuchtöl beurteilen will, so ist folgendes zu beachten. Bei 
der B erechnung des G leichw ertverhältnisses von Leuchtöl und Spiritus
dürfen nicht die rein physikalischen G rößen zugrunde gelegt w erden, sondern 
es ist der V erbrauch einer Petroleum lam pe in der praktisch üblichen Ver­
w endung als T ischlam pe mit dem V erbrauch einer entsprechenden, d. h. 
ebenfalls eingeführten Lampe für Spiritusglühlicht zu vergleichen: man be­
gnüg t sich eben bei Petroleum lam pen mit einem w eniger hellen Licht als bei 
Spirituslam pen. Eine solche Spirituslam pe verbraucht 0,037 ltr/st, eine P etro­
leum lam pe 0,043 ltr/st Petroleum . Nim m t man nun für Petroleum  ein durch­
schnittliches spezifisches G ew icht von 0,8 an, so entspricht 1 ltr Spiritus ungefähr 
einem Kilogramm Petroleum . Z ur vollständigen V erdrängung des Petroleum s 
in D eutschland wären also 1000 M illionen ltr Spiritus jährlich nötig. Im 
D urchschnitte dürften jedoch kaum m ehr als 120 M illionen ltr vollständig
denaturierter Spiritus, der hier allein in Betracht kommt, zu erw arten sein. 
An eine vollständige V erdrängung des Petroleum s ist also nicht zu denken. 
Eine andere  F rage ist jedoch, wie w eit die zur V erfügung stehenden 
Spiritusm engen mit Aussicht auf Erfolg in W ettbew erb m it Petro leum  treten 
können. Es kom m t hier w ieder nicht auf die Kosten pro  Stunde fü r 1 H efner­
kerze an, sondern darauf, wie teuer die Lichtquelle pro Stunde ist, wenn sie die

5) M. G u is e l in ,  A lkohol und Petroleum  (Le m ouvem ent économ ique 1908 
Nr. 38 S. 85), „P etro leum “  07/08 Nr. 11 S. 574.

«) „P etro leum “  06/07 Nr. 1 S. 11 u. f., 03/09 Nr. 18 S. 1040 u. f.
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praktisch übliche Lichtstärke e rzeu g t7). N imm t man für Petroleum  einen Preis 
von 20 Pfg pro ltr und für 90 prozentigen Spiritus einen Preis von 30 Pfg 
pro  ltr, so kostet die Petroleum lam pe pro Brennstunde 0,86 Pfg, die Spiritus­
lam pe 1,11 Pfg. Vollends bei d er 1909 eingetretenen H erabsetzung der 
Petroleum preise auf 17 bis 15 Pfg pro ltr ist also an einen W ettbew erb des 
Spiritus bei einem Literpreis von 30 P fg  nicht zu denken. Nun werden 
allerdings w eder die Petroleum preise auf dem niedrigen Stande bleiben, 
auf den sie durch den W ettbew erb zwischen Amerikanern und Ö ster­
reichern gedrückt w orden sind, noch ist anzunehm en, daß sich nicht 
M ittel finden lassen, den Spirituspreis herabzusetzen. Der Spirituspreis hat 
hier die Aufgabe, das H öchstm aß des Pefroleum preises darzustellen. Wie 
w eit jedoch die Preise sich nähern können, das zu untersuchen ist hier nicht 
der O rt; denn das berührt die technische Frage, wie w eit sich noch die H er­
stellkosten des Spiritus herabdrücken lassen, und führt insbesondere auch zu 
einer Kritik des Geschäftsgebahrens der Zentrale für Spiritusverwertung.

Es ist jedoch noch zu bemerken, daß m ehrfach Vorschläge gem acht w orden 
sind, dem Spiritusgew erbe durch gesetzgeberische M aßnahm en zu Hülfe zu 
kom m en. Es ist w iederholt an die E inrichtung eines Zw ischenm onopoles 
des Reiches mit Branntwein gedacht w orden; man hat im Zusam m enhänge 
dam it den Zoll auf Petroleum  erhöhen wollen und w ieder auch auf die V or­
teile eines Reichspetroleumm onopoles unter diesem Gesichtspunkte hingewiesen, 
es ist aber keiner dieser V orschläge verwirklicht w orden. Für die gegenw ärtige 
Betrachtung haben sie alle sym ptom atischen W ert: so wie das Spiritusgewerbe 
jetzt liegt, kann der W ettbew erb des Brennspiritus mit dem Petroleum  nicht 
mit g roßem  Optim ismus betrachtet w erden ; es muß andererseits aber be­
ton t werden, daß  jetzt und noch m ehr in d er Zukunft der Spiritus eine 
hervorragende Stelle einnimm t unter den Beleuchtungsmitteln, die sich als 
unüberschreitbarer Damm einer gew altsam en Preispolitik im Petroleum handel 
entgegenzustellen im stande sind.

N eben dem Spiritus steht eine große Zahl anderer Beleuchtungsmittel, 
die ohne staatliche H ülfe seit Jahren in die Reihe der A bw ehrm aßregeln g e ­
treten sind: Azetylen, elektrisches Licht in seinen mannigfachen Erscheinungs­
form en, Rüböl und namentlich Preßgas.

D am it ist der Kreis der B etrachtung geschlossen. W as hier in aller Kürze 
dargestellt w orden ist, ergibt bei näherer Betrachtung und gründlicher U nter­
su ch u n g 8) ein getreues Bild von einer der großartigsten  kaufm ännischen 
Leistungen, die die W elt je gesehen hat, und enthält zugleich das W alten 
ew iger w irtschaftlicher G esetze, vor denen sich auch die neueste W irtschafts­
entw icklung mit ihren allmächtigen T rusts und Interessengem einschaften beugen 
m uß: ,,Si quis autem  monopolium  ausus fuerit exercere, bonis propriis spoliatus 
perpetuitate dam netur exilii“ 9).

7) F ür die photom etrischen U ntersuchungen vergl. B. M o n a s c h  im 
Journal für G asbeleuchtung 1908 Bd. 51 S. 61.

8) Eine ausführliche Darstellung gibt Dr. F. W . M ö lle r :  Die Versorgung 
der W elt mit Petroleum , mit besonderer Berücksichtigung Deutschlands. Berlin, 
V erlag für Fachliteratur (im Erscheinen begriffen).

9) Codex IV, 59, 2 § 2.
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ZUR PENSIONSVERSICHERUNG DER PRIVATBEAMTEN.
Von Dipl.-Ing. W. HELLMICH, Charlottenburg.

Mit Beginn des Jahrhundertes setzte bei uns, beeinflußt durch gleiche 
Bestrebungen in Österreich, eine starke Bew egung der Privatangestellten ein, 
deren Ziel die E inführung einer staatlichen Pensionsversicherung w ar. Der 
erste Schritt auf dem W ege zur V erwirklichung dieser A bsichten w ar die 
im O ktober 1903 von V erbänden der Privatangestellten vorgenom m ene Er­
hebung über die w irtschaftliche Lage dieser Berufskreise. Die Ergebnisse 
w urden im Reichsam te des Innern zu einer D enkschrift verarbeitet, die im 
Jahre 1907 dem Reichstage vorgelegt wurde.

U nter Z ugrundelegung des von den P rivatbeam ten geäußerten  W unsches, 
hinsichtlich der Pensionsbezüge den Staatsbeam ten gleichgestellt zu 
w erden, ergab die Berechnung der Denkschrift, daß zur Bestreitung 
der Kosten einer Pensions- und H interbliebenenversicherung ein Präm ien­
satz von etw a 19 vH des G ehaltes erforderlich sein w ürde. Wenn 
auch kritische U ntersuchungen nachzuw eisen versuchten, daß w esent­
lich niedrigere Beiträge ausreichend seien, kam man doch zu der Über­
zeugung, daß die Ansprüche auf V ersorgung erm äßigt w erden m üsten, wenn 
die V ersicherung durchführbar sein sollte. Erneute Interpellationen im Reichs­
tage veranlaßten das Reichsamt des Innern, eine zweite Denkschrift auszu­
arbeiten, die im Juli 1908 veröffentlicht wurde. Ohne zu der Form und 
der Frage des Umfanges einer reichsgesetzlichen Privatangestellten-Ver- 
sicherung bindende Stellung zu nehm en, erörtert die D enkschrift kritisch 
die verschiedenen bisher für die O rganisation einer solchen V ersicherung 
gem achten Vorschläge:

Ausbau der reichsgesetzlichen Invalidenversicherung unter A nfügung neuer 
Lohnklassen,

Errichtung einer Sonderkasse unter Befreiung der Privatangestellten von der 
reichsgesetzlichen Invalidenversicherung,

G ründung einer Zusatzkasse neben der reichsgesetzlichen Invalidenver­
sicherung.

G egen den A u s b a u  d e r  I n v a l i d e n v e r s i c h e r u n g  un ter A nfügung 
neuer Lohnklassen wird geltend gemacht, daß hierdurch- zunächst die H inter­
bliebenenversicherung für Privatangestellte bis zur Einführung der H interbliebe­
nenversicherung für die Arbeiter vertagt w erden m üßte und so ein w esent­
licher Bestandteil der Privatbeam tenversicherung vorerst unerledigt bliebe. Die 
A nfügung neuer Lohnklassen begegnet ferner Bedenken, die schon bei der be­
stehenden A rbeiterversicherung gegen den freiw illigen Ü bergang eines Ver­
sicherten in höhere Lohnklassen erhoben w erden. Nach den Bestim m ungen des 
Invalidengesetzes wird der G rundbetrag der Invalidenrente nach den fünfhundert 
Beiträgen der h ö c h s t e n  Lohnklassen berechnet, für w elche der Rentenberech­
tigte versichert war. Die V ersicherungskasse erhält aber, w enn das Einrücken 
in die höheren Lohnklassen sich erst in späteren Lebensjahren vollzieht, die der 
G rundrente entsprechenden Beiträge nur kurze Zeit, so daß der G rundbetrag  
unter U m ständen durch die Beiträge des Versicherten nicht m ehr gedeckt 
w ird. Der A usbau der Invalidenversicherung durch A nfügung neuer L ohn­
klassen würde, diese A usnahm e zur Regel m achen, die Schädigung der
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V ersicherungsanstalt außerdem  wachsen, weil die Abstände der G rundbe­
träge von einander g rößer werden. Die Fehlbeträge müßten durch Erhöhung 
der Beiträge der minderbemittelten Versicherungspflichtigen über das ihrer 
Versorgung entsprechende Maß hinaus gedeckt werden. Die Denkschrift setzt 
dabei allerdings voraus, daß eine Änderung der bestehenden Bestimmungen 
der Invalidenversicherung nicht in F rage kommt.

Den schw erstwiegenden Grund gegen den Ausbau der Invalidenversiche­
rung sieht die Denkschrift darin, daß bei einer Privatangestelltenversicherung, 
die sich unmittelbar an die Invalidenversicherung anschließt, die von 
den Beamten gew ünschte Berufsinvalidität für den G esam tum fang der 
Invalidenversicherung an die Stelle der jetzt bestehenden nach Reichs­
gesetz erforderlichen Erw erbsunfähigkeit treten m üßte. Dam it aber würden 
die Renten auf das 2,374-fache der gegenw ärtigen Beträge ansteigen und 
dem Reiche jährlich durchschnittlich 66 Millionen M M ehrkosten er­
wachsen. Dasselbe gilt für die H erabsetzung des Eintrittes der Alters­
rente vom 70sten auf das 65ste Lebensjahr. Die dem Reiche dadurch er­
w achsende jährliche M ehrbelastung wird auf über 12 Millionen M berechnet. 
Auch der Vorschlag, die durch E inführung der Berufsinvalidität und H erab­
setzung der A ltersgrenze entstehenden M ehrkosten durch besondere Zusatz­
beiträge zu decken, wird für nicht annehm bar gehalten, weil g roße G ruppen 
der Privatangestellten anfangs bei der allgemeinen Invalidenversicherung, also 
gegen die allgemeine Erw erbsunfähigkeit, versichert w ären. Die Berechnung 
der Rente würde für den Fall, daß ein solcher Versicherter als Privatangestellter 
in die neuen Lohnklassen einrückt und Berufsinvalide wird, auf kaum lösbare 
Schwierigkeiten stoßen.

G egen die B e f r e iu n g  d e r  P r i v a t a n g e s t e l l t e n  v o n  d e r  I n v a l id e n ­
v e r s i c h e r u n g  u n d  g e g e n  d ie  E r r i c h tu n g  e in e r  S o n d e r k l a s s e  erhebt 
die Denkschrift folgende Bedenken: Die Privatangestellten müßten den Reichs- 
zuschuß entbehren. Die Regelung der Ansprüche der aus der Invaliden­
versicherung Ausscheidenden führe zu den gleichen Schwierigkeiten, wie 
sie oben angeführt w urden. Die finanzielle T ragw eite der infolge des Aus­
scheidens eines g roßen Personenkreises eintretenden Änderung sei wegen 
der V erschiebung der Risiken nicht vorauszusehen.

H ingegen hält die Denkschrift den dritten W eg für gangbar: Die P r i v a t ­
a n g e s t e l l t e n  v e r b l e ib e n  in  d e r  r e i c h s g e s e t z l i c h e n  I n v a l i d e n v e r s i ­
c h e r u n g ,  soweit sie dort versicherungspflichtig sind, und beziehen die ent­
sprechenden Renten, sobald der V ersicherungsfall nach dem Invalidenversiche­
rungsgesetze gegeben ist. D ie  S o n d e r k a s s e  g e w ä h r t  B e r u f s in v a l i d e n ­
r e n t e  u n d  A l t e r s r e n t e  m i t  65 J a h r e n  s o w ie  H in t e r b l i e b e n e n b e z ü g e .

Den Kreis der V ersicherungspflichtigen grenzt die Denkschrift in Anlehnung 
an die durch die langjährige Rechtsprechung des Reichs-Versicherungsam tes an­
nähernd klargestellten Bestimmungen des § 1 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 des Invaliden­
versicherungsgesetzes wie folgt ab : Betriebsleiter, Betriebsbeam te, W erkm eister 
und Techniker, H andlungsgehülfen und Lehrlinge, in Apotheken beschäftigte G e­
hilfen und Lehrlinge, Schiffsbesatzungen und Schiffsführer, Privatlehrer und -er- 
zieher und sonstige Angestellte, deren dienstliche Beschäftigung ihren H auptberuf 
bildet. Die D enkschrift hebt besonders hervor, daß auch die in leitender Stellung 
stehenden A ngestellten einzubeziehen sind. H iernach sollen also alle gegen G e-
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halt im Privatleben tätigen Angestellten versicherungspflichtig w erden, sow eit sie 
nicht G esinde oder gewerbliche Arbeiter sind. Die V ersicherungspflicht soll 
w eder an eine untere noch an eine obere G ehaltsgrenze gebunden sein. A llerdings 
ist eine Beschränkung insofern vorgesehen, als G ehälter über 5000 M mit einem 
D urchschnittssatze von 5760 M zur V ersicherung herangezogen w erden. Als 
oberste A ltersgrenze für die Versicherungspflicht gilt das 60ste Lebensjahr. Die 
freiwillige Selbstversicherung sowie die Versicherung in höheren G ehaltsklassen 
nach eigener W ahl sind unzulässig. Als invalide sieht die Denkschrift den Privat­
beam ten an, der nicht in der Lage ist, m ehr als die Hälfte dessen zu verdienen, 
w as ein körperlich und geistig gesunder Privatangestellter von ähnlicher A us­
bildung oder gleichartigen Kenntnissen und Fähigkeiten in irgend einer durch die 
neue Versicherung erfaßten Berufstellung verdient. Bei denjenigen Privatan­
gestellten, die außerdem  der allgemeinen Invalidenversicherung unterliegen, tritt 
die reichsgesetzliche Invalidenrente ein, w enn die hierfür erforderliche V oraus­
setzung gegeben, d. h. die Erwerbsfähigkeit auf ein Drittel gesunken ist. 
Da bei den Frauen die Leistungen für die W itw enversicherung fortfallen, ist 
die W artezeit für männliche und weibliche A ngestellte verschieden bem essen. 
M ännliche A ngestellte erhalten, wenn die entsprechenden V oraussetzungen 
eintreten, nach lO jähriger W artezeit Invaliden- und A lterspension, w ährend 
eine H interbliebenenfürsorge im Falle des T odes des V ersicherten nach einer 
W artezeit von 5 Jahren vorgesehen ist. F ü r w eibliche A ngestellte w ird nach 
5jähriger W artezeit im Falle der E rw erbsunfähigkeit eine Invalidenpension 
gew ährt, im Falle des Todes wird als Sterbegeld die Hälfte der eingezahlten 
Beiträge ohne Zinsen zurückgezahlt. D ie  v o n  A r b e i t g e b e r n  u n d  A r b e i t ­
n e h m e r n  zu  g le i c h e n  T e i le n  a u f z u b r in g e n d e n  K o s te n  s o l l e n  e tw a  
8 vH d e s  v e r s i c h e r t e n  E in k o m m e n s  b e t r a g e n .

U n ter diesen V oraussetzungen ergeben sich folgende L eistungen der 
V ersicherungsanstalt:

a) Nach Ablauf der zehnjährigen W artezeit w ird als G rundrente ein Viertel 
des W ertes der ersten 120 M onatsbeiträge gew ährt, als Steigerung ein 
Achtel des W ertes der w eiterhin bis zum Eintritte des Versicherungsfalles 
entrichteten M onatsbeiträge. W itwen erhalten hiervon zwei Fünftel, W ai­
sen zwei Fünfundzwanzigstel, D oppelw aisen zwei Fünfzehntel.

b) Für die nach Ablauf von 60 Beitragm onaten zu entschädigenden Ver­
sicherungsfälle beträgt der Pensionsanspruch ein Viertel des W ertes der 
ersten 60 M onatsbeiträge. Die Teilbeträge für die H interbliebenenbezüge 
sind dieselben wie unter a.

U nter Z ugrundelegung von 10 Gehaltsklassen stellt die Denkschrift die auf 
Seite 491 w iedergegebene Zahlentafel auf.

Auch für die O r g a n i s a t i o n  der neuen V ersicherung g laub t die D enkschrift 
einen brauchbaren Vorschlag gefunden zu haben. Die D urchführung der Privat­
angestelltenversicherung soll nicht den Trägern der reichsgesetzlichen Invaliden­
versicherung übertragen w erden, weil w egen des anders gearte ten  Risikos 
die Einrichtung besonderer Abteilungen notw endig w ird, die im Verhältnis zu 
ihrem sehr geringen Umfang — U /a Millionen A ngestellte verteilen sich auf 
41 Anstalten — zu kostspielig w ürde. Hinzu kommen die E rschw erung der Frei­
zügigkeit und die bereits jetzt starke Belastung der A nstalten. Die Denkschrift 
schlägt daher vor, die Versicherungsgeschäfte einer sämtliche Privatangestellten
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es n-“ co" oo" <-T ■sf' o '  OD

co co8

CN CN CN CN 00 O
^  O  CO O  i-i

T—I y— i r-1 CN
O  00 
t"- Tf
CN CO

o  o  
ko r- 
rt- ko

k o  o  k o  o  o
CO  ̂ O  0 0  T— r t
o "  o *  o "  r-T r-T

KO O  KO OCN̂ OX 00̂
CN~ cn' CO r f

r t "  r t*  O  O
00 Tt O  vO CO CN

ł— 1 CN CN CO Tf

k o  O  k o  O
CN O' h  CO
CN CN CO tp

O O O O O OCN CN CN CN CO O
■̂ t1 t O  CO O  »— i

1- 1- ^  CN

O O O OO 00 o  o  m ^  
cn co ^  m

£ 5% * *
O O o o o oKO KO KO o o oKO 00 irH KOł—1 001-H CN
3N * i% 5% « *
y
s A A « A A

o o o o oKO KO KO o oKO
c/)

00 T-H KO 00T-H

oj
i-
JC<L>
E
n
o
>

*

< CQ U Q w u.

o  o

O  X  -  *



492 ABHANDLUNGEN

um fassenden R e i c h s v e r s i c h e r u n g s a n s t a l t  f ü r  P r i v a t a n g e s t e l l t e  zu 
überw eisen, deren E inrichtung und O rganisation in A nlehnung an die V or­
schriften des Invalidenversicherungsgesetzes gedach t ist.

F ü r die Form  der B eitragentrichtung m acht die D enkschrift noch fol­
gende V orschläge:

Anm eldepflicht der A rbeitgeber, E inführung eines Q uittungsbuches an­
sta tt der Beitragm arken, Ü berweisung der Beiträge durch den A rbeitgeber 
in einer Summe mittels Reichsbankgirokontos oder im Postüberw eisungs- und 
Scheckverkehr an die Reichsanstalt. Ferner ist vorgesehen, daß Personen, 
die V ersicherung freiwillig fortsetzen oder ihren A nspruch durch Zahlung 
einer A nerkennungsgebühr aufrecht erhalten können.

F ür die A nerkennung von Ersatzeinrichtungen stellt die Denkschrift, aus­
gehend von dem der neuen V ersicherung untergelegten G rundsätze der Pflicht­
versicherung, sehr w eitgehende Forderungen, ln B etracht kom m en nur solche 
Kassen, die eine der neuen V ersicherung „g leichw ertige“  Fürso rge  gew ähr­
leisten können, d. h. m indestens gleiche und vollkom m en sicher gestellte  Leistun­
gen bei höchstens gleichen Beiträgen. W eitere w esentliche V oraussetzungen 
für die A nerkennung der G leichw ertigkeit sind die A ufrechterhaltung der vollen 
Freizügigkeit der Versicherten und ihre den neuen V orschriften entsprechende 
M itw irkung bei der V erw altung und bei der G eltendm achung von A nträgen auf 
G ew ährung der versprochenen Leistungen. Die große Zahl der bereits be­
stehenden W erk- und G eschäftspensionskassen, deren K apitalien nach vielen 
Millionen zählen dürften, g ib t dieser F rage besondere B edeutung. Das Studium 
der durch das Pensionsgesetz in Ö sterreich*) geschaffenen Z ustände, w o man mit 
der Z ulassung von Ersatzinstituten ziemlich w eit gegangen  ist, w ird h ier manches 
Lehrreiche bieten.

Die D enkschrift verfolgt, wie sie selbst in ihren einleitenden W orten  sagt, 
den Zweck, die G esam theit der Beteiligten erneu t zur Kritik aufzurufen, 
um dadurch eine G rundlage zu schaffen, auf der sich binnen m öglichst kurzer 
Frist feste Beschlüsse für die endgültige O rdnung der so bedeutsam en Frage 
aufbauen könnten. D ieser Aufforderung sind die V erbände der Privatange­
stellten ausgiebig nachgekom men.

Im allgemeinen is t der Gedanke, sämtliche Privatangestellten von der reichs­
gesetzlichen Invalidenversicherung zu befreien und sie einer selbständigen 
Kasse zuzuweisen, aufgegeben w orden. Die V erbände, die b isher diesen 
S tandpunkt vertraten, haben sich fast säm tlich auf den Boden der zweiten 
D enkschrift gestellt. H eftig hingegen w og t zurzeit noch der Kampf zwischen 
den beiden anderen A uffassungen: A usbau der Invalidenversicherung oder 
Sonderkasse in der von der D enkschrift vorgeschlagenen Form  der Zusatz­
versicherung.

Von den V erbänden technischer A ngestellter vertritt d e r  B u n d  d e r  t e c h ­
n i s c h - i n d u s t r i e l l e n  B e a m te n  wie von A nfang an auch w eiterhin den 
G edanken des Ausbaues. Er verw irft die Sonderversicherung der Privat­
angestellten, weil nach seiner M einung eine strenge G renze zwischen Privat­
angestellten und Arbeitern nicht gezogen w erden kann und weil er es so­

*) Gesetz betr. die Pensionsverhältnisse der in privaten D iensten und einiger 
in öffentlichen D iensten A ngestellten; in K raft seit 1. Januar 1909.
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zialpolitisch nicht für zw eckmäßig erachtet, die Privatangestellten durch die 
E inführung einer Zusatzversicherung gegenüber dem A rbeiterstande herauszu­
heben. Der g u t bezahlte A rbeiter müsse sich mit Recht zurückgesetzt fühlen, 
w enn ihm die Möglichkeit, sich eine höhere Rente zu sichern, nicht gegeben 
w erde. Das Bestreben der Arbeitgeber, die Techniker zu Lohnarbeitern herab­
zusetzen, w erde wachsen, wie auch der Z udrang zu dem nunm ehr bevorzugten 
Berufe zunehm en werde.

D e r  d e u t s c h e  T e c h n ik e r v e r b a n d  wünscht in der von der Regierung 
geplanten  Zusatzkasse diejenigen Forderungen der Privatangestellten verw irk­
licht zu sehen, denen die Reichsversicherungsordnung nicht gerecht wird, an 
erster Stelle die Forderungen der Berufsinvalidität und w eitergehender H inter­
bliebenenfürsorge. Die die Freizügigkeit und das K oalitionsrecht der An­
gestellten beeinträchtigenden privaten W erkpensionskassen kann der Verband 
nicht als ausreichende Versicherungseinrichtungen anerkennen und lehnt daher 
deren Zulassung als Ersatzinstitute ab. (Beschluß des 20. V erbandstages, 
Pfingsten 1910)

D e r  D e u ts c h e  W e r k m e is te r v e r b a n d  erwartet, daß der Gesetzentwurf 
auf die A ngestellten im höheren Alter Rücksicht nimmt. Gleichzeitig fordert 
er, daß in der Reichsversicherungsordnung die Versicherung aller Angestellten, 
ohne Rücksicht auf das Einkommen, gegen Unfall, Krankheit und Invalidität 
verwirklicht wird. (Beschluß des Delegiertentages des Deutschen W erkm eister­
verbandes, Pfingsten 1910)

Gegen eine M onopolstellung der staatlichen Pensionsversicherung und 
für die Zulassung von Ersatzinstituten, welche, wie oben erwähnt, die Denkschrift 
nur unter ziemlich erschwerenden Umständen zugestehen will, treten naturgemäß 
die Verbände ein, die gut gegründete und geleitete Fürsorgeeinrichtungen be­
sitzen: D e r  d e u t s c h e  P r i v a tb e a m te n - V e r e i n ,  d e r  d e u ts c h e  B a n k ­
b e a m t e n v e r e i n ,  d e r  V e re in  fü r  H a n d lu n g s k o m m is  v on  1858 u. a. m.

Die Beschlüsse der Generalversamm lung des V e r b a n d e s  d e u t s c h e r  
L e b e n s v e r s i c h e r u n g s g e s e l l s c h a f t e n  betonen gleichfalls die Wichtigkeit 
des Fortbestehens privater Pensionskassen.

Die Unternehm erverbände haben sich fast durchw eg mit der Schaffung einer 
Privatangestelltenversicherung einverstanden erklärt, ohne jedoch zu den Ein­
zelheiten Stellung zu nehmen, so der Z e n t r a lv e r b a n d  d e u t s c h e r  I n ­
d u s t r i e l l e r  und der V e r b a n d  s ä c h s i s c h e r  I n d u s t r i e l l e r .

D er A u s s c h u ß  d e s  H a n s a b u n d e s  für die Versicherung der Privat­
angestellten steht grundsätzlich auf dem Standpunkte, „daß noch in der 
gegenw ärtigen Reichstagsperiode ein G esetzentwurf betreffend die Versiche­
rung der Privatangestellten dem Reichstage vorgelegt w erden und zur Durch­
beratung gelangen soll. C r hält mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der An­
gelegenheit und auf die volle Zustimm ung der wesentlich in Frage kommenden 
gewerblichen Kreise ein weiteres H inausschieben dieser Vorlage für unangängig, 
umsomehr, als auch die einmütige grundsätzlich zustimmende Stellungnahme der 
Parteien w iederholt ausgesprochen worden ist. Die im H ansabunde vereinigten 
Erwerbskreise behalten sich im übrigen vor, zu der zu erw artenden Vorlage im 
einzelnen Stellung zu nehm en.“

Der sozialpolitische Ausschuß des H a n d e l s t a g e s  fordert eine Prüfung, 
ob die Zw angsversicherung sich nicht nur auf die w irtschaftlich Schwachen
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beschränken sollte. D iese Forderung  berührt die bisher noch heiß um ­
strittene Frage, w er überhaupt Interessent einer P rivatangestelltenversicherung 
ist. D er d e u t s c h e  v o l k s w i r t s c h a f t l i c h e  V e r b a n d  schlägt in einer sehr 
eingehend begründeten  Eingabe an die R egierung vor, daß als P rivatange­
stellte im Sinn eines entsprechenden G esetzes nur diejenigen Privatbeam ten 
anzusehen sind, deren G ehalt 6000 M nicht übersteig t. M aßgebend hierfür 
ist die E rw ägung, daß die höher besoldeten Privatbeam ten durch die staat­
liche Kasse keine zw eckentsprechende V ersorgung erhalten w ürden. Bedenken 
gleicher Art w erden auch von anderen Privatbeam ten mit akadem ischer Vor­
bildung geäußert. E inige Bezirksvereine des V e r e in e s  d e u t s c h e r  C h e ­
m ik e r  und der V e r b a n d  g e p r ü f t e r  N a h r u n g s m i t t e l c h e m i k e r  sind der 
Ansicht, daß die vorgesehene Privatbeam tenversicherung den Interessen der 
akadem isch gebildeten C hem iker nicht entspricht, da diese im allgem einen erst 
in späteren Jahren (frühestens M itte der 20er) einen beitragpflichtigen Beruf 
aufnehm en können und dem entsprechend gegenüber den nichtakadem isch ge­
bildeten A ngestellten erst später anspruchberechtig t w erden. Die A rbeitsunfähig­
keit d e r akadem isch G ebildeten sei von ganz anderen V erhältnissen abhängig 
als in anderen B erufen; deshalb  sei die Invalidität geg en ü b er der Alters­
versorgung m ehr in den V ordergrund zu setzen. M an sieht eine Lösung 
der schw ebenden F rage in einer Z usam m enfassung der akadem ischen Berufe 
(Ärzte, Juristen, Ingenieure, Architekten, C hem iker usw .) in einer besonderen 
V ersicherungsklasse. Die gleichen A nschauungen sind auch im V e r b ä n d e  
d e u t s c h e r  D i p lo m in g e n i e u r e  vertreten.

Die A rbeiter stehen naturgem äß der Schaffung einer Sonderversicherung 
fü r  die Privatangestellten nicht freundlich gegenüber. D er V e r b a n d  d e u t ­
s c h e r  G e w e r k v e r e in e  (H irsch-D uncker) sieht in der E rrichtung einer Son­
derklasse ein H inausschieben der d ringend gew ordenen Revision d er Invaliditäts- 
Versicherung der A rbeiter. Eine S teigerung der B eträge w ürde fü r die Ange­
stellten unter 2000 M eine A bgabe von 12 bis 13 vH  zur Folge haben, 
die sie nicht aufbringen könnten. Auch w äre es ein soziales U nrecht, wenn 
den wenigen 100000 Privatangestellten m it einem Einkom m en über 2000 M 
die M öglichkeit einer höheren V ersicherung gegeben sei, den höher bezahlten 
Arbeitern aber nicht. Ähnlich äußert sich ein P rotest, der dem sozialdem okrati­
schen P arteitag  im Septem ber 1909 zu N ürnberg  vorlag.

Bei der am 9. April d. J. im R eichsam te des Innern abgehaltenen 
B esprechung von R egierungsvertretern m it In teressenten  der Privatangestellten­
versicherung, zu der bem erkensw erter W eise auch V ertreter der Hirsch- 
D unckerschen G ew erkvereine hinzugezogen w aren, erklärten die Regierungs­
vertreter, daß die Regierung zurzeit nicht in der Lage se i, eine 
E rklärung über ihre Stellungnahm e abzugeben, daß aber der G esetzentwurf 
im H erbste dem Reichstage vorgelegt w erden solle. N euerdings w erden je­
doch in der Presse schon die G rundzüge eines G esetzentw urfes verbreitet, 
aus denen zu schließen ist, daß die R egierung den E ntw urf auf G rund­
lage der zweiten D enkschrift ausarbeitet. Da sich im R eichstage säm tliche 
Parteien einm ütig für die Schaffung eines Pensionsgesetzes ausgesprochen 
haben, ist zu verm uten, daß die V ersicherung der Privatbeam ten noch in der 
laufenden T agung  G esetz w ird.
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II. DER GELD-, WAREN 
Der Versand des Stahlwerks­

verbandes.
Der Versand des Stahlwerksverbandes in Pro­

dukten A betrug im April 415 449 (i. V. 364569) t, 
im Mai 387 594 (377 718) t. Er stellte sich mit­
hin um 50780 bezw. um 9876 t höher als in 1909. 
Aul die einzelnen Gruppen entladen lolgende 
Mengen: auf Halbzeug im April 125637 (109340) t, 
im Mai 107197 (112418) t; auf Formeisen im 
April 173353(131448) t, im Mai 145504 (148437) t ; 
auf Eisenbahnmaterial im April 117 459 (123881) t, 
im Mai 134893(116863) t. Das Ergebnis ist außer für 
Eisenbahnmaterial im April nicht unerheblich 
besser als im Vorjahre, während im Mai der Ver­
sand für Halbzeug wie für Formeisen nicht un­
erheblich hinter dem des Aprils aber auch hinter 
dem des Vorjahres zurückgeblieben ist. In Eisen­
bahnmaterial zeigt der Maiversand sowohl gegen­
über dem Vormonat als auch gegenüber dem 
Vorjahresmonat eine leichte Steigerung. Der 
Versand des Verbandes im ganzen ist wenig be­
friedigend. Dies ist in erster Linie dem Dar­
niederliegen des Baugewerbes infolge des großen 
Arbeiterausstandes zuzuschreiben. Auf der ande­
ren Seite scheint der Versuch, sich für den Min­
derabsatz im Inlande im Auslande schadlos zu 
halten, nicht voll geglückt zu sein, was erklär­
lich ist, da auch die Eisenindustrie Belgiens und 
Frankreichs unter ähnlichen Verhältnissen wie 
die deutsche Industrie steht, d. h. unter einer 
nicht genügenden Nachfrage bei steigender Er­
zeugung leidet.

Der Versand des Stahlwerksverbandes in Pro­
dukten B stellte sich für Stabeisen im April auf 
297023 (i. V. 218450) t, für Bleche auf 88430 
(69427) t, für Walzdraht auf 63449 (51206) t, für 
Guß- und Schmiedestücke anf 45177 (36715) t, 
für Röhren auf 8725 (7340) t. Insgesamt sind die 
Aprilzahlen höher als die vorjährigen, höher aber 
auch als die Zahlen aller Monate seit Beginn des 
Jahres 1909 mit alleiniger Ausnahme der Zahlen 
für Walzdraht, in dem ein leichter Rückgang 
gegenüber dem März eingetreten ist. ImjMai

UND ARBEITS-MARKT.
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deriVersand für Stabeisen 271430 (227 471 1), 
leche 74 576 (70 823) t ,  für W alzdraht

59406 (55094) t, für Guß- und Schm iedestücke 
37 580 (39230) t, für Röhren 7895 (7 048) t. Der 
Gesamtversand in Produkten B betrug im April 
502806 (383138) t, im Mai 450887 (399666) t.

Die Roheisenerzeugung 
Deutschlands.

(Siehe das Schaubild S. 495.)
Die Roheisenerzeugung Deutschlands betrug 

im April 1202117 t  gegen 1047147 t i. V., oder 
154970 t mehr, im Mai 1261735 (1090467) t  oder 
171268 t mehr. Der leichte Rückschlag, der im 
April gegenüber dem März mit seiner Rekord­
ziffer von 1215184 t e ingetreten ist, wurde im 
Mai eingeholt. Die M aierzeugung stellt über­
haupt die höchste M onatserzeugung dar, die je 
stattgefunden hat. ln den ersten  5 M onaten d. J. 
wurden 5982961 t Roheisen erzeugt gegen 
5185068 i. V. oder fast 800 000 t m ehr, d. h. im 
M onatsdurchschnitt 160000 t  mehr. >

Die Roheisenerzeugung 
der Vereinigen Staaten von 

Nordamerika.
Die Roheisenerzeugung stellte  sich im April 

auf 2,48 Mill. t gegen 1,76 Mill. t i. V., im Mai 
auf 2,37 Mill. t gegen 1,91 Mill. t i. V. Sie über­
trifft somit erheblich die in dem gleichen Zeit­
räume des Vorjahres erzeugten M engen. Immer­
hin sind die Zahlen des letzten Vierteljahres 1909 
noch nicht wieder erreicht. Die Verringerung 
der Erzeugung ist durch die Abschwächung des 
M arktes hervorgerufen worden, die gegenw ärtig 
noch andauert und auch in niedrigen Preisen 
zum Ausdrucke kommt.
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Die Ein- und Ausfuhr von Roh­
eisen, die Einfuhr von Eisenerz 
und die Ausfuhr von Koks im 

April und Mai 1910.

Die Ei nf uhr  von Rohe i s en  betrug im 
April 10090 (i.V. 12832) t, im Mai 13 035 (14921) t. 
In den ersten 5 Monaten wurden 47 548 t Roh­
eisen eingeführt gegen 54 417 t i. V., oder 6869 t 
weniger. Der Rückgang der Einfuhr hat also 
weiter angehalten. Umsomehr nimmt die Au s ­
fuhr  von Roheisen noch weiter zu. Sie betrug im 
April 62012 (38178) t, im Mai 69988 (35245) t, in 
den ersten 5 Monaten des laufenden Jahres 
323 919 (157 634) t oder mehr als doppelt soviel 
wie im Vorjahr. Es betrug mithin der Ausfuhr­
überschuß 276371 (103217) t, während 1907 noch 
ein Einfuhrüberschuß von 11409 t bestanden hatte. 
In dem Vergleiche dieser Zahlen spiegelt sich 
die Ungunst der Verhältnisse wider, wobei frei­
lich nicht außer acht zu lassen ist, daß die 
deutsche Roheisenerzeugung um bedeutende 
Mengen gewachsen ist, die nicht allein im In­
land abgesetzt werden konnten. Von der Ausfuhr 
nahm besonders Belgien große Mengen auf, 
nämlich 193748 (i. V. 87 479) t, Frankreich 35286 
(26099) t. Stark gestiegen ist die Ausfuhr von 
Roheisen nach England (seit 1. Januar 30434 
gegen 3 429 t) und nach den Vereinigten Staaten 
(10324 gegen 214 t). In den beiden letzten Mo­
naten gingen nach Amerika 2040 und 2539 t Roh­
eisen. An Ei s ene r zen  wurden im April 990231 
(713712) t, im Mai 811922 (789815) t eingeführt. 
Die Einfuhr der ersten 5 Monate stellte sich auf 
3145479 t gegen 3154015 t i. V., oder 8536 t 
weniger. Zugenommen hat bisher die Einfuhr von 
Eisenerz aus Frankreich (652 503 gegen 509 486) 
und die aus Spanien (1035 350 gegen 1030325), 
wogegen die Einfuhr aus Belgien (94 283 gegen 
118766) und Schweden (848639 gegen 1027297) 
zurückgegangen ist. Die Koks aus f uhr  stellte 
sich im April auf 331178 (264334) t, im Mai auf 
341705 (244320) t, seit dem 1. Januar auf 1609477 
(1 343655) t; mithin betrug sie 265822 t mehr. Von 
1908 auf 1909 hatte sich die Koksausfuhr in den 
ersten 5 Monaten um 200000 t verringert. Die 
verstärkte Ausfuhr zusammen mit den in letzter 
Zeit stark angewachsenen Koksbeständen ist ein 
deutlicher Beweis für die geringere Abnahme 
des Koks seitens der Eisenindustrie.

Kokserzeugung.
Die Koks e r z eugung  betrug im April 

1900295 t gegen 1702905 t i. V., im Mai 
1953254 t, i. V. 1736865 t; die Erzeugung ist mit­
hin um 197 390 t bezw. 216389 t gestiegen. Von



498 DER GELD-, WAREN- UND ARBEITSMARKT

Januar bis Mai wurden 9490330 t Koks erzeugt, 
gegen 8683 597 t, oder 806 733 t mehr. Im Monats­
durchschnitt sind mithin bis jetzt 160100 t mehr 
als im Vorjahre hergestellt worden.

Ein- und Ausfuhr von Stein- 
Hohle, Einfuhr von Braun- 

Hohle.
Die Ei nf uhr  von St e i nkoh l e n  betrug im 

April 1052133 t gegen 1009974 t, im Mai 908779 t 
gegen 1 195 758 t. Von Januar bis Mai wurden 
3 951654 t gegen 4187 888 t eingeführt, oder 
236 234 t weniger. Im Gegensatz zur Kohlenein­
fuhr ist die Ko h l e naus f uhr  stärker gestiegen. 
Sie betrug im April 1889680 t gegen 1693174 t, 
im Mai 1782184 t gegen 1776483 t. Von Januar 
bis Mai wurden 8894825 t Kohlen ausgeführt 
gegen 8711474 t, oder 183351 t mehr. Der Aus­
fuhrüberschuß stellte sich in den ersten 5 Mo­
naten auf 4 943171 t gegen 4523586 t, oder auf 
419 585 t mehr. Die Zunahme der Erzeugung 
kehrt also mit über der Hälfte in der Zunahme 
des Ausfuhrüberschusses wieder. Die Einfuhr 
von Br a u n k o h l e n  betrug im April 654219 t 
gegen 781977 t, im Mai 631398 gegen 774089 t; 
sie ist also dauernd zurückgegangen. Von An­
fang Januar bis Ende Mai wurden 3046205 t 
Braunkohle eingeführt, gegen 3 357229 t, oder rd. 
311000 t, d. h. 60000 t pro Monat, weniger.

Die Kohlenförderung des 
Deutschen Reiches von Januar 

bis Mai 1910.
Die S t e i n k o h l e n f ö r d e r u n g  betrug im April 

12 625524 t gegen 11703724 t, im Mai 11785 833 t 
gegen 11749488 t. Die starke Zunahme im April, 
die über 900000 t gegenüber dem Vorjahre betrug, 
hat im Mai nicht im gleichen Maß angehalten; 
es sind nur 36 000 t mehr als im Mai 1909 gefördert 
worden. Das nur langsame Fortschreiten in der 
Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse hat 
wiederum zur Einlegung von Feierschichten ge­
zwungen. Von Januar bis Mai wurden 60 782144 t 
gegen 59931082 t Steinkohlen gewonnen, oder 
851 062 t mehr, d. h. für den Monat etwa 170 000 t. 
Die Br a u n k o h l e n f ö r d e r u n g  betrug im April 
5651 127 t gegen 5026462 t oder 624665 t mehr;
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im Mai haben sich dagegen die Verhältnisse völlig 
umgekehrt, insofern als nur 5 160680 t Braun­
kohlen erzeugt wurden gegen 5183 988 t, oder 
23 308 t weniger. Die Braunkohlenförderung der 
ersten 5Monate ist mit 26 959305 t (i.V. 270263701) 
hinter der vorjährigen um 67 065 1 zurückge­
blieben.

Der Arbeitsmarkt.
In den ersten 5 Monaten kamen nach der Sta­

tistik der Zeitschrift „Arbeitsmarkt“, im Vergleiche 
mit dem Vorjahr auf 100 offene Stellen Arbeit­
suchende:

1910
männl. weibl. zusammen

Januar . 209,9 88,2 158
Februar .. 197,5 82,8 146,8
März . . 143,1 82,8 119,7
April . .. 155,7 91,0 130,6
Mai 163,2 87,6 133,3

1909
männl. weibl. zusammen

Januar 250,3 92,8 184,9
Februar . 289,4 89,8 198,9
März . . 230,6 81,8 165,4
April . . 
Mai . .

190,0 84,9 147,4
187,3 91,0 151,1
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heit geboten wurde. Auch die mit dem Bau­
gewerbe in Verbindung stehenden Gewerbe haben 
wohl an einzelnen Orten, aber keineswegs überall 
die Folgen des Bauarbeiterausstandes zu spüren 
gehabt. Infolge der günstigen Witterung und 
der voraussichtlich frühen Ernte ist die Nach­
frage nach l andwi r t s cha f t l i chen  Arbeitern 
ziemlich rege gewesen. Im Tex t i l gewer be  
dauerten die günstigen Arbeitsgelegenheiten an, 
doch ist die Besserung wesentlich geringer, als 
in den ersten Monaten des Jahres. Dagegen 
herrschte im Be k l e i dungs ge wer be ,  nament­
lich in der Schneiderei rege Nachfrage nach Ar­
beitskräften, der nur ein ungenügendes Angebot 
gegenüberstand. Im Ber gbau  hat sich der 
Beschäftigungsgrad gebessert, ebenso in der 
Ei sen-  und Met a l l i ndus t r i e ,  mit Ausnahme 
einzelner Gebiete, vornehmlich der Roheisener­
zeugung, in der aber immerhin die Arbeitsgelegen­
heit erneblich günstiger als im Vorjahre war. 
Mit der Reisezeit ist auch die Nachfrage nach 
Arbeitskräften in Bädern und sonstigen Kurorten 
erheblich lebhafter geworden.

Im Vergleiche zum März zeigt der April eine 
Zunahme des Andranges von Arbeitslosen, der sich 
im Mai noch etwas weiter verstärkt hat. Gegen­
über dem Vorjahre liegen natürlich die Verhält­
nisse andauernd erheblich günstiger. Besonders 
verstärkt wurde der Andrang durch die Aus­
sperrung im Baugewerbe, die aber doch nicht an 
allen Orten stattgefunden hat, sodaß zahlreichen 
Ausgesperrten in anderen Gegenden, die von der 
Aussperrung nicht betroffen waren, und in denen 
infolge der günstigen Witterung eher noch mehr 
als im Vorjahre gebaut wurde, Arbeitsgelegen-
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and am 7. Februar 70

Reichsbank, Bank von England» 
Bank von Frankreich im Mai 

und Juni 1908 bis 1910.
Dieweiterfortschreitende Gelderleichterung hat 

zur Folge gehabt, daß die Bank von England 
ihren Diskont von 4 auf 3 vH herabsetzte.» Die 
Re i chs ba nk  hat dagegen vorsichtigerweise 
an ihrem bisherigen Diskont festgehalten, da sie 
um die Halbjahreswende eine stärkere Anspannung 
befürchtete, die auch tatsächlich eingetreten ist. 
Durch ihre Diskontpolitik hat sich der Stand der 
Reichsbank während der letzten beiden Monate 
außerordentlich flüssig gestaltet. Es gelang, den 
Anfang Mai 944 Mill. M betragenden Wechse i ­
hes t  and,  der erheblich höher als der vorjährige 
war und an den Bestand des Jahres 1908 fast heran­
reichte, allmählich herabzumindern, so daß er sehr 
bald unter den der beiden Vorjahre herabgesunken 
ist und am 23. Juni mit 837 Mill. M anHniedrig- 
sten war gegen 881 Mill. M i. V. und 902 Mill. M, 
im Jahre 19C8. Am 30. Juni hat dann der Wechsel­
bestand mit 1188 Mill. M den der. beiden Vor-
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jahre übertroffen. Auf der anderen Seite ließ 
sich eine weitere Steigerung des Al et a l l be­
st  an des  ermöglichen, der am 23. Mai mit 
1183 Mill. M gegen 1110 bezw. 1023 Mill. M in 
den Vorjahren und am 23. Juni mit 1166 gegen 
1152 bezw. 1118 Mill. M seinen höchsten Stand 
erreichte, ln der letzten Juniwoche sind dann 
der Reichsbank nicht unbeträchtliche Barmittel 
entzogen worden, doch hält sich der Metalihe- 
stand ungefähr auf der Höhe der Vorjahre. Die 
t ägl i ch f äl l i gen Ver bi ndl i chke i t en ,  die 
während der beiden letzten Monate eine lang­
same Steigerung aufweisen, sind recht gering 
und halten sich beträchtlich unter den Zahlen 
des Vorjahres. Der No t enuml auf  ist durch­
schnittlich 30 bis 40 Mill. M höher als im Vor­
jahre gewesen. Am Schluß des Halbjahres wurde 
die Reichsbank so stark in Anspruch genommen, 
daß innerhalb einer Woche die Verschlechterung 
ihres Standes 629 Mill. M betrug gegen 594, 512 
und 506 Mill. M in den drei vorangegangenen 
Jahren.

Bei der Bank von Engl and hat trotz der 
Diskontherabsetzung der Barvorrat rasch zuge­
nommen, namentlich im Juni. Die Bank verfügte 
in diesem Monat durchschnittlich über 3 Mill. £ 
mehr als im Vorjahre. Der höchste Stand wurde am 
23. Juni mit 43,86 Mill. £ erreicht gegen 40,86 Mill. £ 
i. V. und 39,40 Mill. £ in 1908, eine Höhe, welche 
die Bank seit langen Jahren nicht aufzuweisen 
hat, die aber im wesentlichen auf das starke An­
wachsen der staatlichen Guthaben zurückzu­
führen ist. Am Schluß des ersten Halbjahres hat 
sich der Barvorrat um 1,46 Mill. £ verringert. 
Anderseits steht der Wec hs e l b e s t a n d  meist 
nicht unerheblich unter den vorjährigen Bestän­
den. Er wurde allerdings gegen Ende Mai be­
trächtlich größer, indem er in einer Woche um 
nicht weniger als 5 Mill. £ zunahm. Im Juni setzte 
dann ein leichter Rückgang ein, doch hat seit 
Mitte des Monats sich abermals der Wechselbe­
stand erhöht, um Ende Juni auf 42,8 Mill. £ anzu­
steigen. Allerdings ist die Inanspruchnahme der 
Bank etwas geringer als im Vorjahre gewesen. 
Von den übrigen Konten zeigen die Staatsgut­
haben eine bedeutende Steigerung. Sie betrugen 
meist 12 bis 15 Mill. £ mehr als im Vorjahre, 
während umgekehrt die Privatguthaben um 5 bis 
8 Mill. £ geringer als im Vorjahre standen. 
Dieser niedrige Stand der Privatgut haben zeigt, 
daß der offene Markt noch stark an die Bank 
verschuldet ist, die daher ohne Schwierigkeit die 
erwähnten Diskontherabsetzungen aussprechen 
konnte.

Bei der Bank von Fr ankr e i ch  st der 
Met al l  b e s t a n d  in den beiden Monaten nur 
sehr geringfügigen Aenderungen ausgesetzt ge­
wesen. Er steht ungefähr in der Mitte zwischen 
dem Stande der beiden Jahre 1908 und 1909. 
Seinen höchsten Stand erreichte er am 23. Juni 
mit 4302 Mill. Frs. gegen 4607 Mill. Frs. i. V. und 
4 072 Mill. Frs. in 1908. In der letzten Juniwoche 
ging er um 17 Mill.Frs. zurück. Der Wechse l ­
bes t and  war an allen Terminen erheblich höher 
als im Vorjahre. Seinen höchsten Stand erreichte 
er am 30. Juni mit 1154,5 Mill. Frs. gegen 877 Mill. 
Frs. i. V. Der Unterschied betrug meist 150 bis 
200 Mill. Frs, und wuchs Ende Juni sogar auf 
280 Mill. Frs. an. Die Privatguthaben waren stets

geringer als die vorjährigen. Ende Mai ist der 
nterschied sogar auf 176 Mill. Frs. angewachsen, 
um sich erst im Juni wieder zu verringern. Die 
Staatsguthaben waren mit Ausnahme des 23. Juni 

niedriger als im Vorjahre. Sie sind in den 
beiden Monaten bis zur dritten Woche angewach­
sen und haben dann beim Monatswechsel 
eine wesentliche Verringerung erfahren. Das 
Gesamtbild der Ausweise der Bank von Frank­
reich ist wesentlich schlechter als im Vorjahr, 
es hat sich erst in der zweiten Juniwoche leicht 
gebessert. Bedeutend war der Notenumlauf, der 
den vorjährigen übertraf und Anfang Mai und 
Ende Juni Rekordziffern aufwies.

Deutsche ReichsbanK.
Mai Juni

 M e f a i / d e s f a n d
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III. K L E I N E  M IT T E IL U N G E N
AUS LITERATUR UND PRAXIS; BUCHBESPRECHUNGEN. 

BILDUNGSWESENo
Das Danziger volkswirtschaftliche 

Seminar.
Aus Anlaß der Mitteilungen, die Herr 

Regierungs-Bauführer C. W a l t h e r  im 
Juniheft dieser Zeitschrift über das 
volkswirtschaftliche Seminar der Kgl. 
Technischen Hochschule zu Berlin ge­
macht hat, sei darauf hingewiesen, 
daß auch an der Kgl. Technischen 
Hochschule in Danzig schon seit dem 
Som m erhalbjahr 1906 ein staatsw issen­
schaftliches Seminar besteht. Die 
Leitung hatte zunächst Professor 
T h ie ß .  Die Seminarübungen ver­
folgen neben der Pflege der Vortrag­
technik den Zweck, die Studierenden 
durch eigene Arbeit in die volkswirt­
schaftlichen Zeitiragen einzuführen und 
sie an die Benutzung der einschlägigen 
Literatur zu gewöhnen. Im Seminar­
raum e w urde die volkswirtschaftliche 
Handbiicherei aufgestellt und zu ihrer 
Ergänzung ein dauernder jährlicher 
Zuschuß von 860 M ausgeworfen. Dazu 
traten für die Jahre 1906, 1907 und 1908 
Extraordinarien im Betrage von 1500, 
1400 und 524 M. Einen wesentlichen 
Zuwachs erhielt die Bücherei durch die 
U eberw eisung einer großen Anzahl 
von W erken aus dem Nachlaß des 
Abgeordneten R ic k e r t .  Außerdem ist 
viel wertvolles Material, insbesondere 
statistischer Art, von zahlreichen öffent­
lichen und privaten Körperschaften, ins­
besondere von den großen Schiffahrt­
gesellschaften, zur Verfügung gestellt 
w orden. Die Handbücherei enthält im 
ganzen 2425 Bände, die sich ziemlich 
gleichmäßig über alle Gebiete der W irt­
schaftswissenschaften verteilen. Auch 
an Jahrbüchern, Zeitschriften usw. um ­
faßt die Bücherei alle wichtigeren Er­
scheinungen.

Ueber den Seminarbetrieb selbst ist 
folgendes zu sagen. Es finden w öchent­
lich zwei U ebungsstunden statt, ln ihnen 
erstatten die Teilnehm er Berichte, über 
deren G egenstände sie sich vorher mit 
dem  Leiter des Seminars verständigt 
haben. Im Jahre 1908 wurde Professor 
Thieß nach Japan beurlaubt, und mit 
seiner V ertretung w urde Professor 
M o ll w o  beauftragt. Es wurden von nun

an grundsätzlich nur noch Studierende 
zum Seminar zugelassen, die m indestens 
schon allgemeine Nationalökonomie 
gehört hatten. Infolgedessen ging die 
Teilnehmerzahl natürlich unter Mollwos 
Leitung etwas zurück. Ferner führte er 
mit Erfolg den Versuch durch, in den 
einzelnen Sem estern abgeschlossene G e­
biete zu behandeln. So w urden bisher 
das Bankwesen, die Sozialpolitik und 
die Handelspolitik einer eingehenden 
Besprechung unterzogen. Zu erw ähnen 
ist noch die Anordnung M ollwos, daß 
die Vorträge stets frei nur unter Be­
nutzung von Notizen gehalten w erden 
müssen.

Als ein glücklicher U m stand darf 
es bezeichnet w erden, daß sich die Teil­
nehm er gleichm äßig aus Technikern und 
Juristen zusam m ensetzen; letztere erhal­
ten in Danzig ihre praktische A usbildung 
und benutzen die G elegenheit, sichvolks- 
wirtschaftiche K enntnisse anzueignen. 
So entsteht ein die Techniker wie die Ju­
risten sehr fördernder Austausch der 
gegenseitigen Kenntnisse, der gerade 
auf dem G ebiete der Nationalökonomie 
äußerst fruchtbringend ist. Endlich hat 
die beschränkte Zahl der Teilnehm er 
noch den großen Vorzug, daß jeder der 
Studierenden m indestens einmal im 
Semester, meist aber mehrfach zu Vor­
trägen herangezogen wird, und so die 
besonderen Vorteile des Sem inarbetrie­
bes auch jedem  einzelnen wirklich zu­
gute kommen.

K a rl G ü n th e r ,  Danzig-Langfuhr. 
Volkswirtschaftlich-Statistisches Taschen­
buch 1910. Bearbeitet von Dr. H u g o  
B o n ik o w s k y . Kattowitz O/S. 1910, 
Gebr. Boehm.

Der Verfasser, der mit Dr. H. Voltz 
zusam men die vortreffliche Statistik der 
Oberschlesischen B erg-und H üttenw erke 
bearbeitet und im O berschlesischen Be­
zirksvereine deutscher Ingenieure durch 
seine ausgezeichneten Vorträge über 
volkswirtschaftliche F rag en 1) wohl be­

Vergl. Dr. H ugo Bonikowsky: W and­
lungen in der deutschen W irtschafts­
politik (Mitt. d. O berschles. Bezirksver. 
d. Ing. 1910 Nr. 3 bis 5).
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kannt und geschätzt ist, hat mit der Her­
ausgabe des Volkswirtschaftlich-Statisti­
schen Jahrbuches 1910 einen sehr glück­
lichen Griff getan. Gewiß haben wir vor­
zügliche statistische W erke. Aber, wie 
der V erfasser durchaus zutreffend im 
V orworte sagt, sie erscheinen beinahe 
»unter Ausschluß der Oeffentlichkeit«. 
D as liegt einmal an dem hohen Preise, 
d e r durch die kostspielige und mühe­
volle H erstellung der vielbändigen amt­
lichen und privaten statistischen Werke 
bedingt wird, sodann an ihrer Unhand­
lichkeit, die es verbietet, sie außerhalb 
der Bibliothek des Arbeitzimmers zu 
gebrauchen. Und dabei gibt es der Not­
wendigkeiten, zuverlässige statistische 
Angaben zur Hand zu haben, gar viele! 
H ier greift nun das im bequemen Notiz­
buchform at gehaltene Büchlein helfend 
ein. Aus der Fülle statistischer W erke 
über die deutsche Volkswirtschaft und 
die andrer bedeutender Länder gibt es 
eine Auslese w ichtiger Angaben, wobei 
den Tatsachen der * Gütererzeugung, 
namentlich in Landwirtschaft und Vieh­
zucht, Bergbau und Schwerindustrie 
ein besonders breiter Raum eingeräumt 
ist. Ein kleiner Mangel, der wohl auf 
die Verschiedenheit der Quellen zurück­
zuführen ist, sei hier erw ähnt: die 
wechselnde Bezeichnung für die glei­
chen Maße, Gewichte usw. So findet 
sich z. B. S. 62 und 63 für »Tonnen« 
die Bezeichnung t, To. und Tonnen, 
ferner ebendort 1000 M und 1000 M.,
S. 93 dann w ieder 1000 J C , an andrer 
Stelle 1000 M ark; t für Tonne(n) und 
M für Mark dürfte überall verständlich 
sein. Zu erwägen wäre auch, ob nicht 
auch die ausländischen M aß-, Ge­
wichts- und G eldangaben der besseren 
Vergleichbarkeit halber in deutsches

Maß usw. umgerechnet in den Zahlen­
tafeln w iedergegeben würden.

Diese kleinen Bemerkungen nur neben­
bei! Sie tun dem Urteil über die Nütz­
lichkeit des kleinen W erkes keinen Ab­
bruch. Das große Interesse, das gerade 
jetzt weite Kreise des deutschen Vol­
kes für Fragen der Volkswirtschaft und 
der Staatsbürgerkunde haben, sichert 
dem Volkswirtschaftlich - Statistischen 
Taschenbuch 1910 w eiteste Verbreitung.

Städtebaukursus. An der Königlichen 
Technischen Hochschule zu Aachen 
wird im H erbst ein Städtebaukursus 
veranstaltet, der für Baubeamte, andere 
leitende Kommunalbeamte und Leiter 
und Beamte industrieller W erke von 
großem  Interesse sein wird. Vom 3. 
bis 15. O ktober werden täglich von 10 
bis 1 Uhr und 5 bis 7 Uhr Vorträge 
stattfinden, die durch zahlreiche Be­
sichtigungen und durch die Ausstellung 
von Plänen usw. im Reiff-Museum er­
gänzt werden sollen. Das Program m  
behandelt die Grund- und Einzelfragen 
des Städtebaues in industriellen G egen­
den, unter besonderer Berücksichtigung 
gerade der westdeutschen industriellen 
Gebiete. Aus dem Program m  der 
Vorträge, die hervorragende M änner 
aus der Praxis und dem G elehrten­
stande übernom m en haben, greifen w ir 
heraus: Bebauungspläne, städtische
Bodenpolitik, Geschichte des Städte­
baues, Entwicklung von Industriegebie­
ten , E ingem eindungsfragen, W asser­
versorgung, Entw ässerung, M üllbesei­
tigung, Zentralkraftversorgung, Lokal­
verkehr, Rauchschäden usw. N ähere 
Auskunft erteilt das Sekretariat der 
Königlichen Technischen Hochschule 
A achen, von dem auch das genaue 
Program m  versandt wird.

INDUSTRIE UND BERGBAU: AUSSTELLUNGSWESEN.
Die Industrie und der Staat. Von

Dr. R u d o lf  B ö ttg e r .  Tübingen 1910, 
J. C. B. Mohr. 3,20 M.

»Treten die M inister und die Ver­
tre ter großindustrieller Unternehm ungen 
zum Zwecke der gemeinschaftlichen 
Besprechung volkswirtschaftlicher oder 
gesetzgeberischer Aufgaben zusammen, 
so gibt es nicht selten einen Austausch 
von Ermahnungen, die in ihrer stän­
digen W iederholung erkennen lassen, 
daß  sich die Parteien im Laufe der 
Jahre w enig näher gekommen sind. 
M an begegnet einander wie Diplomaten

nicht eben befreundeter Mächte.« Mit 
diesen W orten leitet der Verfasser sein 
lesensw ertes Buch »Die Industrie und 
der Staat« ein und formuliert sodann 
näher die Klagen und Anklagen, die 
von beiden Seiten erhoben werden. 
Die Industrie klagt über mangelndçn 
Einfluß im Staat, über sozialpolitische 
Experim ente, über Bevorzugung der 
Landwirtschaft, über Zügellosigkeit der 
von Parlam ent und Regierung maßlos 
verwöhnten arbeitenden Klassen. Die 
Industrie wird angeklagt, daß ihr poli­
tisches Verständnis und politische Ini­
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tiative mangeln, daß ihre gewalttätige 
Entwicklung den gesunden Aufbau des 
Volkes gestört, daß sie mächtige Ver­
schiebungen in der Bevölkerung, in der 
Verm ögensverteilung und in der Ver­
teilung der parteipolitischen Kräfte be­
wirkt habe, daß sie zwar radikale Be­
strebungen hervorrufe, aber für soziale 
Reformen kein Verständnis habe.

W oher diese Anklagen, und w iew eit 
sind sie begründet? Um diese Frage 
unparteiisch und sachlich beantw orten 
zu können, gibt der V erfasser vorerst 
einen kurzen Ueberblick über die trei­
benden Kräfte, die zu den heutigen 
unausgeglichenen Zuständen geführt 
haben. Er schildert das Erwachen der 
Industrie, ihren Einfluß auf den Staat 
und die Bevölkerung, das Aufkommen 
neuer sozialer Klassen und knüpft daran 
Betrachtungen über die soziale Frage 
und die soziale Bewegung. Nachdem 
kurz die Frage: M anchestertum oder 
Staatseinm ischung? gestreift w orden ist, 
wird in einem w eiteren »Unsere sozial­
politischen Staatsmänner« überschriebe- 
nen Abschnitte Bismarcks W irken so­
wie die Tätigkeit von M ännern wie 
Berlepsch, Bülow, Posadow sky und 
Bethmann H ollweg an der H and ihrer 
Reden und Taten besprochen. Als 
Aufgabe der komm enden Staatsm änner 
bezeichnet Böttger, zwischen den drei 
oder vier G ew alten: Staatsgedanken, 
Gewerkschafts- und Fabrikautorität und 
Persönlichkeitsrechten, die jetzt noch 
fehlende Vermittlung zu schaffen. W ei­
terhin gibt der V erfasser einen Einblick 
in das Verhältnis der Industrie zu den 
anderen M ächten: dem Agrarismus, 
dem Klerikalismus und der Bureau- 
kratie. Die oft gehörte Preisfrage: Ist 
Deutschland Industrie- oder A grarstaat? 
bezeichnet er insofern als gegenstand­
los, als bis auf w eiteres neben einer 
gedeihenden Industrie auch Raum für 
eine blühende Landwirtschaft vorhanden 
sei. Es m üsse von ihr allerdings wie 
auch vom G ew erbew esen die höchste 
Kräfteanspannung verlangt w erden; sie 
sei dabei durchaus befähigt, den ihr 
gebührenden Anteil an den Staatslasten 
und sozialpolitischen Verpflichtungen zu 
übernehm en. In w eiteren Abschnitten 
schildert Böttger sodann die O rgani­
sationen der Industrie, das Industrie­
programm der großen Verbände, die 
O rganisation der Arbeiter in den ver­
schiedenen Gewerkschaften, die Abwehr­
m aßnahm en der A rbeitgeber sowie die

Bestrebungen zur Förderung des so­
zialen Friedens. N achdem  so der Ver­
fasser mit dem deutlich erkennbaren 
Bestreben größter Sachlichkeit die un­
ser Volk bew egenden wirtschaftlichen 
und sozialen Fragen durchgesprochen 
hat, w obei er nicht an der Oberfläche 
haften bleibt, sondern stets bemüht 
ist, die inneren U rsachen aufzuspüren, 
wirft er zum Schluß die Frage auf: 
W as ist zu tun?

Ein gegenseitiges P f l i c h t v e r h ä l t ­
n is  verbindet gegenw ärtig  Staat und 
Industrie aufs innigste. »Es geht nicht 
an, daß beide sich nicht umeinander 
kümmern. Dazu sind beide zu sehr 
aufeinander angew iesen. — Mit dem 
m odernen Staat ist die Großindustrie 
entstanden und gew achsen. W as wir 
an Erfolgen und an Sorgen im Deut­
schen Reiche haben, stam m t in erster 
Linie aus der großgew erblichen Ent­
faltung: die BevölkerungsVermehrung, 
der beginnende Reichtum, Weltpolitik 
und Imperialismfts, die bessere Ernäh­
rung und Bildung der Volksschichten, 
das regere politische und kulturelle 
Leben. Auf der ändern Seite die Un­
rast des Lebens, die Völkerwanderung 
vom Lande nach den Städten, die neuen 
sozialen G ruppierungen in der Politik, 
die radikalpolitischen Ström ungen, die 
Gefahr der K lassenkämpfe. In der 
Staatspolitik erringen sich über dyna­
stische und militärpolitische Kräfte der 
heroischen oder diplomatischen Zeiten 
hinw eg die volkswirtschaftlichen und 
sozialen Interessen den ersten Platz. 
Auch die radikalen P arteien  werden 
vom Staatsgedanken erfaßt, denn will 
man die Individuen und sozialen Grup­
pen, die Produktion und die Verteilung 
der G üter reform ieren, so ist das un­
möglich ohne eine G ewalt, die über 
den Individuen und G ruppen steht, es 
ist unmöglich ohne den Staat. Aber 
auch die sich von diesen staatssozialen 
G edanken abw enden , der konservativ 
gerichtete U nternehm erstand, die Kapi­
talisten und captains of industry haben 
längst die g roße M acht des modern 
geleiteten Staates erkannt, der klug ge­
nug war, den Individuen und G esell­
schaften Einfluß auf die Staatsentwick­
lung einzuräum en und sie auf die Art 
mit haftbar zu machen für Gedeihen 
und V erderben des Staates.«

Nach Böttger drohen G efahren weder 
vom M angel an hum anitären Bestre­
bungen noch von der G ier nach Reich­
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tum und Macht, »denn an Humanität 
ist kein Mangel, und Reichtum und 
Macht verteilen sich in Deutschland 
auf viele Schultern.« W ohl aber drohen 
Gefahren »von der eigentümlichen Asso­
ziation von radikalsozialistischen Vor­
stellungen, Humanitätsbestrebungen, so­
zialem Reformdrang und feudalklerikalen 
Einflüssen, die heute auf den Staat ein­
dringt und ihn und unsre Volkswirt­
schaft in Verwirrung bringt, weil kein 
richtiges Verhältnis zwischen Staat und 
Industrie erzielt wird.«

Wie die Dinge bei uns liegen, ist 
die Industrie darauf angewiesen, sich 
selbst zu helfen, und zw ar durch poli­
tische und wirtschaftliche Organisation. 
»Ihre Interessenverbände m üssen noch 
zu größerer G eschlossenheit gelangen, 
und der Industrielle muß unter Verab­
schiedung der Ideen einer selbständigen 
Industrie- oder Arbeitgeberpartei sich 
intensiver mit dem parteipolitischen 
Leben der G egenw art befassen. Das 
U nternehm ertum  der Industrie muß 
gebildeter, vielseitiger und politisch 
regsam er werden, damit es aus sich 
heraus nicht nur hervorragende O rga­
nisatoren der Arbeit, der Technik und 
der kapitalistischen Entfaltung, sondern 
auch p o l i t i s c h e  F ü h r e r  zu stellen 
vermag. W as die Arbeiterfrage anlangt, 
so w erden nach Böttger die U nterneh­
mer an der A nerkennung der G le ic h ­
b e r e c h t ig u n g  der Organisationen 
nicht vorbeikommen. Kräftiger Ausbau 
der Arbeitgeberverbände ist das beste 
Mittel gegen Uebergriffe der Arbeiter­
organisationen. »Es muß sich mit der 
Zeit eine g e w e r b e -  u n d  i n d u s t r i e ­
p o l i t i s c h e  D ip lo m a t ie  einstellen, 
die gleich den Kabinetten unnötige 
kriegerische Kraftanstrengungen zurück­
zuhalten versteht und nur wirkliche 
Entscheidungskäm pfe zuläßt.«

Böttger führt hier das zutreffende 
W ort von Cheysson an: Es gab bisher 
für die Unternehm er zwei Methoden, 
sich zugrunde zu richten: nicht zu ver­
stehen, wie man produziert oder wie 
man die Produkte an den Mann bringt. 
H eute gibt es noch einen dritten W eg: 
den , nicht zu verstehen, wie man 
M enschen behandelt.

Vom Staate kann die Industrie ver­
langen, daß er im Verkehrswesen, be­
sonders in der Tariffrage nunm ehr die 
fiskalischen Gesichtspunkte hinter die 
volkswirtschaftlichen zurückstellt. Mit 
der Frachtenverbilligung hat die Ver­

m ehrung und V erbesserung der Betriebs­
mittel Hand in Hand zu gehen: neue 
V erkehrswege und höchste technische 
Vollendung der Verkehrsmittel ist die 
Forderung.

Von Interesse ist auch, was der Ver­
fasser über das technische Bildungs­
w esen sagt: »Unser gewerbliches Schul­
w esen erfreut sich, namentlich im Süden, 
einer günstigen Entwicklung. In P reu­
ßen wird jedoch die Technik noch 
mancherlei Förderung vertragen kön­
nen. Die Universitäten genießen die 
höhere Gunst des Finanzministers, auf 
den Kopf der Studierenden an den 
technischen Hochschulen kommt etwa 
nur ein Drittel der Staatsaufwendungen, 
die den Universitätsbesuchern zuteil 
werden. Die Lehrfächer des Eisen­
hüttenwesens haben eine beträchtliche 
Erweiterung und Vertiefung zu er­
fahren: auf dem Gebiete der Roheisen­
herstellung, in der Stahl- und Schmied­
eisenerzeugung, in der Gefügelehre, in 
der Oekonomie des Eisenhüttenwesens, 
im Eisenhüttenm aschinenwesen und im 
Entwerfen von Eisenhüttenanlagen; es 
sind auch wesentlich ausgiebiger zu 
gestalten die Arbeiten in den Labora­
torien. Auch ergänzende Professuren 
in der M aschinenbauabteilung, auf deren 
Notwendigkeit bereits früher der Ab­
geordnete Dr. Paasche hingewiesen hat, 
sind erforderlich.

Ganz besonders erfreulich ist, daß 
Böttger auch für die in dieser Zeit­
schrift wiederholt mit Nachdruck ver­
tretene Forderung, das Ju r is te n m o n o ­
p o l zu beseitigen, eintritt. »Es krankt 
unsere Staatsverwaltung, soweit sie mit 
Technik und Industrie in nahe Berüh­
rung kommt, an einem juristischen 
Schematismus, der auf die Dauer un­
serer Volkswirtschaft verhängnisvoll 
w erden muß.« — Böttger ist mit Prof. 
F r a n z ,  dessen Schrift »Ingenieur­
studium und Verwaltungsreform« er 
anführt, der Ansicht, daß die Durch­
setzung der Verwaltungen mit tech­
nischer Einsicht und praktischer Uebung 
von Akademikern der Ingenieurschule 
anzustreben sei.

Der kurze Bericht wird eine Vor­
stellung ermöglichen von der Fülle der 
in dem Buche »Die Industrie und der 
Staat« behandelten Fragen. Der Ver­
fasser bemüht sich, ü b e r  den Parteien 
zu stehen; er strebt danach, nur streng 
sachlich und unparteiisch zu urteilen. 
Seine Folgerungen sind das Ergebnis
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guten Beobachtens und scharfen Durch- haben, auf die Quellen unseres poli-
denkens der tatsächlichen Verhältnisse. tischen Lebens zurückzugehen, recht
So wird sein Buch den vielen, die in gute D ienste leisten können; es ist —
der politisch so angeregten G egenw art um es kurz zu sagen — eine sehr lesbar
einen zuverlässigen Führer durch das und anziehend geschriebene S ta a t s -
G ew irr der Parteien und Meinungen b ü r g e r k u n d e .
w ünschen, selbst jedoch nicht die Zeit

Produktionserhebungen in der Textil- deutschen B erufsgenossenschaft nach
industrie. M aßgabe des Gewerbe-Unfallversiche-

Von den vom Reichsamte des Innern rungsgesetzes vom 5. Juli 1900 ange-
für das Jahr 1907 veranstalteten Pro- hören. Die an diese Betriebe ausge-
duktionserhebungen in der Textilindu- gebenen Fragebogen sind fast durch-
strie liegen nunm ehr die Ergebnisse für w eg ausgefüllt w orden. Die wenigen
d ie W o l lw ä s c h e r e i  mit oder ohneK ar- Betriebe, welche die Beantw ortung der
bonisierung, für die W o llk ä m m e r e i  Fragebogen abgelehnt haben, wurden
sowie die K a m m g a r n s p in n e r e i  und eingeschätzt; die erm ittelten Zahlen
- Z w ir n e r e i  abgeschlossen vor; ferner sind in den G esam tergebnissen ent-
d ie Ergebnisse für die B a u m w o ll-  halten. Einige sehr kleine Betriebe,
S p in n e r e i  u n d -Z w irn e r e i .  Bemerkt die nach dem Urteile Sachverständiger
sei dabei, daß sich die Erhebungen in für die Richtigkeit der G esam tergebnisse
der Textilindustrie nur auf diejenigen ohne w esentliche Bedeutung sind, sind
Betriebe erstreckt haben, welche einer unberücksichtigt geblieben.

Es ergaben sich nach den »Nachrichten für Handel und Industrie« für die 
betreffenden Zweige der Textilindustrie folgende Z ah len1):

W o l l w ä s c h e r e i  mi t  u n d  o h n e  K a r b o n i s i e r u n g :
Zahl der B e tr ie b e ...................................................................................... 31
verarbeitete Stoffe:

a) Rohwolle (einschließlich Rückenwäsche und Scoureds) 25 047 410 kg
b) Kämmlinge und sonstige Abgänge der Kämmerei und

S p in n e r e i ............................................................................. 3 257 965 »
Jahreserzeugung:

a) gew aschene W o lle ...........................................................  10 766 807 »
davon: M e r in o w o lle ..................................................  6 778 530 »

K reuzzuch tw o lle ............................................  3 988 277 »
b) karbonisierte Wolle, die im eigenen Betriebe gew aschen

worden ist ................................................................................ 872 864 »
davon: M e r in o w o l le   652 273 »

K reuzzuch tw olle   220 591 »
c) karbonisierte Kämmlinge und sonstige Abgänge der

Kämmerei, Spinnerei usw ................................................  2 286 711 »
d) karbonisierte Wolle, die gew aschen bezogen w orden ist 82 899 »

W o l l k ä m m e r e i  a l l e i n  o d e r  in V e r b i n d u n g  mi t  K a m m g a r n s p i n n e r e i .
Zahl der B e tr ie b e ...................................................................................... 40
verarbeitete W o lle   141 050 206 kg

davon: M e r in o w o l le ...................................................................... 92 434 232 »
K reuzzuch tw olle   48 615 974 »

Erzeugung an K a m m z u g ...................................................................... 62 039 310 »
davon: M erin o k am m zu g ................................................................  34 992 057 »

K reuzzuchtkam m zucht...................................................... 27 047 253 »
Erzeugung an K ä m m lin g e n ................................................................  7 332 584 »
Erzeugung an sonstigen verwertbaren Kämmerei- und Krempel­

abgängen   5 788 781 »

!) Ausführliche Angaben siehe »Nachrichten für H andel und Industrie« 1910 
Nr. 43 und 55.
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K a m m g a r n s p i n n e r e i e n  u n d  - Z w i r n e r e i e n :  
K a m m g a r n s p i n n e r e i

Zahl der B e tr ie b e ...................................................................................  104
Zahl der S p innsp inde ln  „ 2 263 364 Stck.
verarbeiteter K a m m z u g .........................................................................  70926 599 kg

davon: M erinokam m zug ...............................................................  36 979 850 »
K re u z z u c h tk a m m z u g ..................................................... 33 946 749 »

Erzeugung an eindrähtigem K a m m g a rn ..........................................  66 489 696 »
davon: M erinokammgarn .......................................................... 36 268 579 »

K reuzzuch tkam m garn ..................................................... 30 221 117 »
Erzeugung an verwertbaren S p in n e r e ia b f ä l le n ..........................  3 822 207 »

Z w i r n e r e i  v o n  K a m m g a r n
Zahl der B e tr ie b e ...................................................................................  992)
Zahl der Zwirnspindeln ................................................... 555 705 Stck.
Menge der verzwimten G a r n e ..........................................................  38 227 273 kg
M enge des hergestellten Z w i r n e s ..................................................... 37 820 971 »

davon: zweidrähtiger Z w i r n ....................................................  19 036 546 »
dreidrähtiger Zwirn   1 994 409 »
vier- oder m ehrdrähtiger Z w i r n ................................ 12 705 391 »
nicht näher bezeichneter Z w i r n ................................ 4 084 625 »

W ert der Erzeugung an Garn und Zwirn roh, gebleicht, ge­
färbt usw ................................................................................................... 410 816 942 M

B a u m w o l l s p i n n e r e i e n  u n d  - Z w i r n e r e i e n :  
B a u m w o l l s p i n n e r e i

Zahl der B e tr ie b e ................................................................................... 401
Zahl der Spindeln   9 522 659 Stck.

darunter bezeichnet als S e lfa k to rs p in d e ln ...............................  5 337 231 »
» » » D ro sse lsp in d e ln   4 098 657 »

versponnen wurden an Baumwolle und A b f ä l l e n ..................... 407 459 081 kg
davon: amerikanische B a u m w o l l e   261489 061 »

ostindische »   69 745112 »
ägyptische »   33 551 573 »
aus den deutschen K o l o n i e n   135 579 »

Jahreserzeugung an eindrähtigem B aum w ollengarn.....................  358 935 030 »
davon w urden gesponnen: für eigene Rechnung der Spin­

nereien   357 775 475 »
für Rechnung anderer Betriebe als Spinnereien in Lohn . 1 159 555 »

G esam tw ert der Jahreserzeugung für eigene Rechnung der
S p in n e r e ie n .........................................................................................  644 464 404 M

Menge W ert
Absatz für eigene Rechnung: kg M

in s g e s a m t ............................................................................... 358 726349 647 753 902
davon: an die eigene W eberei, Wirkerei, Strickerei

usw   105 518 593 178 883 674
Arbeitsw ert der für Rechnung anderer Betriebe als Spinnereien

in Lohn gesponnenen G a r n e .......................................................... 367 643 M
B a u m w o l l z w i r n e r e i :

Zahl der B e tr ie b e ....................................................................................  1943)
Zahl der ausgefüllten F ra g e b o g e n ....................................................  188
Zahl der Zwirnspindeln   861 346 Stck.
Jahreserzeugung an Zwirn aus Baumwollengam, auch gezwirnt

mit Garn aus anderen Spinnstoffen, außer Seide . . . .  42 184 064 kg
davon: einmal g e z w i r n t ...............................................................  36 647 827 »

2) darunter 1 selbständige Spinnerei; von den 104 Spinnereien haben 98 zu­
gleich Zwirnerei betrieben.

3) darunter 86 selbständige Zwirnereien; von den 401 Baumwollspinnereien
haben 108 zugleich Zwirnerei betrieben.
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von dem hergestellten Zwirn aus Baumwollengarn, auch ge­
zwirnt mit Garn aus anderen Spinnstoffen, außer Seide, 
w urden gezw irnt:

für eigene R e c h n u n g .....................................................................
für fremde Rechnung im L o h n ................................................

von dem Baumwollengarn, das verzwirnt wurde, w aren hergestellt:
in der eigenen Spinnerei ...........................................................
in anderen inländischen S p in n e r e i e n .....................................
im A u s l a n d e .....................................................................................

W erterhöhung, die das gesam te verzwirnte G arn durch das 
Zwirnen erfahren hat (einschließlich Lohnzwirnerei) . . .

G esam tw ert der Jahreserzeugung an Zwirn (aus Baumwollen­
garn, auch gezwirnt mit Garn aus anderen Spinnstoffen,
außer Seide) für eigene R e c h n u n g ................................................  105 549 891 »

M enge W ert
Absatz für eigene Rechnung: kg M

in s g e s a m t ................................................................................ 40 624 442 104 854 654
davon: an die eigene W eberei, W irkerei, Strickerei

usw ....................................................................................... 3 033 798 7 271 349
A rbeitsw ert des für fremde Rechnung in Lohn hergestellten

Zwirnes   486 056 M

40 597 807 kg
1 586 257 »

28 509 897 »
12 344 175 »
2 044 999 »

12 656 105 M

HANDEL UND VERKEHR.
Amerikanische Ausfuhrpropaganda.
Die amerikanische Industrie hat in 

dem zu Ende gehenden Jahrzehnt noch 
nicht in dem Umfange an der Versor­
gung des W eltmarktes teilgenom men, 
der ihrer zum Teil sehr hohen Leistungs­
fähigkeit entspricht. Es liegt dies an 
dem riesenhaften Arbeitsfelde, das sie 
im eigenen Lande findet. D ieses, vor­
w iegend von agrarischer Produktion 
lebend, ist noch im mer erstaunlich auf­
nahmefähig für die Erzeugnisse des in­
dustriell m ehr entwickelten Ostens, so 
daß es nur natürlich ist, w enn sich die 
Aufmerksamkeit von Industrie und G e­
werbe m ehr auf die Befriedigung der 
heimischen Bedürfnisse richtete. Auf 
nur wenigen Gebieten hatte man daher 
in Deutschland die Arbeitsweise der 
Amerikaner und ihren Erfolg zu em­
pfinden. Die amerikanische M aschinen­
industrie w ar die erste, die zu exportieren 
begann, und zw ar w ar es vornehmlich 
die W erkzeugm aschinenindustrie, die 
bei uns auf dem Markt erschien und 
hier dank ihrer unter anderen Arbeits­
bedingungen vollzogenen Entwicklung 
und dem entsprechenden guten Ergeb­
nissen zunächst auf vielen Sonderge­
bieten sehr erfolgreich war. Die W ir­
kung, die das Vorgehen auf den deut­
schen W erkzeugm aschinenbau hatte, ist 
bekannt; die Anregungen wirkten be­
fruchtend, und durch neue Produktions­
verfahren gelang es, das verlorene G e­
biet zurückzugewinnen. W ir w urden

unabhängig vom amerikanischen Werk­
zeugm aschinenbau. D ieser empfand 
die verm inderten Erfolge nicht so leb­
haft, da sich der Absatz im eigenen 
Lande infolge des steigenden Wohl­
standes dauernd hob. Inzwischen haben 
sich die Verhältnisse verschoben. Die 
jüngsten schlechten Zeiten w urden wohl 
in keinem Lande so empfunden, wie 
in den Vereinigten Staaten, w o der 
N iedergang zu einer Panik ausartete. 
Die verringerte Produktion gab der 
Industrie G elegenheit und auch Ver­
anlassung, sich von neuem um einen 
lebhafteren Absatz im Auslande zu be­
mühen. W iederum  ging der W erkzeug­
m aschinenbau voran, und zwar ist er 
gerade bei uns in so geschickter W eise 
vorgegangen, daß es sich wohl lohnt, 
darauf aufm erksam zu machen. Seit 
Anfang dieses Jahres erscheint bei uns 
in deutscher Sprache eine Zeitschrift, 
die die V erbreitung amerikanischer 
M aschinen auf unserem  M arkte zum 
Ziel hat. »Den W erkzeugm aschinen­
fabrikanten ist ein neuer W eg zum 
großen deutschen M arkte gesprengt 
worden«, heißt es in den Ankündi­
gungen, in denen die amerikanischen 
G esellschaften zum Inserieren aufge­
fordert w erden. Zweifelsohne ist die 
H erausgabe dieser Zeitschrift eine ge­
schickte Art und W eise, deutsche Ab­
nehm er an amerikanische Erzeugnisse 
zu gew öhnen, und man m uß den aus­
ländischen W ettbew erbern neidlos zu­
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geben, daß sie klug und planmäßig im 
eigenen Interesse vorgehen. Es wäre 
nur zu begrüßen, wenn unsere heimische 
Industrie in ähnlicher W eise verführe. 
W as wir bisher an Ausfuhrzeitschriften 
in englischer und anderen Sprachen be­
sitzen, ist leider herzlich minderwertig, 
und man hat den Eindruck, daß der 
T ext nur Füllmaterial ist; gelesen wird 
e r  wohl selten. Vor einigen Jahren 
bestand allerdings unter einer Anzahl 
von ersten industriellen Firmen die Ab­
sicht, eine Ausfuhrzeitschrift in englischer 
Sprache herauszugeben. Schließlich 
scheiterte aber doch alles an der man­
gelnden finanziellen Unternehm ungslust. 
Das nichts zustandekam, ist bedauerlich, 
aber verständlich. W eniger verständ­
lich ist es, wenn jetzt deutsche W erk­
zeugmaschinenfabriken die amerika­
nischen Bewerber noch dadurch unter­
stützen, daß sie in deren deutschen 
O rgan inserieren und dieses dadurch 
materiell unterstützen. Das ist eine 
bedauerliche Kurzsichtigkeit. Der ge­
sam te Inseratenteil der amerikanischen 
Ausgabe erscheint auch in der deut­
schen ; dagegen wird nicht entfernt 
daran gedacht, die Anzeigen der deut­
schen Fabrikanten nun in Amerika zu 
veröffentlichen. Das ist ja auch selbst­
verständlich und sehr richtig, da es sich 
um ein amerikanischen Interessen die­
nendes Unternehm en handelt. Aber 
man sollte doch folgerichtig handeln, 
zumal es der deutschen W erkzeug­
maschinenindustrie wahrlich nicht 
glänzend geht.

W eniger erfolgreich w ar der Plan, 
im Sommer 1910 eine amerikanische 
Ausstellung in Berlin zu veranstalten. 
Die deutschen interessierten Kreise

blieben diesem Vorhaben gegenüber 
nicht müßig, um som ehr als entsprechen­
den V eranstaltungen in den Vereinigten 
Staaten dadurch der Boden entzogen 
worden ist, daß der kürzlich geschaffene 
neue amerikanische Zolltarif die Zoll­
sätze für Industrieerzeugnisse erheblich 
erhöht hat; insbesondere für Maschinen 
besteht ein Zoll von 30 vH des W ertes, 
wodurch natürlich eine Einfuhr unm ög­
lich gemacht ist. D em entsprechend be­
handelte der Staatssekretär des Aus­
w ärtigen im Reichstage den Oedanken 
der amerikanischen Ausstellung etw as 
kühl, was dann bekanntlich w enigstens 
vorläufig zu einer Aufgabe des G e­
dankens führte.

Aber auch sonst hat es nicht an ziel­
bew ußter Arbeit gefehlt. Der amerika­
nische W erkzeugmaschinenbau errich­
tete eigene Verkaufstellen für den 
deutschen Markt, beobachtet diesen 
sorgfältig und anhaltend und wurde 
auch von der Regierung durch die Ent­
sendung eines Kommissars zum Studium 
des europäischen W erkzeugmaschinen­
baues unterstützt. Man kann diesem 
planmäßigen Vorgehen nur seine An­
erkennung zollen, sollte aber nicht 
zögern, ebenfalls vorzugehen und G egen­
maßregeln zu ergreifen. W ir Deutscheu 
stehen im Ausland im allgemeinen in 
dem Rufe, durch Bienenfleiß, durch 
planmäßiges Vorgehen und durch festen 
Zusam m enschluß der Beteiligten gegen­
über dem zersplitterten Auslande, d. h. 
also durch überlegene Strategie, unsere 
Erfolge zu erringen. Hoffen wir, daß 
wir dieses Urteil auch weiterhin ver­
dienen werden.

5)r.=3ng. Dr. W a l d e m a r  K och .

SOZIALES.
Die volkswirtschaftliche und sozial­

politische Bedeutung der Einführung der 
Setzmaschine im Buchdruckgewerbe.
Von Dr. rer. pol. Fr. C h r. B e y e r ,  
G ew erbereferendar. (Freiburger Volks- 
wirtsch. Abhdlg., I. Bd., 1. H eft.) . 
3,50 M.

D er Verfasser wurde zu seiner Ar­
beit angeregt durch die Untersuchungen 
des Com m issioner of Labor: »Hand and 
Machine Labor«, in den Vereinigten 
Staaten, die ja als das M utterland der 
Setzmaschinen anzusehen sind. Die 
Einführung derSetzm aschine in Deutsch­
land ist zwar noch nicht abgeschlossen;

aber es ist oft von größerem  Interesse, 
das W erdende, sich Entwickelnde zu 
beobachten, als das G ewordene, Ab­
geschlossene zu schildern. Der Ver­
fasser legt das Vordringen der Technik 
auf allen Arbeitsgebieten des Buch­
druckgewerbes, der Schnellpressen, der 
Rotationsmaschinen usw . dar und gibt 
einen Ueberblick über die Geschichte 
der Prinzipal- und Gehilfenverbände; 
er stellt somit seine Arbeit auf eine 
breite Grundlage. Besonders inter­
essant sind die geschilderten vergeb­
lichen Versuche der Verdrängung des 
H andsatzes durch die Maschine. Die
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Einwirkungen der Setzm aschine auf die 
Betriebe, auf Lohn, Arbeitzeit und 
A rbeitsverhältnis der Arbeiter w erden 
durch ein überaus reichliches Material 
veranschaulicht. H ingegen scheint uns 
die Bedeutung, die die Setzmaschine 
für den D eutschen Buchdrucker-Tarif 
hat, nicht genügend betont. In den 
Tarifkämpfen und Tarifverhandlungen 
des Jahres 1906 hat die Frage der 
Tarifierung der Setzm aschinenarbeit 
eine große Rolle gespielt und die H al­
tung der Gehilfen und Prinzipale w e­
sentlich beeinflußt. Der interessante 
Kern, der in der H altung der G ewerk­
schaften (und im Buchdruckgewerbe

auch der Prinzipale) gegenüber dem 
technischen Fortschritt steckt, ist vom 
V erfasser nur gestreift. Bekanntlich ist 
der Deutsche Buchdrucker - Preistarif, 
sow eit er sich mit der Preisberechnung 
von M aschinensatz befaß t, in der 
Oeffentlichkeit angegriffen w orden, weil 
er der Einführung der Setzmaschine 
hinderlich sein soll. W ichtige Finger­
zeige gibt das Kapitel über die sanitären 
V erhältnisse der Setzm aschinenbetriebe. 
So ist die Arbeit in gleicher W eise für 
den Sozialtechniker, den Volkswirt­
schaftler und den Gewerbehygieniker 
von Interesse. H.

WIRTSCHAFT, RECHT UND TECHNIK.
Die Versicherung gegen Brandschaden 

und die Brandschadenregulierung nach 
dem  Reichsgesetz vom 30. Mai 1908 
und den Allgemeinen Versicherungs­
bedingungen vom 1. Januar 1910 nebst 
Zusatzbedingungen für die Landwirt­
schaft. Von Dr. C u r t  H e y n e .  Leip­
zig 1910, Duncker & Humblot. 4,— M.

Das am 1. Januar d. J. in Kraft ge­
tretene Reichsgesetz über den Ver­
sicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 ist 
im Februarhefte dieser Zeitschrift ein­
gehend besprochen worden. Eine not­
wendige Folge des neuen G esetzes war 
es, daß auch die V ersicherungsgesell­
schaften ihre Bedingungen der verän­
derten Rechtslage anpaßten. Das ge­
schah in den A l l g e m e i n e n  V e r ­
s i c h e r u n g s b e d i n g u n g e n ,  die von 
der »Vereinigung der in Deutschland 
arbeitenden Privat-Feuerversicherungs- 
gesellschaften« und dem »Verbände 
deutscher Privat - Feuerversicherungs­
gesellschaften auf Gegenseitigkeit« ein­
heitlich aufgestellt wurden. Naturgem äß 
bereitet die Eingew öhnung in die durch 
das neue G esetz sehr wesentlich 
umgestalteten Verhältnisse erhebliche 
Schwierigkeiten. Der sehr umfang­
reiche, auf breiter w issenschaftlicher 
Grundlage bearbeitete Kommentar zum 
Reichsgesetz über den Versicherungs­
vertrag vom 30. Mai 1908 v o n G e r h a r d ,  
H a g e n ,  v o n  K n e b e l  - D o e b e r i t z ,  
B r o e c k e r  und M a n e s  ebenso wie 
die von D o m i z l a f f  1909 besorgte 
Ausgabe der A l l g e m e i n e n  V e r ­
s i c h e r u n g s b e d i n g u n g e n  sind für 
den juristisch Gebildeten ein vorzüg­
liches Hülfsmittel beim Studium des 
Feuerversicherungsrechtes.

Den versicherungstechnischen Beam­
ten wie den großen Kreis der Ver­
sichernden selbst in gem einverständ­
licher knapper Form über die recht­
lichen und technischen Fragen der 
Praxis zu unterrichten, hat sich Dr. 
Curt H e y n e  im vorliegenden Buche 
zur Aufgabe gemacht. In den Mittel­
punkt der E rörterung ist die bedeut­
sam ste Frage der Feuerversicherungs­
technik: d ie  W e r t e r m i t t l u n g ,  ge­
stellt. Damit sind die m eisten anderen 
wichtigen Bestim m ungen in Zusam m en­
hang gesetzt. Leitend w ar der Gedanke, 
nicht durch Einzelheiten, die den Prak­
tiker w eniger berühren, das Eindringen 
in den G eist des G esetzes zu erschwe­
ren. Die allgemeinen V ersicherungs­
bedingungen sind einschließlich der 
Zusatzbedingungen für die Landwirt­
schaft fast vollständig verarbeitet. So 
ist das Buch, auf dessen reichen Inhalt 
hier w eiter einzugehen nicht möglich 
ist, vorzüglich geeignet, die Versiche­
rungstechniker wie die Leiter unserer 
industriellen, kaufm ännischen und land­
wirtschaftlichen Betriebe in den spröden 
Stoff des V ersicherungsw esens einzu­
führen und die vielfach noch vorhan­
dene U nkenntnis und Teilnahmlosig- 
keit, mit der weite Kreise den sie doch 
aufs engste berührenden neuen Rechts­
verhältnissen gegenüberstehen, zu be­
heben. Ein sorgfältiges Sachregister 
sowie ein Paragraphenregister (für das 
Reichsgesetz vom 30. Mai 1908, die all­
gem einen V ersicherungsbedingungen 
vom 1. Januar 1910, endlich noch für 
die Zusatzbedingungen für die Land­
wirtschaft) erhöhen die Brauchbarkeit 
des W erkes.
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